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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 7 . J a h r g a n g , M ä r z 2 0 0 5 , H e f t 3

D e r a k t u e l l e B e i t r a g

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Europäische Präsidentenkonferenz

Die 33. Europäische Präsidentenkonfe-
renz war ein voller Erfolg. Einen Bericht
finden Sie auf den Seiten 125 ff. Die Auf-
arbeitung der Ergebnisse der Europäi-
schen Präsidentenkonferenz wird über
die Internetseite www.e-p-k.at abrufbar
sein.

Der Empfang beim Bundespräsidenten,
insbesondere seine sachpolitischen Äuße-
rungen in seiner Ansprache haben bei
den anwesenden Teilnehmern große Zu-
stimmung gefunden. Wir geben sie im Fol-
genden wieder:

Ansprache des Bundespräsidenten vor der

33. Europäischen Konferenz der Präsiden-
ten der Rechtsanwaltskammern am 4. 2.

2005

Zum 33. Mal findet nun schon die Europäi-
sche Konferenz der Präsidenten der
Rechtsanwaltskammern statt. Es freut mich
sehr, Sie aus diesem Anlass in der Hofburg
begrüßen zu können. Ich gedenke mit Ih-
nen des langjährigen Präsidenten des
österreichischen Rechtsanwaltskammerta-
ges, Walter Schuppich, auf dessen Initia-
tive dieses Treffen zurückgeht. Dass es in
diesen 33 Jahren nichts von seiner Attrak-
tivität verloren hat, spricht für die Tüchtig-
keit der Organisatoren, aber auch für die
Schönheit und die Gastfreundschaft der
Stadt Wien.
Es mag kein reiner Zufall sein, dass die
Konferenz regelmäßig zwischen zwei Bäl-
len stattfindet. Aber Sie leisten auch harte

Arbeit während dieser Konferenz und ver-
dienen daher wirklich eine Entspannung.

Das Thema Ihrer diesjährigen Konferenz
lautet „Die Standesorganisationen der
Rechtsanwälte in Europa“. Das ungestörte
Funktionieren der beruflichen Interessens-
vertretungen ohne unsachliche Eingriffe
des Staates war mir immer ein besonderes
Anliegen. Die Interessensvertretungen der
freien Berufe hatten eine wesentliche Funk-
tion als Schrittmacher von demokratischer
Selbstverwaltung schon zu Zeiten, in de-
nen die Demokratie im Staatswesen noch
in den Kinderschuhen steckte. Die Stan-
desgerichtsbarkeit der freien Berufe ist
ein besonderes Merkmal dieser Selbstver-
waltung.

Die europäische Integration bringt auch
für Sie neue Aufgaben und neue Heraus-
forderungen. Ich erwähne hier die bereits
realisierte Liberalisierung auf dem Gebiet
der Kanzleisitze. In meiner politischen
Laufbahn war ich stets ein energischer Ver-
fechter der europäischen Integration.
Doch verstehe ich durchaus, dass Ihnen
als obersten Repräsentanten der europäi-
schen Rechtsanwaltschaft manche Ent-
wicklungen Sorge bereiten.

Dies gilt für die im Entstehen begriffene
Rahmenrichtlinie für die Dienstleistungen
im Binnenmarkt. Mit Recht sehen viele
von Ihnen in einer unterschiedslosen Rege-
lung für alle in Betracht kommenden
Dienstleistungen ein Problem und verlan-

gen eine Ausnahme von der Richtlinie für
Ihren Berufsstand. Bei aller Würdigung
der mit der europäischen Integration ver-
bundenen Liberalisierung sollten die Be-
sonderheiten der einzelnen Dienstleistun-
gen entsprechend gewürdigt werden. Die
unterschiedslose Anwendung des „Her-
kunftslandprinzips“ für die Rechtsanwälte
ist sicher kritisch zu hinterfragen.

Sorgen bereitet aber auch die in Vorberei-
tung begriffene dritte Richtlinie für die
Geldwäscherei. Niemand wird bestreiten,
dass es sich bei der Bekämpfung der Geld-
wäscherei um ein sehr wichtiges Anliegen
handelt. Ebenso legitim aber ist die Forde-
rung der Rechtsanwälte nach einem wirk-
samen Schutz des Vertrauens, das der
Klient dem Rechtsanwalt entgegen bringt.
Wie so oft im rechtlichen Bereich geht es
hier um den Konflikt zweier unterschiedli-
cher Wertungen, der in sensibler Weise
zu lösen wäre. Sehr einleuchtend ist Ihr
Standpunkt, dass zunächst die Auswirkun-
gen der bereits bestehenden zweiten Richt-
linie überprüft werden sollten, bevor man
eine weitere Richtlinie in Angriff nimmt.

Ohne freien Anwaltsstand gibt es keinen
funktionierenden Rechtsstaat. Ich wün-
sche Ihnen viel Erfolg bei der Bewälti-
gung der gar nicht einfachen Aufgaben,
die auf Sie als die obersten Repräsentan-
ten des Anwaltsstandes in Europa zukom-
men und auch in Zukunft zukommen wer-
den.
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Anrechnungsbetrag gemäß
§ 13 BBezG

Im Rahmen des Pensionsharmonisierungsgesetzes wurden ua auch
das Bezügegesetz und das Bundesbezügegesetz geändert.

§ 13 BBezG sieht vor, dass im Falle der Beendigung des Anspru-
ches auf Bezüge oder auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbe-
zügegesetz der Bund an den Pensionsversicherungsträger, der auf-
grund der ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig ist oder aufgrund
der zuletzt ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig war, einen An-
rechnungsbetrag zu leisten hat.

Als Pensionsversicherungsträger gelten nun auch die Versorgungs-
einrichtungen der gesetzlichen beruflichen Vertretungen der nach
§ 5 GSVG von der Pensionsversicherung ausgenommenen Perso-
nen.

Daher ist ein Anrechnungsbetrag an die Versorgungseinrichtung
zu leisten, wenn der Betreffende, der Ansprüche nach dem Bundes-
bezügegesetz hatte, ein Rechtsanwalt war oder ist.

§ 12 der Satzung Teil B (Zusatzpension) wurde bereits im Jahr
2003 in Hinblick auf diese Möglichkeit geändert, so dass der An-
rechnungsbetrag nach dem BBezG an die Zusatzpension (Teil B) zu
überweisen ist.

Wichtige Informationen
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Akademie für Recht und Steuern (ARS): Verlassen-

schaftsverfahren NEU und ausgewählte Fragen des

materiellen Erbrechts – Ri Dr. Hans Langer/Dr. Beer

31. März Wien
Verlag Österreich Akademie: Hausbesorger ALT –

Hausbesorger NEU – Arbeits- und abgabenrechtliche
Fragen – Dr. Ulrike Assem/Dkfm. Mag. Gudrun Ha-
senauer

4. April Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: Grundbuch IV –

ADir A. Jauk

7. April Wien
Verlag Österreich Akademie: Aktuelle Entwicklungen
im Wiener Baurecht – Hon.-Prof. Dr. Heinrich Geuder

13. April Wien
Verlag Österreich Akademie: Grundwissen GmbH-

Recht für Geschäftsführer und Gesellschafter – Rechte
– Pflichten – Wissenswertes – Dr. Lukas Fantur

28. April Wien
Institut für Europäisches Recht: Organizational and
Working Procedures of the EC/EU institutions – Univ.-
Lekt. Dr. Moritz Röttinger LL.M. (ULB)

4. Mai Wien
Institut für Europäisches Recht: Organizational and
Working Procedures of the EC/EU institutions – Univ.-
Lekt. Dr. Moritz Röttinger LL.M. (ULB)

9. Mai Wien
Institut für Europäisches Recht: Organizational and

Working Procedures of the EC/EU institutions – Univ.-
Lekt. Dr. Moritz Röttinger LL.M. (ULB)

10. Mai Graz
Verlag Österreich Akademie: Beendigung von Dienst-

verhältnissen – Kündigung und Entlassung – Mag. Dr.
Gabriela Petrovic

11. Mai Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: Gründung ei-
ner Ges.m.b.H. – RegRat G. Wetschnig

22. bis
25. Mai

Wien
International Pension & Employee Benefits Lawyers As-
sociation: 10th International Conference

23. Juni Salzburg
Verlag Österreich Akademie: Gewerbeordnung im

Umbruch – Dr. Josef Unterweger

7. Juli Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: Sommer-Block-

seminar (BU-Kurs)

10. bis
14. Juli

Rust
4th International Tax Law Summer Conference

Ausland
18. und
19. März

München
International Association of Lawyers (UIA)/Internatio-
nal Association of Young Lawyers (AIJA): How to set

up and run a foreign subsidiary

Termine
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§§ 1, 9, 33 PSG:

Änderung der Stiftungserklärung durch den Stiftungsvorstand

1. Änderungen der Stiftungserklärung durch den Vorstand sind
nur eingeschränkt zulässig, und sie müssen 1. der Anpassung an
geänderte Verhältnisse dienen und 2. den im Stiftungszweck dar-
gelegten Stifterwillen berücksichtigen. Sie sind dann zulässig,
wenn sich die Umsetzung des Stifterwillens nach der ursprüngli-
chen Stiftungserklärung vernünftigerweise nicht mehr verwirklichen
lässt oder wenn der Stifter unter den geänderten Umständen eine
andere Regelung getroffen hätte.
2. Die Änderung bedarf der gerichtlichen Genehmigung, wodurch
die Kontrolle der ordnungsgemäßen Ausübung des Änderungs-
rechts sichergestellt wird.

OGH 25. 3. 2004, 6 Ob 187/03 y, GeS 2004, 240 (Arnold) =
RdW 2004/486 = ecolex 2004/373.

&

§§ 15a, 92 GmbHG; § 76 AktG:

Antragslegitimation zur Bestellung eines Notliquidators

1. § 15a GmbHG ist für die Liquidation sinngemäß anzuwenden.
2. Antragslegitimiert ist jeder, der ein Interesse an der ordnungsge-
mäßen Organzusammensetzung geltend machen kann (Beteilig-
ter), so insbesondere die Gesellschafter und auch Dritte, die einen
gegen die Gesellschaft durchzusetzenden Anspruch behaupten.
OGH 21. 5. 2003, 6 Ob 250/02m, ecolex 2004/167 (LS).

&

§§ 22, 93 GmbHG:

Informationsanspruch des GmbH-Gesellschafters

Der allgemeine, umfassende Informationsanspruch gegen die

GmbH steht auch ausgeschiedenen Gesellschaftern zu, soweit
die begehrte Einsicht Unterlagen betrifft, die in ihre Zeit als Gesell-
schafter fallen.

OGH 21. 5. 2003, 6 Ob 69/03w, ecolex 2004/168 (LS).

&

§ 76 GmbHG:

Änderung vom GmbH-Gesellschafter zum Treuhänder

Kommt ein GmbH-Gesellschafter mit einem Dritten überein, dass er
seine Beteiligung künftig als Treuhänder für den Dritten halten wer-
de, so unterliegt dieser Vorgang der Vereinbarungstreuhand, dem
Formgebot des § 76 Abs 2 GmbHG.

OGH 25. 2. 2004, 7 Ob 287/03m, ecolex 2004/374.

§ 281 Abs 1 Z 11 StPO (§ 281 Abs 1 Z 3, § 252 Abs 1 StPO;
§ 21 StGB):

Die Verlesung des zu dem auf einer geistigen oder seelischen Ab-
artigkeit höheren Grades beruhenden Zustand und dessen Einfluss
auf die Anlasstat erstatteten Gutachtens entgegen § 252 Abs 1
StPO begründet Nichtigkeit nach § 281 Abs 1 Z 11 erster Fall
iVm § 251 Abs 1 Z 3 (§ 252 Abs 1) StPO.

OGH 27. 4. 2004, 11 Os 31/04 (ÖJZ-LSK 2004/207).

&

§ 229 Abs 1 StGB (§ 127 StGB):

Objekt des Vergehens nach § 229 Abs 1 StGB ist jede einzelne Ur-
kunde, über die der Täter nicht oder nicht allein verfügen darf. Für
ein Begriffverständnis als Gesamtmenge der durch die eine tatbe-
standliche Handlungseinheit erfassten Gegenstände besteht dies-
falls keine Grundlage; werden durch ein und dieselbe Tat mehrere
Urkunden unterdrückt, liegen daher ebenso viele Vergehen nach
§ 229 Abs 1 StGB in gleichartiger Idealkonkurrenz vor. Der Be-
griff „eine fremde bewegliche Sache“ in § 127 StGB versteht sich
hingegen im Sinn einer Zusammenfassung der bei einem einzigen

Schon gelesen?
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diebischen Angriff (einer Tat) gestohlenen Gegenstände, womit
nichts anderes als die Gesamtmenge der durch eine tatbestandli-
che Handlungseinheit weggenommenen beweglichen Sachen ge-
meint ist.

OGH 4. 3. 2004, 15 Os 176/03 (ÖJZ-LSK 2004/181).

&

§ 252 Abs 1 und Abs 4 StPO (§ 281 Abs 1 Z 3 StPO): Unzulässige
Umgehung des Verlesungsverbots in Ansehung von Erhebungser-
gebnissen eines verdeckten Ermittlers:

Die durch Amtsverschwiegenheit bedingte Unmöglichkeit, das Er-
scheinen eines verdeckten Ermittlers des BMI als Zeugen zu be-
werkstelligen, kann grundsätzlich nicht als Ermächtigung zur Verle-
sung des Berichts des Ermittlers gemäß § 252 Abs 1 Z 1 StPO be-
griffen werden.Wird in der Hauptverhandlung eine Verhörsperson
über die ihr gegenüber getätigten Angaben des namentlich nicht
bekannt gegebenen verdeckten Ermittlers vernommen, so stellt dies
eine nach § 252 Abs 4 StPO unzulässige Umgehung des (beding-
ten) Verlesungsverbots nach § 252 Abs 1 StPO dar, die, sofern der

Mangel nicht gemäß § 252 Abs 1 Z 4 StPO saniert ist, Urteilsnich-
tigkeit gemäß § 281 Abs 1 Z 3 StPO zur Folge hat.
OGH 18. 2. 2004, 13 Os 153/03 (LGSt Graz 8 Hv 198/02 k)
(= ÖJZ-LSK 2004/141); EvBl 2004/142.

&

Sternsozietät – Verbot des § 21 c Z 8 RAO: Nicht verfassungswid-
rig; VfGH 1. 10. 2004, RdW 2005, 10, S 16.
Das Verbot des § 21 c Z 8 RAO, wonach ein Rechtsanwalt in
Österreich nur einem beruflichen Zusammenschluss angehören
darf, verletzt gemäß dieser Entscheidung weder Gleichheitssatz
noch Freiheit der Erwerbsausübung. Die verfassungskonforme In-
terpretation lautet gemäß VfGH dahingehend, dass sich ein Rechts-
anwalt in Österreich keinem beruflichen Zusammenschluss (mehr)
anschließen darf, wenn er bereits im In- oder Ausland einer Rechts-
anwalts-Sozietät angehört.

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.

Schon gelesen?

Klavierspielen oder
Kletterpflanzen
Muster für Unterlassungsklagen durch den Nachbarn

l Lärmimmissionen (Betriebsanlagen, Musikinstrumente)
l Geruchs- und Lichtimmissionen
l Unmittelbare Zuleitungen (Regenabfluss, Kletterpflanzen)
l Seit dem ZivRÄG 2004: negative Immissionen (mangelnder Lichteinfall)

Wie in diesen Fällen das Klagebegehren im Rahmen einer Unterlassungsklage zu
formulieren ist, finden Sie in der Zeitschrift Recht der Umwelt. 
Mit Erläuterungen zur Möglichkeit der Verallgemeinerung des Klagebegehrens und
zur richterlichen Klarstellungskompetenz.

RdU

Jetzt in Heft 1/2005
bestellen unter 01/531 61-100 �

01/05
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RA Dr. Alexander Hofmann LL.M., Wien

Koordination des anwaltlichen Versorgungssystems – unbehobene
Lücken und neue Ungleichheiten für Politiker-Anwälte nach der Pen-
sionsharmonisierung
Aufgrund der ungenügenden Koordination des anwaltlichen Versorgungswerkes mit dem ASVG-System (insbes Verlust von
ASVG-Anwartschaften beim Wechsel in die Anwaltschaft und fehlende Pensionsversicherung für Rechtsanwaltsanwärter)
bestehen Lücken. Die zunehmende Fluktuation im Berufsstand und die Pensionsreformen der letzten Jahre haben zur Ver-
schärfung dieser Defizite geführt. Eine für Politiker im Pensionsharmonisierungsgesetz geschaffene Sonderregelung kann als
Wegweiser zur Lösung eines der Probleme dienen.

I. Ziele der Pensionsharmonisierung und deren
Auswirkungen auf die Anwaltschaft

Am 18. 11. 2004 hat der Nationalrat das Pensionsharmonisie-
rungsgesetz beschlossen. Ziel des Gesetzgebers war es, für alle Er-
werbstätigen durch schrittweise Harmonisierung der Beitragssätze
und Beitragsgrundlagen bei gleichzeitiger Vereinheitlichung der
Leistungen nach dem Muster des ASVG ein einheitliches Pensions-
system zu schaffen.1) Zur Umsetzung dieser Vorgaben wurden in
Form eines Sammelgesetzes ein Allgemeines-Pensionsgesetz
(APG) erlassen und das ASVG, GSVG, FSVG, BSVG sowie die
dienst- und besoldungsrechtlichen Regelungen für Bundesbeamte
(insbes Pensionsgesetz 1965), Beschäftigte staatsnaher Bereiche
und Politiker durchgreifend geändert. Den Kern der Reform bildet
die Einführung des individuellen Pensionskontos (§§ 10 ff APG),
nach dem sich das Ausmaß der Pension für alle ausschließlich nach
der Höhe der für sie einbezahlten Beiträge richten wird.2) Das
kommt einer Durchrechnung auf den gesamten Erwerbszeitraum
gleich.

Schon bisher blieb es den Rechtsanwälten überlassen, an Stelle ih-
rer Einbeziehung in die gesetzliche Pflichtversicherung eigene Ver-
sorgungssysteme einzurichten (§ 5 Abs 1 Z 14 ASVG; § 5
GSVG). Rechtsanwaltsanwärter sind wegen der Aussicht auf die
Anwaltspension nur in der Kranken- und Unfallversicherung teilver-
sichert (§ 5 Abs 1 Z 8 ASVG; § 7 Z 1 lit e ASVG). Die Rechts-
anwälte betrachten diese Sonderstellung als Bestandteil ihrer
Selbstverwaltung. Die umfassende Reform des Pensionsharmonie-
rungsgesetzes hat daran nichts geändert. Es kann daher davon
ausgegangen werden, dass der Gesetzgeber das autonome Ver-
sorgungssystem der Anwälte auf Dauer respektieren will.

Allerdings kann nicht darüber hinweggesehen werden, dass die
anwaltliche Altersversorgung an der Schnittstelle zum ASVG-Sys-
tem Lücken aufweist, deren Auswirkungen sich mit zunehmender
Fluktuation im Berufsstand und durch die Reformen der letzten
Jahre (Pensionsreform 2003 und Pensionsharmonisierungsgesetz)
verschärft haben.

II. Verlust von Anwartschaften

Zum einen geht es um die wachsende Zahl jener Personen, die aus
dem ASVG-System in die Anwaltschaft wechseln und damit ihre im
ASVG erworbenen Anwartschaften verlieren, wenn diese für einen
Pensionsanspruch nicht ausreichen (Fehlen derWartezeit bzwMin-
destversicherungszeit von 180 Monaten – § 236 ASVG; § 4
Abs 1 APG) und der Erwerb weiterer Versicherungszeiten (zB
durch eine zusätzliche ASVG-Beschäftigung) unterbleibt.

Das System des ASVG sieht für den Wechsel in ein anders struktu-
riertes System (zB vom ASVG in den öffentlicher Dienst – sog pen-
sionsversicherungsfreies Dienstverhältnis) grundsätzlich vor, dass
ein Überweisungsbetrag an den neuen Pensionsträger geleistet
wird, der im Gegenzug dafür die im früheren System erworbenen
Anwartschaften anerkennt (§§ 308 ff ASVG; ähnlich: § 64 Notar-
versicherungsgesetz). Bei einem Wechsel innerhalb der gesetzli-
chen Pensionsversicherungssysteme ASVG, GSVG, BSVG wird
überhaupt ein einheitlicher Versicherungsverlauf angenommen
und ein einziger Versicherungsträger bestimmt.3) Das Pensionshar-
monisierungsgesetz ändert daran nichts.

Für die Aufnahme einer Tätigkeit als Rechtsanwaltsanwärter oder
angestellter Rechtsanwalt ist die Leistung einer Überweisung indes-
sen ausgeschlossen (§ 308 Abs 2 ASVG). Die Tätigkeit als Rechts-
anwalt ist von der Pflichtversicherung des § 5 GSVG ausgenom-
men. ASVG-Anwartschaften verfallen so. Aus den gesetzlichen Re-
gelungen einiger Pensionssysteme folgt gar, dass bei einem Wech-
sel in die Anwaltschaft der Überweisungsbetrag an die PVA zu
leisten ist (zB § 63 Notarversicherungsgesetz;4) § 49 h Abs 3 Be-
zügegesetz). Die in solchen Systemen geleisteten Beiträge werden

Abhandlungen

1) Entschließungsantrag E 8-NR, 22. GP vom 11. 6. 2003.
2) Tomandl, Was will die Pensionsharmonisierung wirklich? – Die Presse

vom 16. 9. 2004.
3) Tomandl, Grundriss des österreichischen Sozialrechtes5 Rz 285, 286.
4) Der Verfassungsgerichthof hat die Behandlung einer dagegen erhobenen

Beschwerde im Lichte der stRsp zu den Eigengesetzlichkeiten des Systems
der gesetzlichen Sozialversicherung abgelehnt (VfGH 4. 10. 2000,
B 1737/99).
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dann ebenfalls nicht anspruchswirksam, was außerdem zu einer
systemwidrigen Bereicherung der PVA führt.5)

Umgekehrt behält ein Anwalt, der nach Erfüllung der Wartezeit
von 1 Jahr aber vor Erreichen des Pensionsalters aus der Kammer
ausscheidet, zwar einen Anspruch auf Anwaltspension in Höhe ei-
nes verhältnismäßigen Teiles der Basisalterrente. Das kann sich
aber als unzureichend erweisen, wenn entweder im allgemeinen
Pensionssystem nicht mehr genug Beiträge für eine zweite Pension
gesammelt werden können oder sich aus dem unterschiedlichen
Regelpensionsalter (68 für Anwälte/65 für ASVG-Pension) oder
gegenüber einer Gesamtverlaufsrechnung Einbußen ergeben.

Es müsste daher einerseits vorgesehen werden, dass beim Übertritt
in die Versicherungsgemeinschaft der Rechtsanwälte der bisherige
Versicherungsträger die bei ihm erworbenen Anwartschaften nach
dem Vorbild der Bestimmungen der §§ 308 ff ASVG durch Leis-
tung einer Überweisung an die anwaltliche Versorgungseinrich-
tung abtritt. Andererseits müssten bei einem Wechsel in umgekehr-
ter Richtung die vom Anwalt im Umlagesystem Teil A geleisteten
Beiträge auf das APG-Pensionskonto übertragen werden.

III. Teillösung für Politiker

Eine Detailregelung, mit der die aufgezeigte Lücke – jedoch nur für
Pensionsbeiträge von Politikern – behoben wurde, dürfte den Weg
zu einer allgemeinen Lösung weisen. Die Sonderregelung wurde
erst aufgrund eines vom Bundeskanzleramt initiierten Abände-
rungsantrags in das Gesetz aufgenommen.

Sie betrifft folgenden Fall: Für Pensionsbeiträge von Politikern, die
noch unter das Bezügegesetz fielen und von ihrem Optionsrecht
auf Inanspruchnahme der Politikerpension keinen Gebrauch ge-
macht haben, war vom Bund ein Überweisungsbetrag an den zu-
ständigen Pensionsversicherungsträger zu leisten (§ 49h Abs 3
Bezügegesetz). Unterlag der Betreffende bis zum 31. 7. 1997 kei-
ner anderen gesetzlichen Pflichtversicherung, ging die Überwei-
sung an die PVA. Wurde der Betreffende Rechtsanwalt, konnte
das nach den oben dargestellten Grundsätzen zum Verlust der Bei-
träge führen. Daher wurde mit dem Pensionsharmonisierungs-
gesetz das Bezügegesetz indessen § 49 h Abs 3 dahingehend
ergänzt, dass der Überweisungsbetrag gegebenenfalls an die Ver-
sorgungseinrichtung einer nach § 5 GSVG von der Pensionsversi-
cherung ausgenommen Personengruppe (zB die Versorgungsein-
richtung einer Rechtsanwaltskammer) zu leisten ist.

Systemkonform müssten die überwiesenen Beträge dem Teil A der
Versorgungseinrichtung zugeführt werden, weil sie aus einem Um-
lagesystem herrühren, dem das auf den §§ 49 ff RAO basierende
System Teil A entspricht.6) Nach der Bestimmung des § 12 Abs 6
der Satzungen für die Zusatzpension Teil B wird die Überweisung
im System Teil B einzustellen sein.

Auf den ersten Blick erscheint es ärgerlich, dass ein grundsätzli-
ches und sehr viele Rechtsanwälte betreffendes Problem vorerst
nur für eine kleine und privilegierte Berufsgruppe gelöst wurde. Al-
lerdings ist zu hoffen, dass gerade diese Sonderregelung aus Grün-
den der Fairness und Gerechtigkeit den Anstoß zu einer Gesetzes-
novelle geben wird, mit der auch die Überweisung anderer als
durch politische Funktion erworbene Anwartschaften an die Versor-
gungseinrichtungen der Rechtsanwaltskammern verfügt wird.7)

IV. Ausnahme der Konzipienten von der
Vollversicherung

Im vorliegenden Zusammenhang muss auch auf die fehlende Al-
terssicherung von Rechtsanwaltsanwärtern hingewiesen werden.
Deren Ausnahme von der ASVG-Vollversicherung mochte früher
dadurch zu rechtfertigen gewesen sein, dass der Berufsanwärter
von dem einmal gefassten Wunsch, Rechtsanwalt zu werden, in
der Regel nicht mehr abgegangen ist und seine Versorgung durch
die zu erwartende Anwaltspension gesichert erschien. Diese Vo-
raussetzung trifft heute aber vielfach nicht mehr zu.

Nachdem mehr und mehr Anwärter auch nach längerer Ausbil-
dungszeit nicht Anwalt werden, ist diese Gruppe nach dem Pensi-
onsharmonierungsgesetz mit dem Problem konfrontiert, dass sich
ihre Zeit als Konzipient mangels geleisteter Beiträge nicht auf
dem Pensionskonto niederschlägt. Mochten 4½ fehlende Beitrags-
jahre bei einem Durchrechnungszeitraum von ursprünglich 5, dann
10 und später 15 Jahren noch nicht ins Gewicht gefallen sein, so

Abhandlungen

5) Wer hingegen den Wechsel in die Advokatur mit dem Umzug in einen
Mitgliedsstaat der EU verbindet, dessen Versicherungs- und Versorgungs-
werke für Rechtsanwälte vom Geltungsbereich derWanderarbeitnehmer-
verordnung (EWG)Nr 1408/71 nicht ausgenommen sind, kommt in den
Genuss dieser Verordnung und wird besser gestellt. Er/Sie erhält für die
ASVG-Beitragszeiten (auch wenn diese weniger als 180 Monate betra-
gen) eine Teilrente, die dem Verhältnis der in Österreich erworbenen An-
wartschaften zur Summe der insgesamt (unter Anrechnung der ausländi-
schen Anwaltspraxis) zurückgelegten Versicherungszeiten entspricht.
Diese Begünstigung eines Falles mit Gemeinschaftsrechtsbezug nach
EU-Recht gegenüber einem vergleichbaren rein innerstaatlichen Sachver-
halt ist gleichheitswidrig (VfGH 1. 3. 2004, G 110/03; 9. 12. 1999,
G 42/99). Die Einbeziehung des österreichischen Sondersystems für An-
wälte in die Verordnung 1408/71 steht noch an und wird voraussichtlich
im Laufe des Jahres 2005 rückwirkend zum 1. 1. 2005 in Kraft treten.

6) Hochegger, AnwBl 1997, 788.
7) Hochegger hat den Verfasser davon informiert, dass überlegt werde, an-

stelle einer Überweisung die innerstaatlichen Regelungen dem pro rata
temporis-Prinzip der EU Verordnung 1408/71 nachzuformen und für
die im anderen System erworbenen Anwartschaften gegen den alten Pen-
sionsversicherungsträger einen Anspruch auf Teilpension einzuräumen.
Der Überweisung ist aus meiner Sicht der Vorzug zu geben. Sie wäre
im System Teil B marktkonform zu verrenten, im allgemeinen Sozialversi-
cherungssystem hingegen nur mit dem gesetzlichen Kontoprozentsatz
von 1,78% (§ 12 Abs 2 APG). Nur für Ansprüche im System Teil B be-
steht die Option, deren Abfindung mit einem Teil des Deckungskapitals
zu begehren. Die Überweisung ließe sich legistisch einfacher umsetzen.
Sie wäre auch leichter zu administrieren. Schließlich würde die Zustän-
digkeit von mehreren Pensionsversicherungsträgern den Anspruchsbe-
rechtigten und dessen Angehörige mit zusätzlichem Aufwand belasten.
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wird künftig jeder Konzipient, der nicht als Anwalt in Pension geht,
für die als Anwärter verbrachte Zeit eine spürbare Minderung sei-
ner Ersatzrate hinnehmen müssen. Bereits die Verlängerung der
Durchrechnung auf 40 Jahre durch die Pensionsreform 2003 hat
hier Handlungsbedarf entstehen lassen.

Meines Erachtens wäre es am einfachsten, den RAA in das ASVG-
System, wo er bereits kranken- und unfallversichert ist, voll zu inte-
grieren.8) Nach der Eintragung als Anwalt wären die ASVG-An-
wartschaften von der Versorgungseinrichtung der Kammer gegen
eine Überweisung zu übernehmen. Entscheidet sich der Anwärter
nicht für die Anwaltslaufbahn, bleibt er weiter im allgemeinen Sys-
tem versichert. Der Selbstverwaltung des Anwaltsstandes tut das si-
cher keinen Abbruch. Die Verwaltung durch die PVA erspart den
Kammern Transaktionskosten. Dass die Aufbringung des Beitrages
von 22,8% die Nettovergütung schmälert und die Lohnkosten er-
höht, ist systemimmanent. Würde man den Anwärter hingegen in
Gemeinschaft mit den Anwälten versichern, müsste auf jeden Fall
vorgesehen werden, dass die dort erworbenen Anwartschaften
bei einem Wechsel in das neue System übergeleitet und am Pensi-
onskonto erfasst werden. Das würde einen komplizierten und teu-
ren Umbau des anwaltlichen Pensionssystems erfordern. Der anfal-
lende Administrationsaufwand würde die schlanken Einrichtungen
vermutlich überfordern.

V. Schlussbemerkung

Die autonomen Versorgungseinrichtungen der Rechtanwälte sollen
bestehen bleiben. Eine Anpassung an das allgemeine Beitrags-
und Leistungsschema (Harmonisierung iSd Pensionsharmonisie-
rungsgesetzes) ist nicht gefordert. Allerdings muss das historisch
gewachsene Verhältnis zum gesetzlichen Sozialversicherungsrecht
den Entwicklungen der Arbeitswelt und der Strukturreform des all-
gemeinen Pensionsrechtes angepasst werden. Die Anwaltspension
muss daher nicht harmonisiert, sondern koordiniert werden. Insbes
sollten ASVG-Anwartschaften nach einem Übertritt in die Anwalt-
schaft in das neue Versorgungssystem überwiesen und Rechtsan-
waltsanwärter in die Altersversorgung einbezogen werden. Lässt

man die aufgezeigten Versorgungslücken und Widersprüche zu
den systemübergreifenden Prinzipien der Pensionsharmonisierung
bestehen, kann das die Legitimation für die beanspruchte Eigen-
ständigkeit in Frage stellen.

Anmerkung zum Beitrag von Dr. Alexander Hofmann
zur Koordination des anwaltlichen Versorgungs-

systems

Richtig ist, dass auch das Pensionsharmonisierungsgesetz keine Ko-
ordination zwischen den staatlichen Pensionssystemen (geregelt im
ASVG, GSVG, FSVG, BSVG) und den Versorgungssystemen eini-
ger Kammern der Freien Berufe vorsieht, dies trifft insbes auf die Ver-
sorgungseinrichtungen der Rechtsanwälte zu. Im Gegensatz zu der
in der Verordnung (EWG) Nr 1408/71 geregelten Koordination
bei grenzüberschreitenden Sachverhalten fehlt eine derartige Koor-
dinierung im innerstaatlichen Bereich. Im Hinblick darauf, dass die
Ausnahme der Versorgungseinrichtungen der Rechtsanwälte vom
System der Verordnung (EWG) 1408/71 voraussichtlich in Bälde
(rückwirkend per 1. 1. 2005) entfallen wird, wurde Teil A der Ver-
sorgungseinrichtungen bereits im Jahre 2003 umgestaltet. Die Än-
derungen sind in allen Rechtsanwaltskammern mit Wirksamkeit
ab 1. 1. 2004 in Kraft getreten. Dabei wurde unter Beiziehung aus-
und inländischer Experten, insbes auch der zuständigen Damen
und Herren des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Genera-
tionen und Konsumentenschutz, versucht, jene Regelungen in das
Umlagesystem (Teil A der Versorgungseinrichtungen) einzuarbei-
ten, welche notwendig sind, um dieses Systemmit denGrundsätzen
der Verordnung (EWG) 1408/71 in Einklang zu bringen. Diese
Verordnung sieht imWesentlichen vor, dass dann, wenn ein Rechts-
anwalt aufgrund eines Berufswechsels in ein anderes Pensionssys-
tem übertritt, seineAnwartschaft im Bereich der Versorgungseinrich-
tung, welcher er als Rechtsanwalt angehört hat, nicht verloren geht.
Das System der Verordnung (EWG) 1408/71 sieht vor, dass der
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betreffende Rechtsanwalt in der Folge eine angemessene Pension
aus allen Systemen erhält, denen er während seiner Berufslaufbahn
angehörte, wobei alle Teilpensionen zusammen eine angemessene
Gesamtpensionsleistung ergeben müssen.

Um eine ähnliche Koordination im innerstaatlichen Bereich zu er-
reichen, wurde bereits seinerzeit im Bundesministerium für soziale
Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz eine Arbeits-
gruppe eingerichtet, welche sich mit diesem Problem befassen soll-
te. Diese Arbeiten wurden in der Folge im Hinblick auf die vorge-
sehene Pensionsharmonisierung unterbrochen, werden nunmehr
jedoch wieder aufgenommen. In welcher Form die Koordinierung
erfolgen wird, hängt vom Ergebnis der Beratungen dieser Arbeits-
gruppe ab, wobei grundsätzlich zwei Möglichkeiten bestehen,
nämlich entweder eine Regelung in Form von Überweisungsbeträ-
gen oder eine Regelung, welche sich an das System der Verord-
nung (EWG) 1408/71 anlehnt.

Richtig ist, dass für jene Rechtsanwälte, welche vorübergehend
eine politische Funktion übernehmen, durch die Änderung des Bun-

desbezügegesetzes und des Bezügegesetzes das Problem der Ko-
ordination bereits gelöst wurde, allerdings handelt es sich bei die-
sen Änderungen lediglich um eine Klarstellung, grundsätzlich war
diese Regelung im Bundesbezügegesetz bzw im Bezügegesetz be-
reits bisher vorgesehen, strittig war lediglich, ob auch die Versor-
gungseinrichtungen der Kammern der Freien Berufe unter die Pen-
sionsversicherungsträger gemäß § 13 BBezG fallen, was unserer
Auffassung nach unstrittig war, im Hinblick auf abweichende Stel-
lungnahmen des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Gene-
rationen und Konsumentenschutz jedoch einer Klarstellung bedurf-
te.

Ob Rechtsanwaltsanwärter im Bereich der Pensionsversicherung in
die Pflichtversicherung nach dem ASVG oder in die Versorgungs-
einrichtung, Teil A, einbezogen werden sollen, ist in erster Linie
als standespolitische Frage zu sehen. Derzeit werden darüber im
zuständigen Arbeitskreis für Wirtschaftsfragen eingehende Bera-
tungen durchgeführt, deren Ergebnis abzuwarten sein wird.

Dr. Herbert Hochegger
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33. Europäische Präsidenten-
konferenz – Wiener Advoka-
tengespräche
Zum nunmehr bereits 33. Mal versammelten sich vom 3. –5. 2.
2005 inWien die Spitzenvertreter der europäischen Kammerorga-
nisationen und Anwaltsverbände. Der Österreichische Rechtsan-
waltskammertag als Veranstalter dieser in Europa einzigartigen
Konferenz hatte die Ehre, mehr als 250 hochrangige Gäste aus
dem In- und Ausland begrüßen zu dürfen.

Erster Programmpunkt der Tagung war der gemeinsame Begrü-
ßungsabend der Stadt Wien und des ÖRAK, der erstmals in den
Hofstallungen des Museums Moderner Kunst Stiftung Ludwig (MU-
MOK) stattfand. Die bereits in großer Zahl anwesenden Teilnehmer
wurden von Frau Landtagspräsidentin Prof. Erika Stubenvoll und
ÖRAK-Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler begrüßt. Nach dem
Abendessen hatten die Besucher die Gelegenheit, zahlreiche
Kunstgegenstände im MUMOK zu besichtigen.

Hauptthema der Arbeitssitzung, die am 4. 2. 2005 im Palais Fers-
tel stattfand, war „Die Standesorganisationen der Rechtsanwälte in
Europa“. Der ÖRAK hatte vor Beginn der Veranstaltung Fragebö-
gen zu den Themen „Rechtsform und Aufbau der Standesorganisa-
tionen“ und „Aufgabenbereiche der Kammern und wirtschaftliche
Aspekte der Standesorganisation“ versendet. Begrüßt wurden
die Konferenzteilnehmer durch die Vorstandssprecherin der Bank
Austria Creditanstalt, Frau Dr. Regina Prehofer, deren Institut es
durch seine Unterstützung ermöglicht, dass die Tagung in diesem
Rahmen stattfinden kann.

Im Rahmen eines Einleitungsstatements referierten Vizepräsident
Dr. Gernot Murko, Vorsitzender des ÖRAK-Arbeitskreises Berufs-
recht, und Dr. Michael Kutschera, IBA-Councillor des ÖRAK, über
die Auswertung der Fragebögen. Sie finden diese Referate im An-
schluss an diesen Bericht.

Am Freitagmittag empfing Herr Bundespräsident Dr. Heinz Fischer
persönlich die Teilnehmer der Europäischen Präsidentenkonferenz.
Herr Bundespräsident Dr. Heinz Fischer zeigte in seiner Ansprache
Verständnis für die Bedenken der Anwaltschaft im Zusammenhang
mit der geplanten Dienstleistungsrichtlinie, insbesondere dem dort
vorgesehenen Herkunftslandprinzip, und der in Vorbereitung be-
findlichen 3. Geldwäsche-Richtlinie.

Nach dem Mittagsempfang wurde die Fragebogenauswertung in
parallel tagenden Arbeitsgruppen, die von den Mitgliedern des
ÖRAK-Präsidiums Dr. Gerhard Benn-Ibler, Dr. Waltraute Steger,
Dr. Gerhard Horak und Dr. Rupert Wolff geleitet wurden, disku-
tiert. Bei der anschließenden gemeinsamen Schlusssitzung wurden
die Ergebnisse aus den Arbeitsgruppen besprochen.

Empfang in der Präsidentschaftskanzlei (vlnr: Wolff, Steger, Horak, Fischer,

Benn-Ibler)

Auf Initiative des CCBE wurde von den anwesenden Vertretern der
Anwaltsorganisationen eine Resolution (Volltext im Anschluss an
diesen Bericht) verabschiedet, in der dazu aufgerufen wurde,
den Vorschlag für die 3. Geldwäsche-Richtlinie solange zurückzu-
stellen, bis eine vollständige Evaluierung der Auswirkungen der
2001 beschlossenen 2. Geldwäsche-Richtlinie vorliegt.

Im Rahmen eines Pressegespräches am Rande der EPK stellten sich
ÖRAK-Präsident Dr. Benn-Ibler und der für internationale Angele-
genheiten zuständige ÖRAK-Vizepräsident Dr. Wolff den Fragen
der zahlreich anwesenden Medienvertretern.

Überreichung des ÖRAK-Ehrenzeichens an Dr. Böhmdorfer und Dr. Ofner

Traditionell endete der arbeitsreiche Tag mit einem Empfang im
Palais Pallavicini. Hierbei wurde den beiden ehemaligen Justizmi-
nistern, Dr. Harald Ofner und Dr. Dieter Böhmdorfer, inWürdigung
ihrer hervorragenden Verdienste um die österreichische Rechts-
anwaltschaft das ÖRAK-Ehrenzeichen verliehen.

Europa
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Empfang im Palais Pallavicini

Im Palais Pallavicini konnte der Österreichische Rechtsanwaltskam-
mertag nicht nur Frau Bundesminister Mag. Karin Miklautsch, son-
dern auch deren Gäste, die Justizminister der Republik Polen,
Herrn Andrzej Kalwas, und der Tschechischen Republik, Herrn Pa-
vel Nemec, sowie den Präsident von Eurojust, Herrn Michael G.
Kennedy, begrüßen. Für Herrn Justizminister Kalwas war es ein

Überreichung der Ehrenzeichen im BMJ (vlnr: Fish, Hellwig, Manhart, Prun-

bauer, Miklautsch, Auer, Meingast)

Wiedersehen mit vielen Bekannten – hatte er doch über viele Jahre
hindurch als Präsident das National Council of Legal Advisers aus
Polen bei der EPK in Wien vertreten.

Am Vormittag des 5. 2. 2005 wurden die Teilnehmer der Wiener
Advokatengespräche im Palais Trautson persönlich von Frau Bun-
desminister Mag. Miklautsch begrüßt. Im Rahmen dieser Einladung
wurden die beiden ehemaligen CCBE-Präsidenten John Fish und
Prof. Dr. Hans-Jürgen Hellwig sowie der Präsident der Vorarlberger
Rechtsanwaltskammer, Dr. Sepp Manhart, mit dem Großen Ehren-
zeichen für Verdienste um die Republik Österreich ausgezeichnet.
Frau Dr. Marcella Prunbauer-Glaser, langjährige Leiterin der
ÖRAK-Delegation beim CCBE, Herr Dr. Michael Auer, Vize-
präsident der Rechtsanwaltskammer Wien, und Dr. Konrad Mein-
gast, Ehrenpräsident der AEA und AIJA, erhielten in Würdigung
ihrer langjährigen verdienstvollen Tätigkeit das Goldene Ehren-
zeichen.

RA Dr. Staudacher als Sänger beim Juristenball

Der Juristenball in der Wiener Hofburg war glanzvoller Abschluss
der äußerst konstruktiv und ergebnisreich verlaufenen Wiener Ad-
vokatengespräche 2005. Fotos sowie weitere Informationen zur
EPK finden Sie auf www.e-p-k.at.

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Europa

Die 33. Europäische Präsidentenkonferenz wurde unterstützt von:
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Offener Brief der Präsidenten der europäischen
Anwaltsorganisationen an die Europäische
Kommission, das Europäische Parlament und
den Europäischen Rat aus Anlass der 33. Prä-
sidentenkonferenz

Wien, am 4. Februar 2005

Wir, die Unterzeichneten, fordern die europäischen Institutionen
auf, den Vorschlag für eine 3. Geldwäsche-Richtlinie solange zu-
rückzustellen, bis eine ordentliche Überprüfung der 2. Geldwä-
sche-Richtlinie vorgenommen worden ist.

Die 2. Richtlinie erlegte Rechtsanwälten bei ihrer Tätigkeit in be-
stimmten Fällen Meldepflichten auf. Es wurde damals offiziell aner-
kannt, dass die Bestimmungen über die neuen Meldepflichten, die
den Rechtsanwälten auferlegt wurden, nach drei Jahren überprüft
werden sollten, um ihre Auswirkungen zu beurteilen – siehe Artikel
2 der 2. Richtlinie, welcher besagt:

„Die Kommission führt innerhalb von drei Jahren nach dem Inkraft-
treten dieser Richtlinie im Rahmen des in Artikel 17 der Richtlinie
91/308/EWG vorgeschriebenen Berichts eine besondere Über-
prüfung der Aspekte durch, die sich auf die Umsetzung des Artikels
1 Buchstabe E fünfter Gedankenstrich, die spezielle Behandlung
von Rechtsanwälten und anderen selbständigen Angehörigen
von Rechtsberufen, die Feststellung der Kundenidentität bei Fernge-
schäften und die möglichen Auswirkungen auf den elektronischen
Handel beziehen.“

Die Rechtsanwälte Europas haben schon immer darauf hingewie-
sen und werden dies auch in Hinkunft tun, dass die ihnen mit der
2. Richtlinie auferlegten Meldepflichten die Grundrechte der EU-
Bürger verletzen. Wir glauben, dass das Recht auf absolut vertrau-
liche Beratung durch einen Rechtsanwalt, ohne dass der Rechtsan-

walt den staatlichen Behörden melden muss, ein Grundrecht der
Bürger in einem Rechtsstaat ist.

Es gibt keinerlei Untersuchungen über die Auswirkungen der 2.
Richtlinie auf die Bürger- und Menschenrechte. Die belgische und
die polnische Anwaltschaft haben die 2. Richtlinie bei ihren natio-
nalen Gerichten angefochten, und die französische Anwaltskam-
mer hat mit Unterstützung anderer europäischer Anwaltsorganisa-
tionen eine Petition an das Europäische Parlament bezüglich der
Auswirkungen der 2. Richtlinie gerichtet. Bezüglich dieser Petition
hat der zuständige Ausschuss des Europäischen Parlaments am
18. Jänner 2005 eine Stellungnahme angenommen, in der er sich
für die Zurückstellung des Vorschlags für die 3. Richtlinie aus-
spricht.

Weiters gibt es zunehmend Beweise dafür, dass die 2. Richtlinie
sehr unterschiedlich umgesetzt wird, was dazu führt, dass die Be-
lastung durch die Meldungs- und Sorgfaltspflichten in einigen Mit-
gliedstaaten höher ist als in anderen, was in der Folge bei grenzü-
berschreitenden Fällen verwaltungstechnische Belastungen hervor-
ruft. Es gibt keine Untersuchungen darüber, welches System gege-
benenfalls bezüglich der in der 2. Richtlinie angeführten Ziele
wirksamer ist als andere.

Auf Grund all dieser Umstände ersuchen wir die europäischen In-
stitutionen dringend, den Vorschlag für eine 3. Richtlinie solange
zurückzustellen, bis eine Überprüfung der praktischen Handha-
bung und der Konsequenzen für die Menschenrechte der 2. Richt-
linie durchgeführt worden ist und deren Ergebnisse evaluiert wor-
den sind. Erst dann sollten auf diesem Gebiet weitere gesetzgebe-
rische Maßnahmen im Zusammenhang mit der Geldwäsche ge-
setzt werden.

Europa

VERGLEICH                                     10Cg170/04m 
Klagende Partei: Österreichischer Rechtsanwaltsverein, Wirtschaftliche Organisation 
                            der Rechtsanwälte Österreichs, 1010 Wien 
vertreten durch:   Dr. Heinz-Peter Wachter, Rechtsanwalt, 1030 Wien 
Beklagte Partei:   Alfred Steinhauer, Billrothstraße 42/1/2/6, 1190 Wien 
vertreten durch:   Dr. Markus Schober, Rechtsanwalt, 1010 Wien 
Die beklagte Partei verpflichtet sich, es im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbe-
werbs zu unterlassen, die Bezeichnung �Advokat� (mit oder ohne Zusatz �ihr�) oder �Dr.hc. 
jura� zu verwenden,und zwar auch nicht als Bestandteil einer Internetadresse(E-mail-Adresse)
Handelsgericht Wien                     Dr. Friederich Kulka                                            29.11.2004
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Rechtsform und Aufbau der
Standesorganisation*)
Der Fragebogen und seine Auswertung

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK) hat den nach-
folgend abgedruckten Fragebogen an über 50 Anwaltsorganisatio-
nen in 37 Staaten geschickt, um der Vielfalt der verschiedenen Sys-
teme gerecht zu werden und um einen größeren Überblick zu ermög-
lichen. Es sindAntworten von36Organisationenaus 27 Ländern ein-
gegangen. Darunter sind sämtliche Staaten, die der EU vor der
Erweiterung am 1. 5. 2004 angehört haben, sowie die „neuen“
EU-Mitglieder Litauen, Polen, Slowakische Republik, Slowenien,
Tschechische Republik und Ungarn. Auch die Schweiz, Liechtenstein,
Bosnien-Herzegowina, die Republika Srpska, Kroatien, Serbien und
Montenegro, Bulgarien, Russland und die Türkei haben sich an der
Umfrage beteiligt. Stichtag der Auswertung ist der 20. 1. 2005.

Die Arbeitsgruppe 1 hat sich mit Rechtsform und Aufbau der Stan-
desorganisation beschäftigt. Fragen des Fragebogens 2 wurden
erörtert, soweit sie in einem unmittelbaren Zusammenhang zum
Themenbereich stehen. Dagegen wurde die Zulassung zur Berufs-
ausübung, die Kontrolle und Überwachung der Berufsausübung so-
wie die Disziplinargerichtsbarkeit aufgrund ihres Bezuges zu den
Aufgabenbereichen der Kammern und wirtschaftlichen Aspekte
der Standesorganisation in der Arbeitsgruppe 2 behandelt.

Bestand und Rechtsform
der Standesorganisation

Am Aufbau der Organisationen zeigt sich die Verschiedenheit der
Organisationen: Einige sind privatrechtlich aufgebaut (6 „Ja“-Ant-
worten, 9 „Nein“-Antworten), eine höhere Anzahl sind als Verein
organisiert (10 „Ja“-Antworten, 8 „Nein“-Antworten), aber der
weitaus größte Teil ist in seinem Aufbau staatlich oder gesetzlich
geregelt (19 „Ja“-Antworten, 6 „Nein“-Antworten) (Fragen 1.1.
bis 1.3.).

In Österreich handelt es sich sowohl bei den regionalen Kammern
als auch bei der nationalen Standesorganisation um Körperschaf-
ten öffentlichen Rechts, ihr Aufbau ist daher staatlich bzw gesetz-
lich geregelt.

In den meisten Ländern bestehen Berufsorganisationen sowohl auf
regionaler (bzw für die Schweiz kantonaler) Ebene als auch auf na-
tionaler Ebene: So gingen zur Frage nach dem Bestehen auf regio-
naler Ebene 20 „Ja“-Antworten und 6 „Nein“-Antworten ein (Frage
2.a.), zur Frage nach dem Bestehen auf nationaler Ebene 26 „Ja“-
Antworten und nur 1 „Nein“-Antwort ein.

In Frankreich wurde zusätzlich zwischen regionaler und lokaler
Ebene unterschieden. Interessant ist, dass in Ländern wie Finnland,
Liechtenstein, Luxemburg, Litauen oder der Tschechischen Republik
keine regionalen Organisationen bestehen. In Liechtenstein und Lu-

xemburg wird die Erklärung in der Größe des Landes liegen, in den
anderen Ländern in der Geschichte des Landes zu finden sein.

In Österreich bestehen Berufsorganisationen auf regionaler und na-
tionaler Ebene. Die gerade aktuelle Diskussion um eine neue Ver-
fassung und die Rechte der Bundesländer zeigt, dass in Österreich
ein sehr starkes föderalistisches Denken herrscht.

Die Möglichkeit der regionalen Organisation, Aufgaben an die na-
tionale Organisation zu übertragen, besteht nur in ungefähr einem
Viertel der Länder (4 „Ja“-Antworten, 13 „Nein“-Antworten) (Frage
11., Fragebogen 2). Die davon umfassten Aufgaben reichen von
allen Aufgaben (in Deutschland für den Anwaltverein), über Kon-
trollen (in den Niederlanden) bis hin zu Disziplinarverfahren (in
Bosnien-Herzegowina).

In Österreich ist die Frage zu bejahen und betrifft die Verwaltung
der Versorgungseinrichtung und Ausbildungsveranstaltungen für
Berufsanwärter.

Sehr selten können Aufgabenbereiche von nationaler Ebene auf
die regionale Ebene übertragen werden (3 „Ja“-Antworten, 17
„Nein“-Antworten) (Frage 12., Fragebogen 2). In zwei Fällen kön-
nen die Aufgaben gemeinschaftlich an alle regionalen Organisa-
tionen, in zwei Fällen an einzelne regionalen Organisationen über-
tragen werden (Fragen 12.1. und 12.2.).

Für Österreich ist die Frage zu verneinen.

Mitgliedschaft

Die Pflichtmitgliedschaft zu einer Standesorganisation scheint in
der überwiegenden Zahl der Länder vorzuherrschen. Die Frage
wurde sowohl für regionale als auch für nationale Organisationen
gestellt und für beide Bereiche ähnlich beantwortet:

Zur Pflichtmitgliedschaft auf regionaler Ebene sind 16 „Ja“-Antwor-
ten und 5 „Nein“-Antworten eingegangen (Frage 3.a.). Für die
Schweiz ist die Frage nur für bestimmte Kantone zu bejahen. In
Deutschland muss man zwischen Kammern (Pflichtmitgliedschaft)
und Anwaltvereinen (keine Pflichtmitgliedschaft) unterscheiden.

Zur Pflichtmitgliedschaft auf nationaler Ebene sind 19 „Ja“-Antwor-
ten und 6 „Nein“-Antworten eingegangen (Frage 3.b.). In Schott-
land muss man Mitglied der Law Society sein, um unter dem Titel
„Solicitor“ praktizieren zu können.

Der Prozentsatz bei freiwilliger Mitgliedschaft schwankt zwischen
50 und 95% (Frage 3.1.).

In Österreich besteht Pflichtmitgliedschaft auf regionaler Ebene.
Die nationale Organisation vertritt die Anliegen der Rechtsanwalt-
schaft in ihrer Gesamtheit und wahrt ihre Rechte und Pflichten.

Die Mitgliedschaft ist im Großteil der Länder Voraussetzung zur Be-
rufsausübung (23 „Ja“-Antworten, 5 „Nein“-Antworten) (Frage 4.).
Für Deutschland gilt das „Nein“ in Bezug auf den Anwaltverein.

Europa

*) Mein Dank gilt der Mitarbeiterin des juristischen Dienstes beim ÖRAK
Frau Mag. Andrea Eller für die Auswertung der Fragebögen.
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Für England und Wales ist zu beachten, dass man bei der Law So-
ciety registriert sein muss, um die Tätigkeit eines Solicitors ausüben
zu können und unter dieser Bezeichnung tätig zu sein. Weiters ha-
ben Finnland, Irland und die Schweiz diese Frage verneint.

In Österreich ist die Zugehörigkeit zu einer regionalen Länderkam-
mer mit der Ausübung des Berufes verbunden.

Recht ausgeglichen stellt sich die Lage dar, was die Stellung und
die Befugnisse der Berufsanwärter betrifft. Hier wurde danach ge-
fragt, ob eine eingeschränkte Zulassung besteht oder deren Tätig-
keit „überwacht“ wird.

Es sind 15 „Ja“-Antworten und 12 „Nein“-Antworten eingetroffen.
Diese Ausgewogenheit ist wohl darauf zurückzuführen, dass die
Zulassungsvoraussetzungen sehr verschieden sind.

In Österreich gibt es Berufsanwärter, deren Tätigkeit im Namen,
auf Verantwortung und unter Überwachung eines Rechtsanwaltes
erfolgt. Sie unterliegen darüber hinaus der berufsrechtlichen Über-
wachung durch die regionale Organisation einschließlich Zulas-
sung und disziplinärer Gewalt.

Aufbau, Verwaltung und Vertretung der
Organisation

Bei der Vertretung der Organisation nach außen wurde gefragt, ob
dies durch Einzelpersonen (Präsident) (24 „Ja“-Antworten, 1
„Nein“-Antwort) (Frage 9.1.), kollegiale Geschäftsführung (Präsidi-
um) (9 „Ja“-Antworten, 8 „Nein“-Antworten) (Frage 9.2.), andere
(zB Vorstand) (5 „Ja“-Antworten, 8 „Nein“-Antworten) (Frage 9.3.)
geschieht und – allenfalls – welche andere dies sind (Frage 9.4.).
Hier wurden etwa der Vorstand genannt (von Bosnien-Herzegowi-
na) oder es wurde ausgeführt, dass dies abhängig von den Um-
ständen sei (im Falle Schottlands) oder im Verhinderungsfall des
Präsidenten durch zwei Vizepräsidenten gemeinsam erfolgt (in
Deutschland beim DAV).

In Österreich vertritt der Präsident des österreichischen Rechtsan-
waltskammertages die österreichische Rechtsanwaltschaft nach au-
ßen.

In den Länderkammern obliegt dies dem Präsidenten der jeweili-
gen Rechtsanwaltskammer.

Bei der Art der Bestellung des/der Vertretungsbefugten zeigt sich
auf regionaler Ebene, dass die Wahl den Regelfall darstellt (22
„Ja“-Antworten, 1 „Nein“-Antwort von den Niederlanden) (Frage
10.1.), eine Ernennung kommt dagegen nie vor (keine „Ja“-Ant-
wort, 14 „Nein“-Antworten) (Frage 10.2.). Die Ernennung könnte
durch staatliche Stellen erfolgen (keine positive Antwort) (Frage
10.2.1.) oder andere (Frage 10.2.1.1.); letzterer Fall wurde von
Deutschland (BRAK) und Frankreich (Ordre des Avocats à la Cour
d’Appel de Paris) angegeben. Es wären auch andere Formen der
Bestellung denkbar (keine „Ja“-Antworten, 12 „Nein“-Antworten)
(Frage 10.3.) und so wurde auch gefragt, welche andere dies sind.

InÖsterreichwird der Präsident des österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages von der Vertreterversammlung, die aus Delegierten
aller österreichischen Rechtsanwaltskammern besteht, gewählt.

Die Wahl der Präsidenten der jeweiligen Länderkammern erfolgt
direkt in Plenarversammlungen aller in die Liste der jeweiligen
Rechtsanwaltskammern eingetragenen Rechtsanwälte.

Bei der Art der Bestellung des/der Vertretungsbefugten zeigt sich
auf nationaler Ebene, dass die Wahl überwiegt (25 „Ja“-Antwor-
ten, 1 „Nein“-Antwort) (Frage 11.1.), eine Ernennung kommt auf
dieser Ebene auch mitunter vor (3 „Ja“-Antworten, 12 „Nein“-Ant-
worten) (Frage 11.2.). Die Ernennung kann durch staatliche Stellen
erfolgen (keine positive Antwort) (Frage 11.2.1.) oder andere (dies
trifft auf Deutschland [BRAK], Italien und im Bereich des Bar Coun-
cil für England und Wales zu) (Frage 11.2.1.1.). Es wären auch
hier andere Formen der Bestellung denkbar (keine „Ja“-Antwort,
12 „Nein“-Antworten) (Frage 11.3.) und so wurde auch gefragt,
welche andere dies sind.

Für Schottland wurde in der Antwort darauf verwiesen, dass die
Mitglieder des „Council“ der Law Society aus gewählten Mitglie-
dern bestehen und aus Mitgliedern, die mittels Kooptation in das
„Council“ bestellt werden.

Sollte die Bestellung auf regionaler Ebene durch Wahl erfolgen, ist
denkbar, dass diese durch alle Rechtsanwälte eines Landes erfolgt
(14 „Ja“-Antworten, 6 „Nein“-Antworten) (Frage 12.1.), nur durch
die Mitglieder der Organisation erfolgt (12 „Ja“-Antworten, 2
„Nein“-Antworten) (Frage 12.2.), durch Wahlmänner oder Wahl-
gremien der Organisation erfolgt (keine „Ja“-Antwort, 11
„Nein“-Antworten) (Frage 12.3.) oder durch andere Formen (keine
„Ja“-Antwort, 11 „Nein“-Antworten) (Frage 12.4.) und – allenfalls
– welche andere dies sind.

Hier führte der DAV für Deutschland an, dass das Präsidium durch
den Vorstand gewählt wird und in Nordirland werden Amtsträger
aus und vom Vorstand gewählt.

Zur Wahl auf regionaler Ebene wurde getrennt gefragt, ob Berufs-
anwärter – so es solche gibt – wahlberechtigt sind.

Zur aktiven Stimmberechtigung gingen 2 „Ja“-Antworten und 9
„Nein“-Antworten ein (Frage 15.1.).

Zur passiven Berechtigung (Wählbarkeit für Funktionen) gingen
keine positive Antwort und 10 „Nein“-Antworten ein (Frage 15.2.).

Die Wählbarkeit für alle Funktionen wurde daher ausschließlich
verneint (8 „Nein“-Antworten) (Frage 15.2.1.).

Daher blieb die Frage nach den Funktionen, für die eingeschränkte
Wählbarkeit besteht, unbeantwortet (Frage 15.2.1.1.).

In Österreich kommt den Rechtsanwaltsanwärtern weder ein akti-
ves noch passives Wahlrecht, weder in den einzelnen Länderkam-
mern noch auf nationaler Ebene zu.

Zur Wahl auf nationaler Ebene wurde getrennt gefragt, ob Berufs-
anwärter – so es solche gibt – wahlberechtigt sind.
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Zur aktiven Stimmberechtigung gingen 3 „Ja“-Antworten und 12
„Nein“-Antworten ein (Frage 16.1.).

Zur passiven Berechtigung (Wählbarkeit für Funktionen) gingen
ebenfalls keine positive Antwort und 12 „Nein“-Antworten ein
(Frage 16.2.).

Demgemäß wurde die Wählbarkeit für alle Funktionen ausschließ-
lich verneint (7 „Nein“-Antworten) (Frage 16.2.1.).

Auch auf nationaler Ebene blieb die Frage nach den Funktionen,
für die eingeschränkte Wählbarkeit besteht, daher unbeantwortet
(Frage 16.2.1.1.).

Zum Bestehen einer Entlohnung der regionalen Organwalter gin-
gen 5 „Ja“-Antworten und 17 „Nein“-Antworten ein (Frage 17.).

Unterfragen wurden gestellt, ob sich die Entlohnung auf alle (1 po-
sitive Antwort) oder nur einzelne Organwalter (5 positive Antwor-
ten) bezieht (Frage 17.1.) – und wenn nur auf einzelne, auf wen
(Frage 17.1.1.). Hier wurden zB Präsident und Vizepräsident ge-
nannt (von Luxemburg) oder auch das Präsidium (von der Schweiz).

Als Höhe der Entlohnung pro Jahr wurde E 45.000,– bzw
E 22.500,– angegeben (eine Antwort) (Frage 17.2.).

Auf die Frage, ob die Höhe der Entlohung von der regionalen Mit-
gliederzahl abhängig ist, gingen keine positiven Antworten und 5
„Nein“-Antworten ein (Frage 17.3.).

In Ungarn ist die Höhe der Entlohnung abhängig von der Kammer-
größe.

Zum Bestehen einer Entlohnung der nationalen Organwalter gin-
gen 10 „Ja“-Antworten und 13 „Nein“-Antworten ein (Frage 18.).

Unterfragen wurden gestellt, ob sich die Entlohnung auf alle (1 po-
sitive Antwort) oder nur einzelne Organwalter (9 positive Antwor-
ten) bezieht (Frage 18.1.) – und wenn nur auf einzelne, auf wen
(Frage 18.1.1.). Auch hier wurden zB Präsident und Vizepräsident
oder auch das Präsidium genannt.

Die Höhe der Entlohnung pro Jahr reichte von E 21.176,– bis
E 150.000,– (sechs Antworten unter Nennung von Zahlen) (Frage
18.2.).

Auf die Frage, ob die Höhe der Entlohung von der regionalen Mit-
gliederzahl abhängig ist, gingen keine positive Antwort und 9
„Nein“-Antworten ein (Frage 18.3.).

In Österreich werden weder die Funktionäre auf nationaler noch
auf regionaler Ebene entlohnt.

Die Tätigkeit regionaler und nationaler Organisationen könnte sich
nur auf die Verwaltung nach innen (wie zB Führen der Mitglieder-
liste, Überwachung der Berufsausübung, Information der Kollegen)
beschränken (7 „Ja“-Antworten, 14 „Nein“-Antworten auf regiona-
ler Ebene; 1 „Ja“-Antwort, 24 „Nein“-Antworten auf nationaler
Ebene) (Fragen 1. und 3., Fragebogen 2) oder auch Tätigkeiten
„nach außen“ umfassen.

Diese Funktionen nach außen werden großteils von der Arbeits-
gruppe 2 beleuchtet. Zur Frage der Einberufung von Versammlun-

gen der Rechtsanwälte gingen insgesamt 31 „Ja“-Antworten und
5 „Nein“-Antworten ein (Fragen 2.6. und 4.6., Fragebogen 2).
Diese Zahlen setzen sich zusammen aus 10 „Ja“-Antworten und
1 „Nein“-Antwort für die regionalen Organisationen und aus 21
„Ja“-Antworten und 4 „Nein“-Antworten für die nationalen Organi-
sationen.

In Österreich beschränkt sich die Tätigkeit sowohl der regionalen
Organisationen als auch der nationalen Organisation nicht nur
auf die Verwaltung nach innen und auf beiden Ebenen können
auch Versammlungen von Rechtsanwälten einberufen werden.

Finanzierung

Die Finanzierung der Organisationen wurde für regionale und na-
tionale Organisationen getrennt erhoben.
Die Frage wurde aufgespalten (für die regionale Ebene) in Beiträge
aller Rechtsanwälte der Region (11 „Ja“-Antworten, 6 „Nein“-Ant-
worten, Frage 19.1.), Beiträge der regionalen Organisationen (13
„Ja“-Antworten, 1 „Nein“-Antwort, Frage 19.2.), freiwillige Bei-
träge von Rechtsanwälten der Region (2 „Ja“-Antworten, 9
„Nein“-Antworten, Frage 19.3.) und staatliche Zuschüsse (2
„Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Antworten, Frage 19.4.).
In Österreich erfolgt die Finanzierung durch Beiträge aller Rechts-
anwälte der jeweiligen Bundesländer.

Für die nationale Ebene wurde erhoben, ob die Finanzierung
durch Beiträge aller Rechtsanwälte (13 „Ja“-Antworten, 6
„Nein“-Antworten, Frage 20.1.), Beiträge der regionalen Organi-
sationen (8 „Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Antworten, Frage 20.2.),
Beiträge nur der Mitglieder der regionalen Organisationen (5
„Ja“-Antworten, 7 „Nein“-Antworten, Frage 20.3.), freiwillige Bei-
träge von Rechtsanwälten (keine „Ja“-Antwort, 12 „Nein“-Antwor-
ten, Frage 20.4.) oder staatliche Zuschüsse (1 „Ja“-Antwort, 12
„Nein“-Antworten, Frage 20.5.) erfolgt.

Für die Law Society von England undWales bestehen auch Einnah-
men aus dem Service für Mitglieder.

In Österreich erfolgt die Finanzierung durch Beiträge aller Rechts-
anwälte nur indirekt, weil dadurch die regionalen Kammern finan-
ziert werden. Die nationale Organisation besteht – vereinfacht aus-
gedrückt – aus einem Zusammenschluss der regionalen Organisa-
tionen, wird daher durch Beiträge der regionalen Organisationen
finanziert. Freiwillige Beiträge sind nicht vorgesehen. Staatliche
Zuschüsse gibt es nicht.

Die Frage nach Pflichtbeiträgen wurde ebenfalls für die regionalen
Organisationen (18 „Ja“-Antworten, 3 „Nein“-Antworten, Frage
13.1., Fragebogen 2) und für die nationalen Organisationen
(21 „Ja“-Antworten, 3 „Nein“-Antworten, Frage 13.2., Fragebo-
gen 2) getrennt abgefragt.

In Österreich besteht eine Beitragspflicht auf regionaler Ebene.

Nachfolgend wollten wir wissen, ob alle Rechtsanwälte beitrags-
pflichtig sind (14 „Ja“-Antworten, 11 „Nein“-Antworten, Frage
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14., Fragebogen 2) oder nur die Mitglieder (12 „Ja“-Antworten,
keine „Nein“-Antwort, Frage 14.1., Fragebogen 2). Hier fällt auf,
dass sich die Anzahl der positiven Antworten beinahe deckt. Dies
hängt nur ausnahmsweise damit zusammen, dass Rechtsanwälte
(„automatisch“) sowohl Mitglieder der regionalen als auch der na-
tionalen Organisation sind (wie etwa in Bosnien-Herzegowina
oder der Schweiz).

In Österreich sind alle Rechtsanwälte beitragspflichtig, da Pflicht-
mitgliedschaft besteht.

Damit in Zusammenhang steht die Beitragshöhe und wovon diese
abhängt.

Nach dem Einkommen des einzelnen Anwaltes richtet sich der Bei-
trag in kaum einem Land. Dies ist nur in den Niederlanden und für
den Ordre des Avocats à la Cour d´Appel de Paris der Fall (2 „Ja“-
Antworten, 22 „Nein“-Antworten, Frage 15.1., Fragebogen 2).

Nach dem Gesamteinkommen einer Kanzlei oder Gesellschaft
richtet sich der Beitrag lediglich im Bereich des Ordre des Avocats
à la Cour d´Appel de Paris (1 „Ja“-Antwort, 23 „Nein“-Antworten,
Frage 15.2., Fragebogen 2).

In keinem Land richtet sich der Beitrag nach der Größe der Kanzlei
(der Anzahl der Rechtsanwälte) (keine „Ja“-Antwort, 23 „Nein“-
Antworten, Frage 15.3., Fragebogen 2).

Bei Einkommensunabhängigkeit wurde gefragt nach einem Bei-
tragssatz von bis zu E 1.000,– pro Anwalt (20 „Ja“-Antworten,
keine „Nein“-Antwort, Frage 15.4.1., Fragebogen 2), nach einem
Beitragssatz von bis zu E 5.000,– pro Anwalt (dies ist in England
undWales –mit Ausnahmen für Einkommensschwache samt Beiträ-
gen zum Entschädigungsfonds – sowie in Nordirland der Fall)
(3 „Ja“-Antworten, 10 „Nein“-Antworten, Frage 15.4.2., Fragebo-
gen 2) oder von über E 5.000,– pro Anwalt (1 „Ja“-Antwort von
Nordirland, 10 „Nein“-Antworten, Frage 15.4.3., Fragebogen 2).

In Polen entscheidet die lokale Organisation über die Höhe; ein
Beispiel wurde angeführt mit bis zu E 1.000,–. In Schottland liegt
der Beitrag ebenfalls in dieser Höhe, wobei es einen vergünstigten
Satz in den ersten Praxisjahren gibt.

In Österreich richtet sich die Höhe weder nach dem Einkommen des
einzelnen Anwalts noch nach dem Gesamteinkommen einer Kanz-
lei oder Gesellschaft. Die Höhe wird von der lokalen Organisation
festgelegt und liegt bei bis zu E 1.000,– pro Anwalt und Jahr.

Resümee

Die vom österreichischen Rechtsanwaltskammertag durchgeführte
Umfrage hat ergeben, dass die überwiegende Mehrzahl der Stan-
desorganisationen gesetzlich eingerichtet ist und dass Pflichtmit-
gliedschaft besteht. Eine solche Pflichtmitgliedschaft und das damit
verbundene autonome Recht auf Selbstverwaltung stellt eine we-
sentliche Garantie für einen von den Gerichten und staatlichen Be-
hörden unabhängigen Rechtsanwaltsstand dar.
Österreich weist eine stark föderalistische Struktur in seiner Stan-
desvertretung auf. Historisch gesehen wurden der nationalen Ver-
tretung erst nach und nach immer mehr Kompetenzen übertragen.
Eine immer wieder diskutierte Frage in der österreichischen Stan-
desvertretung ist es auch, ob die einzelnen Funktionäre eine Entloh-
nung erhalten sollen.
Die große Mehrheit der österreichischen Standesvertreter lehnt
dies ab und sieht die Tätigkeit in der Interessensvertretung weiter-
hin als officium nobile und Ehrenamt an.
Die vom österreichischen Rechtsanwaltskammertag durchgeführte
Umfrage hat jedenfalls ergeben, dass in den europäischen Staaten
Interessensvertretungen eingerichtet sind, die entweder auf freiwil-
liger Basis von der Mehrheit ihrer Mitglieder getragen sind oder
eine Pflichtmitgliedschaft vorsehen. Starke Interessensvertretungen
sind Garant der Unabhängigkeit der Rechtsanwälte und damit
ein Grundpfeiler der Rechtsstaatlichkeit.
Gerade in Zeiten, in denen eine neue Dienstleistungsrichtlinie in
Diskussion steht, die sämtliche dienstleistenden Berufe, welcher
Art auch immer, über einen Kamm scheren will und eine neue Geld-
wäsche-Richtline zur Diskussion steht, die die anwaltliche Ver-
schwiegenheitspflicht auch weiterhin aushöhlen möchte, bedarf
es neben den starken nationalen Interessensvertretungen der ein-
zelnen europäischen Ländern auch einer verstärkten Zusammenar-
beit auf europäischer und internationaler Ebene.
Nur die Gemeinschaft durchsetzungskräftiger nationaler Inte-
ressensvertretungen und die Bündelung dieser Durchsetzungs-
kraft auf europäischer und auf internationaler Ebene kann dazu
führen, dass der freie Rechtsanwalt das bleibt, was er bisher
war: ein Garant des Rechtsstaates und der Grundfreiheiten seiner
Bürger.

Mag. Dr. Gernot Murko
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Fragebogen EPK 2005
Arbeitsgruppe 1: „Rechtsform und Aufbau der
Standesorganisation“

1. Wie ist Ihre Organisation (Kammer) aufgebaut?

1.1. privatrechtlich? Ja / Nein

1.2. Verein? Ja / Nein

1.3. staatlich / gesetzlich geregelt? Ja / Nein

2. Bestehen in Ihrem Land Berufsorganisationen?

a) auf regionaler Ebene? Ja / Nein

b) auf nationaler Ebene? Ja / Nein

3. Besteht eine Pflichtmitgliedschaft?

a) zur regionalen Organisation? Ja / Nein

b) zur nationalen Organisation? Ja / Nein

3.1.WennNEIN, wie viel Prozent der Rechtsanwälte sind freiwillig
Mitglied Ihrer Rechtsanwaltsorganisation?

4. Ist die Mitgliedschaft Voraussetzung zur Berufsausübung?
Ja / Nein

5. Wer entscheidet über die Zulassung und gegebenenfalls den
Entzug des Rechts zur Berufsausübung?

5.1. Ihre Organisation Ja / Nein

5.2. einzelne Organwalter (Funktionäre) oder ein Gremium

Ihrer regionalen oder nationalen Organisation Ja / Nein

5.3. staatliche Stellen Ja / Nein

5.4. andere Ja / Nein

5.4.1. wenn andere, welche?

6. Kontrolliert und überwacht Ihre Organisation die Berufsaus-
übung der Rechtsanwälte?

a) regionale Organisation: Ja / Nein

b) nationale Organisation: Ja / Nein

6.1. Wenn keine Pflichtmitgliedschaft besteht (wenn NEIN zu
Frage 3.), unterliegen die Rechtsanwälte in ihrer Berufsausübung
dennoch einer Überwachung und Kontrolle durch Ihre Organisati-
on? Ja, alle / Nein, nur die Mitglieder

7. Wem obliegt die Wahrnehmung der Überwachung der Berufs-
ausübung?

7.1. Ihrer Organisation Ja / Nein

7.2. einzelnen Organwaltern (Funktionären) oder einem

Gremium Ihrer regionalen oder nationalen Organisation Ja / Nein

7.3. Gerichten Ja / Nein

7.4. anderen staatlichen Stellen Ja / Nein

7.4.1. wenn anderen staatlichen Stellen, welchen?

8. Wem obliegt die Disziplinargerichtsbarkeit?

a) der regionalen Organisation? Ja / Nein

b) der nationalen Organisation? Ja / Nein

8.1. Einzelnen Organwaltern (Funktionären) oder einem
Gremium Ihrer regionalen oder nationalen Organisation Ja / Nein
8.2. Gerichten Ja / Nein
8.3. anderen staatlichen Stellen Ja / Nein
8.3.1. wenn anderen staatlichen Stellen, welchen?

9. Wer vertritt Ihre Organisation nach außen?
9.1. Einzelperson (Präsident) Ja / Nein
9.2. Kollegiale Geschäftsführung (Präsidium) Ja / Nein
9.3. andere (zB Vorstand) Ja / Nein
9.3.1. wenn andere, welche?

10. Wie erfolgt die Bestellung des/der vertretungsbefugten Or-
gans/Organe der regionalen Berufsorganisationen?
10.1. Wahl Ja / Nein
10.2. Ernennung Ja / Nein
10.2.1. wenn Ernennung, durch wen? staatliche Stellen / andere
10.2.1.1. wenn Ernennung durch andere, durch welche Stellen?
10.3. andere Formen der Bestellung Ja / Nein
10.3.1. wenn andere Formen der Bestellung, welche?

11. Wie erfolgt die Bestellung des/der vertretungsbefugten Or-
gans/Organe der nationalen Berufsorganisation?
11.1. Wahl Ja / Nein
11.2. Ernennung Ja / Nein
11.2.1. wenn Ernennung, durch wen? staatliche Stellen / andere
11.2.1.1. wenn Ernennung durch andere, durch welche Stellen?
11.3. andere Formen der Bestellung Ja / Nein
11.3.1. wenn andere Formen der Bestellung, welche?

12. Für den Fall derWahl, wer wählt die Vertreter (Funktionäre) der
regionalen Berufsorganisationen?
12.1. alle Rechtsanwälte der Region Ja / Nein
12.2. nur die Mitglieder der regionalen Organisation Ja / Nein
12.3. Wahlmänner / Wahlgremien Ja / Nein
12.4. andere Formen Ja / Nein
12.4.1. wenn andere Formen, welche?

13. Für den Fall derWahl, wer wählt die Vertreter (Funktionäre) der
nationalen Berufsorganisationen?
13.1. alle Rechtsanwälte Ihres Landes Ja / Nein
13.2. nur die Mitglieder Ihrer Organisation Ja / Nein
13.3. Wahlmänner / Wahlgremien Ihrer Organisation Ja / Nein
13.4. andere Formen Ja / Nein
13.4.1. wenn andere Formen, welche?

14. Gibt es Berufsanwärter (Personen in Ausbildung zum Rechtsan-
walt), deren Tätigkeit etwa durch eine eingeschränkte Zulassung
besonders geregelt ist und deren Zulassung hiezu sowie deren Tä-
tigkeit zumindest teilweise von der Standesorganisation, einemGe-
richt oder einer anderen staatlichen Stelle vorgenommen bzw über-
wacht wird? Ja / Nein

Europa

132 AnwBl 2005/3



15. Wenn JA zu Frage 14., sind Berufsanwärter (Personen in Aus-
bildung zum Rechtsanwalt) bei regionalen Wahlen wahlberech-
tigt?
15.1. aktiv (stimmberechtigt) Ja / Nein
15.2. passiv (für Funktionen wählbar) Ja / Nein
15.2.1. wenn ja, für alle Funktionen? Ja / Nein
15.2.1.1. wenn nein, bitte um Angabe für welche

16. Wenn JA zu Frage 14., sind Berufsanwärter (Personen in Aus-
bildung zum Rechtsanwalt) bei nationalen Wahlen wahlberech-
tigt?
16.1. aktiv (stimmberechtigt) Ja / Nein
16.2. passiv (für Funktionen wählbar) Ja / Nein
16.2.1. wenn ja, für alle Funktionen? Ja / Nein
16.2.1.1. wenn nein, bitte um Angabe für welche

17. Werden die regionalen Organwalter (Funktionäre) für ihre Tä-
tigkeit entlohnt? Ja / Nein
17.1. Bezieht sich die Entlohnung auf alle regionalenOrganwalter
(Funktionäre) oder nur auf einzelne? auf alle / auf einzelne
17.1.1. wenn nur auf einzelne, auf welche?
17.2. Höhe der Entlohnung pro Jahr:
17.3. Ist die Höhe der Entlohnung abhängig von der Anzahl der
regionalen Mitglieder der Organisation? Ja / Nein

18. Werden die nationalen Organwalter (Funktionäre) für ihre Tä-
tigkeit entlohnt? Ja / Nein
18.1. Bezieht sich die Entlohnung auf alle nationalenOrganwalter
(Funktionäre) oder nur auf einzelne? auf alle / auf einzelne
18.1.1. wenn nur auf einzelne, auf welche?
18.2. Höhe der Entlohnung pro Jahr:
18.3. Ist die Höhe der Entlohnung abhängig von der Anzahl der
nationalen Mitglieder der Organisation? Ja / Nein

19. Wie finanzieren sich Ihre regionalen Organisationen?
19.1. Beiträge aller Rechtsanwälte der Region Ja / Nein
19.2. Beiträge nur der Mitglieder der regionalen Organisationen
Ja / Nein
19.3. freiwillige Beiträge von Rechtsanwälten der Region
Ja / Nein
19.4. staatliche Zuschüsse Ja / Nein

20. Wie finanziert sich Ihre nationale Organisation?
20.1. Beiträge aller Rechtsanwälte Ja / Nein
20.2. Beiträge der regionalen Organisationen Ja / Nein
20.3. Beiträge nur der Mitglieder der regionalen Organisationen
Ja / Nein
20.4. freiwillige Beiträge von Rechtsanwälten Ja / Nein
20.5. staatliche Zuschüsse Ja / Nein
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Aufgabenbereiche der
Kammern und wirtschaftliche
Aspekte der Standesorganisa-
tion*)
Der Fragebogen und seine Auswertung

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK) hat den
nachfolgend abgedruckten Fragebogen an über 50 Anwaltsorga-
nisationen in 37 Staaten geschickt. Aufgrund der Organisations-
form und aus regionalen Gründen richtete sich die Aussendung
an mehrere Adressaten (etwa England und Wales, Schottland
und Nordirland oder auch in Deutschland und Frankreich, um
nur einige zu erwähnen). Besonders die Antworten zumWirkungs-
bereich nach innen und außen, zur Befugnis der nationalen Orga-
nisation zur verbindlichen Regelung der Berufsausübung (in
Deutschland und Frankreich), das Bestehen einer Kranken-, Unfall-
und Pensionsversicherung (in Deutschland und Großbritannien, na-
mentlich Nordirland) wurden daher auch innerhalb dieser Länder
unterschiedlich beantwortet.

Schon allein daraus lässt sich die Vielfältigkeit der verschiedenen
Systeme erahnen. Die Arbeitsgruppe 2 hat sich mit den Aufgaben-
bereichen der Kammern und den wirtschaftlichen Aspekten, näm-
lich den sozialversicherungsrechtlichen Themen, beschäftigt.

Die verschiedenen Fragen wurden aufgrund ihres Zusammenhan-
ges in vier Themenbereiche zusammengefasst, wobei auch Fragen
des Fragebogens 1 miteinbezogen wurden, soweit sie in einem un-
mittelbaren Zusammenhang zum Themenbereich stehen. Dagegen
wurde die Finanzierung der Kammern selbst ausgeklammert, da
dies eher im Zusammenhang mit Rechtsform und Aufbau der Kam-
mern zu stehen scheint. Stichtag der Auswertung ist der 13. 1.
2005.

Zulassung zur und Überwachung der
Berufsausübung

Bei der Frage nach dem Entscheidungsträger über die Zulas-
sung und den Entzug des Rechts zur Berufsausübung wurden
mehrere Antwortmöglichkeiten vorgesehen. Manche Organisa-
tionen haben von der Möglichkeit von Mehrfachnennungen Ge-
brauch gemacht, andere haben nur die für sie zutreffenden Fragen
bejaht:

Die Organisation selbst entscheidet in den überwiegenden Fällen
(20 „Ja“-Antworten, 6 „Nein“-Antworten) (Frage 5.1.,
Fragebogen 1).

Einzelne Organwalter (Funktionäre) oder ein Gremium entschei-
den dagegen in seltenen Fällen (5 „Ja“-Antworten, 13 „Nein“-Ant-
worten) (Frage 5.2.).

Die Entscheidung wird in genau der gleichen Anzahl von Fäl-
len durch eine staatliche Stelle getroffen (5 „Ja“-Antworten,
13 „Nein“-Antworten) (Frage 5.3.).

Relativ häufiger ist eine andere Stelle entscheidungsberufen
(7 „Ja“-Antworten, 10 „Nein“-Antworten) (Frage 5.4.). Als „an-
dere Stellen“ wurden für zwei Länder die regionalen Kammern,
für ein Land die Gerichte genannt. In England und Wales trifft
die endgültige Entscheidung der dienstälteste Zivilrichter; in Schott-
land entscheidet letztendlich auch das Gericht über die Zulassung,
über die Streichung von „solicitors“ entscheidet ein Disziplinartri-
bunal in erster Instanz, der Rechtszug geht zu den Gerichten (Frage
5.4.1.).

In Österreich entscheidet in erster Instanz grundsätzlich die Orga-
nisation (regionale Kammer). Es gibt eine strenge funktionale Tren-
nung zwischen Verwaltung und Disziplinargerichtsbarkeit. Eine all-
gemeine Verwaltungsbehörde wird nie tätig. Rechtszüge gibt es an
ein Höchstgericht oder an eine Instanz mit Tribunalcharakter
(OBDK, welche aus Richtern des Obersten Gerichtshofes und
Rechtsanwälten besteht). Der Bundesminister für Justiz hat ein Auf-
sichtsrecht mit Sanktionscharakter.

Eine verbindliche Regelung der Berufsausübung durch regionale

Organisationen ist in der Mehrzahl nicht vorgesehen (7 „Ja“-Ant-
worten, 11 „Nein“-Antworten) (Frage 7.).

Auch Österreich bildet keine Ausnahme von diesem Trend.

Überwiegend ist eine verbindliche Regelung der Berufsausübung
durch nationale Organisationen vorgesehen (17 „Ja“-Antworten,
4 „Nein“-Antworten) (Frage 9.).

Dies gilt auch für Österreich.

Der Umfang der verbindlichen Regelung der Berufsausübung
durch regionale und nationale Organisationen wurde anhand
von sechs Kriterien beleuchtet:

Regeln zur Ausübung des Berufes (betreffend Unabhängigkeit,
Aus- und Fortbildung) können auf regionaler Ebene in beinahe al-
len diesen Organisationen erlassen werden, mit Ausnahme der
Schweiz (6 „Ja“-Antworten, 1 „Nein“-Antwort) (Frage 8.1.); auf
nationaler Ebene können solche Regeln in allen diesen Organisa-
tionen erlassen werden (18 „Ja“-Antworten) (Frage 10.1.).

Regeln betreffend die Überwachung von Berufspflichten können in
der überwiegenden Zahl sowohl auf regionaler Ebene erlassen
werden, dies mit Ausnahme der Republika Srpska (5 „Ja“-Antwor-
ten, 1 „Nein“-Antwort) (Frage 8.2.), als auch auf nationaler Ebene
(16 „Ja“-Antworten, 2 „Nein“-Antworten) (Frage 10.2.).

Der gleiche Trend zeichnet sich ab bezüglich der Regelungsmög-
lichkeit der Ausbildung von Berufsanwärtern auf regionaler Ebene
(5 „Ja“-Antworten, 2 „Nein“-Antworten) (Frage 8.3.) und auf natio-
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naler Ebene (16 „Ja“-Antworten, 2 „Nein“-Antworten) (Frage
10.3.).

Die Regeln zur Fortbildung von Rechtsanwälten werden später (im
Zusammenhang mit der Durchführung von Fortbildungsveranstal-
tungen) behandelt.

Ein ausgeglichenes Ergebnis herrscht bei der Frage nach der Mög-
lichkeit, Regeln zur Ausübung der Stellvertretung erlassen zu kön-
nen auf regionaler Ebene (3 „Ja“-Antworten, 3 „Nein“-Antworten)
(Frage 8.5.). Dieser Aufgabenbereich fällt überwiegend in die Zu-
ständigkeit der regionalen Organisationen (auf nationaler Ebene 5
„Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Antworten) (Frage 10.5.).

Dagegen kann keine der regionalen Organisationen Regeln zur
Ausübung von Treuhandschaften erlassen (6 „Nein“-Antworten)
(Frage 8.6.), mit Ausnahme Österreichs.

Die Kompetenz zur Normsetzung zur Ausübung von Treuhand-
schaften liegt zwar eindeutig auf nationaler Ebene, dennoch kann
nur ein Drittel der Organisationen, die diese Frage beantwortet ha-
ben, derartige Normen erlassen (6 „Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Ant-
worten) (Frage 10.6.). Die Frage blieb teilweise unbeantwortet,
wohl aufgrund unterschiedlicher Gegebenheiten in solchen Rechts-
systemen.

Für Österreich sind prinzipiell alle Fragen für die nationale Ebene
zu bejahen.

Die Kontrolle und Überwachung der Berufsausübung wurde nach
regionaler und nationaler Organisation getrennt erhoben, wobei
die Antworten ausgeglichen waren. So wurde die Zuständigkeit
der regionalen Organisationen beinahe ebenso häufig genannt
(15 „Ja“-Antworten, 7 „Nein“-Antworten) (Frage 6.a., Fragebogen
1) wie die der nationalen Organisation (18 „Ja“-Antworten, 6
„Nein“-Antworten) (Frage 6.b.). Die Frage nach Kontrolle und
Überwachung trotz mangelnder Pflichtmitgliedschaft wurde von
zwei Organisationen beantwortet und verneint (Frage 6.1.).

In Österreich liegt die Zuständigkeit zur Kontrolle und Überwa-
chung bei den regionalen Organisationen.

Bei der Frage nach der Wahrnehmung der Überwachung der Be-
rufsausübung wurden abermals mehrere Antwortmöglichkeiten
vorgesehen. Mehrfachnennungen wurden auch hier getätigt, Aus-
lassungen ebenso:

Die Organisation selbst entscheidet in den meisten Fällen (21 „Ja“-
Antworten, 4 „Nein“-Antworten) (Frage 7.1., Fragebogen 1).

Einzelne Organwalter (Funktionäre) oder ein Gremium entschei-
den eher selten (5 „Ja“-Antworten, 11 „Nein“-Antworten) (Frage
7.2.).

Geringfügig häufiger entscheidet eine staatliche Stelle (6 „Ja“-Ant-
worten, 11 „Nein“-Antworten) (Frage 7.3.).

Auch eine andere Stelle ist selten entscheidungsberufen (5 „Ja“-Ant-
worten, 9 „Nein“-Antworten) (Frage 7.4.). Als „andere Stellen“
wurden regionale Kammern ebenso genannt wie Justizkanzler

oder Justizminister, Finanzmarktaufsichtsbehörde, Staatssekretär
für Verfassungsangelegenheiten, Ombudsmann, Parlament, Wett-
bewerbsbehörde oder gemischte Kommissionen (Richter und An-
wälte) (Frage 7.4.1.).

In Österreich gilt prinzipiell dasselbe wie zu Fragenkomplex 5 aus-
geführt. (In Österreich entscheidet in erster Instanz grundsätzlich
die Organisation [regionale Kammer]. Es gibt eine strenge funktio-
nale Trennung zwischen Verwaltung und Disziplinargerichtsbar-
keit. Eine allgemeine Verwaltungsbehörde wird nie tätig. Rechts-
züge gibt es an ein Höchstgericht oder an eine Instanz mit Tribunal-
charakter [OBDK, welche aus Richtern des Obersten Gerichtshofes
und Rechtsanwälten besteht]. Darüber hinaus hat der Bundesminis-
ter für Justiz ein Aufsichtsrecht mit Sanktionscharakter.)

Die Tätigkeit der Organisationen nach außen ist vielfältig: So ist
die Möglichkeit von Schlichtungen von Konflikten zwischen Rechts-
anwälten überwiegend vorgesehen (23 „Ja“-Antworten), während
nur 10 „Nein“-Antworten eingelangt sind (Fragen 2.2. und 4.2.).

In Österreich ist diese Möglichkeit auch vorgesehen.

Die Möglichkeit für Rechtsanwälte, verbindliche Auskünfte von den
Organisationen einzuholen, ist in mehr als der Hälfe der Organisa-
tionen vorgesehen (19 „Ja“-Antworten, 15 „Nein“-Antworten), wo-
bei die Auskunft nur in Deutschland nicht verbindlich ist (Fragen
2.3. und 4.3.).

In Österreich ist dies auf regionaler Ebene möglich.

Die Durchführung von Ausbildungsveranstaltungen für Personen in
Ausbildung zum Rechtsanwalt (sofern ein derartiges System vorge-
sehen ist) fällt überwiegend in den Funktionsbereich der Organisa-
tionen (26 „Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Antworten) (Fragen 2.8. und
4.8.).

In Österreich fällt dies in den Aufgabenbereich der (regionalen) Or-
ganisationen. Wir bedienen uns eines eigenen Instituts, der
AWAK.

Auch die Möglichkeit, Regeln zur Fortbildung von Rechtsanwälten
erlassen zu können, fällt überwiegend in den Aufgabenbereich der
Organisationen (22 „Ja“-Antworten, 3 „Nein“-Antworten). (Dies
gilt für beinahe alle regionalen Organisationen, die die
Berufsausübung verbindlich regeln können [6 „Ja“-Antworten,
1 „Nein“-Antwort] [Frage 8.4.] und für die überwiegende Zahl
der nationalen Organisationen [16 „Ja“-Antworten, 2 „Nein“-Ant-
worten]) (Frage 10.4.).

Die Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für Rechtsan-
wälte fällt ganz überwiegend in den Funktionsbereich der Organi-
sationen (31 „Ja“-Antworten, 5 „Nein“-Antworten) (Fragen 2.9.
und 4.9.).

In Österreich fällt dies ebenfalls in den Aufgabenbereich der (regio-
nalen) Organisationen.
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Die Ausübung der Disziplinargerichtsbarkeit wurde nach regiona-
ler und nationaler Organisation getrennt erhoben, und anschlie-
ßend wurden mehrere Antwortmöglichkeiten vorgesehen:

Eine leichte Tendenz geht hier zu den nationalen Organisationen,
ansonsten stellt sich ein ausgeglichenes Bild dar: Die Disziplinarge-
richtsbarkeit scheint den regionalen Organisationen nicht ganz so
häufig zuzustehen (13 „Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Antworten)
(Frage 8.a., Fragebogen 1) wie der nationalen Organisation (16
„Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Antworten) (Frage 8.b.).

Bei den zuständigen Entscheidungsträgern wurden einzelne Or-
ganwalter bzw ein Gremium etwas häufiger genannt (8 „Ja“-Ant-
worten, 10 „Nein“-Antworten) (Frage 8.1.) als Gerichte (6 „Ja“-
Antworten, 9 „Nein“-Antworten) (Frage 8.2.). Andere staatliche
Stellen wurden wiederum am wenigsten oft genannt (3 „Ja“-Ant-
worten, 11 „Nein“-Antworten) (Frage 8.3.). Bei der Erläuterung
zu den anderen staatlichen Stellen wurden Disziplinarkörper mit ei-
nem Richter als Vorsitzenden und gemischte Kommissionen (Richter
und Anwälte) genannt (Frage 8.3.1.). Die bereits oben skizzierte
Regelung in Schottland gilt auch hier.

Der Rechtsanwalt und der Mandant

Die Tätigkeit der Organisationen nach außen umfasst ganz beson-
ders das Verhältnis des Rechtsanwaltes zu seinem Mandanten. Bei
Meinungsverschiedenheiten sieht die überwiegende Anzahl der
Organisationen die Möglichkeit von Schlichtungen von Konflikten
zwischen Rechtsanwälten und Mandanten vor (23 „Ja“-Antworten,
10 „Nein“-Antworten) (Fragen 2.2. und 4.2.).

In Österreich besteht diese Möglichkeit auch.

Mittlerweilige Stellvertreter können von vielen Organisationen be-
stellt werden, jedoch überwiegen hier die negativen Antworten
(15 „Ja“-Antworten, 19 „Nein“-Antworten) (Fragen 2.4. und 4.4.).

In Österreich kann ein mittlerweiliger Stellvertreter bestellt werden.

Die Möglichkeit zur Begutachtung von Honorarnoten wurde eher
verneint, obwohl das Ergebnis sehr ausgeglichen ist (11 „Ja“-Ant-
worten, 13 „Nein“-Antworten) (Frage 5.).

Für Österreich ist diese Möglichkeit zu bejahen.

Allerdings wurde die Bindungswirkung des Ergebnisses insgesamt
großteils verneint. Teilweise sowohl für Rechtsanwälte wie Nicht-
mitglieder (4 „Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Antworten) (Frage 6.1.),
teilweise nur für die Mitglieder (2 „Ja“-Antworten, 9 „Nein“-Ant-
worten) (Frage 6.2.), für Parteien (Klienten) (3 „Ja“-Antworten,
10 „Nein“-Antworten) (Frage 6.3.) oder für Gerichte (1 „Ja“-Ant-
wort, 12 „Nein“-Antworten) (Frage 6.4.).

Für Österreich ist die Frage für die Mitglieder zu bejahen, für die
Parteien und für die Gerichte zu verneinen.

Die Verpflichtung zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung
wurde mit einer Ausnahme durchgehend bejaht (22 „Ja“-Antwor-
ten, 1 „Nein“-Antwort) (Frage 16.).

In Österreich besteht diese Verpflichtung.
Das Bestehen eines Befriedigungsfonds für nicht von der Haft-
pflichtversicherung gedeckte Schadenersatzansprüche wurde von
rund einem Drittel bejaht (7 „Ja“-Antworten, 16 „Nein“-Antworten)
(Frage 20.), wobei dieser Fonds eher unbeschränkt zur Verfügung
steht (5 „Ja“-Antworten, 1 „Nein“-Antwort) (Frage 20.1.1.). Eine
höhenmäßige Beschränkung wurde dreimal bejaht und zweimal
verneint (Frage 20.1.2.).
Die Frage, ob die Leistung grundsätzlich nach Prüfung des Anspru-
ches und unabhängig von sozialen Aspekten erfolgt, wurde aus-
schließlich bejaht (mit einer Einschränkung für Finnland – wahr-
scheinlich bezüglich der sozialen Aspekte) (7 „Ja“-Antworten,
1 „Ja“- und „Nein“-Antwort) (Frage 20.1.3.).
In Österreich bestehen überwiegend solche Fonds.
Die Mittel des Befriedigungsfonds stammen überwiegend nicht aus
einem Versicherungsabschluss (2 „Ja“-Antworten, 5 „Nein“-Ant-
worten) (Frage 21.1.1.), sondern aus den allgemeinen Beiträgen
(5 „Ja“-Antworten, 2 „Nein“-Antworten) (Frage 21.1.2.) oder
aus Sonderbeiträgen (4 „Ja“-Antworten, 2 „Nein“-Antworten)
(Frage 21.1.3.).
Das ist auch in Österreich so.

Mitwirkung an der Gesetzgebung und der
Rechtspflege

Die Möglichkeit an der Gesetzgebung und an der Rechtspflege mit-
zuwirken, indem eine Gesetzesbegutachtung erfolgt, ist ganz über-
wiegend vorgesehen (29 „Ja“-Antworten), während sich die
6 „Nein“-Antworten ausschließlich auf die regionalen Organisatio-
nen beziehen (Fragen 2.1. und 4.1.).
In Österreich ist diese Möglichkeit auf regionaler (für Gesetze, die
für den örtlichen Wirkungsbereich der Region erlassen werden)
und nationaler Ebene vorgesehen.
Die Unterfragen nach Einschränkungen nur auf berufsspezifische
Gesetzesvorhaben wurden so beantwortet, dass tendenziell selte-
ner alle Gesetzesentwürfe (10 „Ja“-Antworten, 24 „Nein“-Antwor-
ten) (Fragen 2.1.1. und 4.1.1.) und etwas öfter nur berufsspezifi-
sche Entwürfe (12 „Ja“-Antworten, 18 „Nein“-Antworten) (Fragen
2.1.2. und 4.1.2.) begutachtet werden können.
In Österreich besteht die Möglichkeit, alle Gesetze zu begutachten.
Die Möglichkeit, einen Anwalt im Rahmen der Prozesskostenhilfe
zu bestellen, ist – gesamt gesehen – eher nicht vorgesehen
(15 „Ja“-Antworten, 20 „Nein“-Antworten) (Fragen 2.5. und 4.5.).
Betrachtet man das Ergebnis der regionalen Organisationen iso-
liert, fällt auf, dass die Frage hier doch öfter bejaht als verneint
wurde (8 „Ja“-Antworten, 5 „Nein“-Antworten).
In Österreich gewährt die Verfahrenshilfe das Gericht. Die regio-
nale Organisation bestimmt den Rechtsanwalt.
Die Möglichkeit, einen „Wahrnehmungsbericht“ zu verfassen, fällt
überwiegend in die Zuständigkeit der nationalen Organisation:
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Insgesamt liegen hier 22 „Ja“-Antworten und 11 „Nein“-Antworten
vor (Fragen 2.7. und 4.7.). Die den nationalen Organisationen ge-
stellte Frage wurde öfter bejaht als verneint (17 „Ja“-Antworten, 5
„Nein“-Antworten).

In Österreich besteht diese Möglichkeit für die nationale Organisa-
tion.

Vorsorge und Absicherung der Mitglieder in
wirtschaftlicher Hinsicht

Bei der Vorsorge und Absicherung der Mitglieder fällt auf, dass in
den meisten Fällen die Mitglieder der jeweiligen Organisation
krankenversichert sind (17 „Ja“-Antworten, 6 „Nein“-Antworten)
(Frage 17.1.), unfallversichert hingegen nicht (9 „Ja“-Antworten,
11 „Nein“-Antworten) (Frage 17.2.).

Eine Pensionsversicherung besteht für die Mitglieder großteils
(11 „Ja“-Antworten, 8 „Nein“-Antworten) (Frage 17.3.).

Im Regelfall erfolgt die Tragung staatlich (14 „Ja“-Antworten,
2 „Nein“-Antworten) (Frage 18.3.) oder privat (12 „Ja“-Antworten,
3 „Nein“-Antworten) (Frage 18.2.), seltener berufsautonom
(6 „Ja“-Antworten, 7 „Nein“-Antworten) (Frage 18.1.).

Eher selten bietet die Organisation die Möglichkeit, eine freiwilli-
ge, berufsautonom organisierte Kranken-, Unfall-, Pensionsversi-
cherung (über) die Organisation abzuschließen (2 „Ja“-Antworten,
5 „Nein“-Antworten zur Pensionsvorsorge) (Frage 19.1.), (5 „Ja“-
Antworten, 2 „Nein“-Antworten zur Krankenvorsorge) (Frage
19.2.), (4 „Ja“-Antworten, 2 „Nein“-Antworten zur Unfallvorsorge)
(Frage 19.3.).

In Österreich besteht die Pflicht zur Krankenversicherung der
Rechtsanwälte sowie zur Unfallversicherung über Versorgungsein-
richtungen der regionalen Organisationen.

Resümee

Die Palette der Aufgaben, die eine jede der angefragten Standes-
organisationen wahrnimmt, ist jeweils sehr individuell gestaltet.
Auch ein einheitlicher Standard dafür, welche Tätigkeiten eine
Standesorganisation jedenfalls wahrnehmen soll, wird sich kaum
finden lassen. Wert und befruchtend mag es aber sein, die Art
und Weise zu vergleichen, in der verschiedene Organisationen
die jeweils gleiche Aufgabe erfüllen.

Dr. Michael Kutschera
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Fragebogen EPK 2005
Arbeitsgruppe 2: „Aufgabenbereiche der
Kammern und wirtschaftliche Aspekte der
Standesorganisation“

1. Beschränkt sich die Tätigkeit Ihrer regionalen Organisation nur
auf die Verwaltung nach innen (wie zB Führen der Mitgliederliste,
Überwachung der Berufsausübung, Information der Kollegen uä)?

Ja / Nein

1.1. wenn NEIN, bitte beantworten Sie Frage 2:

2. Welche Funktionen erfüllt Ihre regionale Organisation nach au-
ßen?

2.1. Gesetzesbegutachtungen Ja / Nein

2.1.1. wenn grundsätzlich ja, alle Gesetzesentwürfe? Ja / Nein

2.1.2. wenn grundsätzlich ja, nur berufsspezifische? Ja / Nein

2.2. Schlichtungen von Konflikten zwischen Rechtsanwälten und/
oder Rechtsanwälten und Klienten Ja / Nein

2.3. verbindliche Auskünfte auf Anfragen von Rechtsanwälten

Ja / Nein

2.4. Bestellung eines Stellvertreters für aus dem Beruf ausgeschie-
dene Rechtsanwälte (im Falle des Todes, des Pensionsantrittes,
auf Grund einer längerdauernden, die Berufsausübung unmöglich
machenden Erkrankung, bei vorübergehendem/dauerndem Ver-
lust der Berechtigung zur Berufsausübung) Ja / Nein

2.5. Bestellung eines Rechtsanwaltes für Personen, die sich einen
Rechtsanwalt nicht leisten können Ja / Nein

2.6. Einberufen von Versammlungen der Rechtsanwälte Ja / Nein

2.7. öffentliche Berichte über den Zustand und über Mängel und
Wünsche im Zusammenhang mit der Rechtspflege Ja / Nein

2.8. Durchführung von Ausbildungsveranstaltungen für Personen
in Ausbildung zum Rechtsanwalt Ja / Nein

2.9. Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für Rechtsan-
wälte Ja / Nein

3. Beschränkt sich die Tätigkeit Ihrer nationalen Organisation nur
auf die Verwaltung nach innen (Führen der Mitgliederliste, Informa-
tion der Kollegen uä)? Ja / Nein

3.1. wenn zu 3. NEIN, bitte beantworten Sie Frage 4:

4. Welche Funktionen erfüllt Ihre nationale Organisation nach au-
ßen?

4.1. Gesetzesbegutachtungen Ja / Nein

4.1.1. wenn grundsätzlich ja, alle Gesetzesentwürfe? Ja / Nein

4.1.2. wenn grundsätzlich ja, nur berufsspezifische? Ja / Nein

4.2. Schlichtungen von Konflikten zwischen Rechtsanwälten und/
oder Rechtsanwälten und Klienten Ja / Nein

4.3. verbindliche Auskünfte auf Anfragen von Rechtsanwälten Ja /
Nein

4.4. Bestellung eines Stellvertreters für aus dem Beruf ausgeschie-
dene Rechtsanwälte (im Falle des Todes, des Pensionsantrittes,
auf Grund einer längerdauernden, die Berufsausübung unmöglich
machenden Erkrankung, bei vorübergehendem/dauerndem Ver-
lust der Berechtigung zur Berufsausübung) Ja / Nein

4.5. Bestellung eines Rechtsanwaltes für Personen, die sich einen
Rechtsanwalt nicht leisten können Ja / Nein

4.6. Einberufen von Versammlungen der Rechtsanwälte Ja / Nein

4.7. öffentliche Berichte über den Zustand und über Mängel und
Wünsche im Zusammenhang mit der Rechtspflege Ja / Nein

4.8. Durchführung von Ausbildungsveranstaltungen für Personen
in Ausbildung zum Rechtsanwalt Ja / Nein

4.9. Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für Rechtsan-
wälte Ja / Nein

5. Begutachtet oder überprüft Ihre regionale oder nationale Orga-
nisation die Rechnungen/Honorarnoten von Rechtsanwälten auf
ihre Angemessenheit? Ja / Nein

6. Ist das Ergebnis dieser Überprüfung von Rechnungen/Honorar-
noten (5.) bindend

6.1. für jeden Rechtsanwalt (auch Nichtmitglieder)? Ja / Nein

6.2. nur für Ihr Mitglied? Ja / Nein

6.3. auch für die Parteien (Klienten)? Ja / Nein

6.4. für Gerichte? Ja / Nein

7. Ist Ihre regionaleOrganisation befugt, verbindliche Regelungen
für die Berufsausübung der Mitglieder der Region zu erlassen?
Ja / Nein

8. Wenn zu 7. JA, in welchem Umfang?

8.1. Regeln zur Ausübung des Berufes (Unabhängigkeit, Aus- und
Fortbildung) Ja / Nein

8.2. Regeln betreffend die Überwachung der Berufspflichten
Ja / Nein

8.3. Regeln zur Ausbildung von Berufsanwärtern (Personen in Aus-
bildung zum Rechtsanwalt) Ja / Nein

8.4. Regeln zur Fortbildung von Rechtsanwälten Ja / Nein

8.5. Regeln zur Ausübung der Stellvertretung (siehe 2.4.)
Ja / Nein

8.6. Regeln zu Ausübung von Treuhandschaften (Übernahme von
Vermögen zu einem bestimmten Zweck) Ja / Nein

9. Ist Ihre nationale Organisation befugt, verbindliche Regelungen
für die Berufsausübung der Mitglieder zu erlassen? Ja / Nein

10. Wenn zu 9. JA, in welchem Umfang?

10.1. Regeln zur Ausübung des Berufes (Unabhängigkeit, Aus-
und Fortbildung) Ja / Nein

10.2. Regeln betreffend die Überwachung der Berufspflichten
Ja / Nein

Europa
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10.3. Regeln zur Ausbildung von Berufsanwärtern (Personen in
Ausbildung zum Rechtsanwalt) Ja / Nein
10.4. Regeln zur Fortbildung von Rechtsanwälten Ja / Nein
10.5. Regeln zur Ausübung der Stellvertretung (siehe 4.4.)
Ja / Nein
10.6. Regeln zu Ausübung von Treuhandschaften (Übernahme von
Vermögen zu einem bestimmten Zweck) Ja / Nein

11. Kann die regionale Organisation Aufgabenbereiche an die
nationale Organisation übertragen? Ja / Nein
11.1. wenn ja, welche?

12. Kann die nationale Organisation Aufgabenbereiche an eine
regionale Organisation übertragen? Ja / Nein
12.1. wenn grundsätzlich ja, gemeinschaftlich an alle? Ja / Nein
12.2. wenn grundsätzlich ja, an einzelne? Ja / Nein
12.3. wenn grundsätzlich ja, welche?

13. Sind die Mitglieder Ihrer regionalen oder nationalen Organi-
sation(en) verpflichtet, zu den Kosten Ihrer Organisation Beiträge
zu leisten?
13.1. Mitglieder der regionalen Organisation Ja / Nein
13.2. Mitglieder der nationalen Organisation Ja / Nein

14. Sind alle Rechtsanwälte beitragspflichtig? Ja / Nein
14.1. wenn nein, nur die Mitglieder? Ja / Nein

15. Die Beitragshöhe richtet sich
15.1. nach dem Einkommen des einzelnen Anwaltes Ja / Nein
15.2. nach dem Gesamteinkommen einer Anwaltskanzlei, An-
waltsgesellschaft Ja / Nein
15.3. nach der Größe der Kanzlei (Anzahl der Rechtsanwälte)
Ja / Nein
15.4. Wenn Ihre Antwort zu 15.1. und 15.2. NEIN lautet, wie
hoch ist der jährliche Beitrag?
15.4.1. bis E 1.000,– pro Rechtsanwalt Ja / Nein
15.4.2. bis E 5.000,– pro Rechtsanwalt Ja / Nein
15.4.3. über E 5.000,– pro Rechtsanwalt Ja / Nein

16. Besteht in Ihrem Land die Verpflichtung des Rechtsanwaltes,
eine Haftpflichtversicherung abzuschließen? Ja / Nein

17. Sind die Mitglieder Ihrer Organisation
17.1. krankenversichert? Ja / Nein
17.2. unfallversichert? Ja / Nein
17.3. pensionsversichert? Ja / Nein

18. Wer ist Träger der Leistungen?
18.1. berufsautonom Ja / Nein
18.2. private Versicherungsverhältnisse Ja / Nein
18.3. staatliche Kranken-, Unfall-, Pensionsvorsorge Ja / Nein
18.4. Sonstiges Ja / Nein
18.4.1. wenn Sonstiges, bitte um ergänzende Angaben

19. Bietet Ihre Organisation die Möglichkeit zum Abschluss einer
freiwilligen, berufsautonom organisierten

19.1. Pensionsvorsorge? Ja / Nein / teilweise

19.2. Krankenvorsorge? Ja / Nein / teilweise

19.3. Unfallvorsorge? Ja / Nein / teilweise

20. Besteht für den Klienten ein Befriedigungsfonds für nicht von
der Haftpflichtversicherung gedeckte Schadenersatzansprüche
aus vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Handeln eines Rechtsan-
waltes? Ja / Nein

20.1.1. wenn ja, unbeschränkt? Ja / Nein

20.1.2. wenn ja, höhenmäßig beschränkt? Ja / Nein

20.1.2.1. wenn höhenmäßig beschränkt, auf welche Höhe inner-
halb welchen Zeitraumes?

20.1.3. wenn JA, erfolgt die Leistung an den Klienten grundsätz-
lich nach Prüfung des Anspruches und unabhängig von sozialen
Aspekten? Ja / Nein

21. Bei Bestehen eines unter 20. umschriebenen Befriedigungs-
fonds, woher stammen die Mittel des Fonds?

21.1. Versicherungsabschluss Ja / Nein

21.2. aus den allgemeinen Beiträgen Ja / Nein

21.3. aus Sonderbeiträgen Ja / Nein

Europa

Veranstaltungsdatum: 16. März 2005, 18.30 Uhr
Veranstaltungsort: Radisson SAS Palais Hotel, Festsaal

1010 Wien, Parkring 16

Themen/Vortragende: Kuckuckskinder – Einführung und Anwendungen 
des genetischen Fingerabdrucks
Mag. Susanne Haas 
(Molekulargenetikerin und Leiterin  Labor Confidence)

DNA - Tests zur Vaterschaftsfeststellung
Dr. Monika Fink 
(Molekulargenetikerin)

Rechtslage für Abstammungsgutachten in Österreich
Dr. Günter Tews 
(Rechtsanwalt, Ehe- u. Familienberater, Mediator)

Qualitätssicherung und ethische Aspekte bei DNA-Tests
Univ. Doz. Dr. Alexander Haslberger 
(Institut für Mikrobiologie und Genetik, Universität Wien, 
Experte für das Gesundheitsministerium und die WHO)

Unkostenbeitrag: 38,- € p.P. inkl. warmem Buffet
(KNr. Confidence 51556 189 801, BA-CA BLZ 12000)

Anmeldung unbedingt erforderlich!

DNA
CONFIDENCE

EINLADUNG FACHSEMINAR
Vaterschaft und Abstammungsgutachten

EINLADUNG FACHSEMINAR
Vaterschaft und Abstammungsgutachten

www.confidence.at

Confidence DNA-Analysen GmbH

Formanekgasse 14/1, A-1190 Wien, Tel.: +43 1 368 4554, Fax: +43 1 367 9694 
Mail: office@confidence.at, Web: www.confidence.at

www.confidence.at
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Terminübersicht – Seminare
April 2005

1. bis 2. 4. Gesellschaftsrecht I
Seminar-Nr: 20050401/5 GRAZ

1. und 8. 4. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20050401/8 WIEN

5. 4. Seminarreihe Steuerrecht: 4. Gebühren
Seminar-Nr: 20050405/8 WIEN

8. 4. Umgründungen von Rechtsanwaltskanz-
leien – Zusammenschlüsse, Einbringun-
gen und Realteilungen nach dem
UmgrStG
Seminar-Nr: 20050408/7 RANKWEIL

8. bis 9. 4. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20050408/3 ST. GEORGEN I. A.

8. bis 9. 4. Ausgewählte Materien des
Exekutionsrechts
Seminar-Nr: 20050408/8 WIEN

8. bis 9. 4. AVG, VStG, UVS
Seminar-Nr: 20050408A/8 WIEN

14. bis 15. 4. Kartellrecht – das Recht gegen
Wettbewerbsbeschränkungen
Seminar-Nr: 20050414/8 WIEN

15. bis 16. 4. Liegenschaftsrecht
Seminar-Nr: 20050415/5 GRAZ

15. bis 16. 4. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 20050415/3 ST. GEORGEN I. A.

15. bis 16. 4. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 20050415/8 WIEN

22. bis 23. 4. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20050422/8 WIEN

22. bis 23. 4. Be up to date! Die Rechtsentwicklung
im Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20050422/3 LINZ

26. 4. und 3. 5. Seminarreihe Steuerrecht:
5. Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 20050426/8 WIEN

29. 4. Vertragsgestaltung
Seminar-Nr: 20050429/4 SALZBURG

29. bis 30. 4. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20050429/6 INNSBRUCK

Mai 2005

20. bis 21. 5. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20050520/3 ST. GEORGEN I. A.

20. bis 21. 5. Persönlichkeitsschutz im Medien-,
Straf- und Zivilrecht
Seminar-Nr: 20050520/5 GRAZ

20. bis 21. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 20050520/6 INNSBRUCK

20. bis 21. 5. Gewerblicher Rechtsschutz und
Urheberrecht
Seminar-Nr: 20050520/8 WIEN

24. 5. Seminarreihe Steuerrecht:
6. Kapitalverkehrsteuern
Seminar-Nr: 20050524/8 WIEN

Kartellrecht – das Recht gegen Wettbewerbs-
beschränkungen
special

Spätestens seit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union ist
das Kartellrecht (umfassender verstanden als Recht gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen) ein Rechtsbereich, der bei wichtigen unter-
nehmerischen Entscheidungen, bei der Gestaltung von Verträgen
und bei der Abfassung von Zusammenschluss-Anmeldungen in ho-
hem Ausmaß berücksichtigt werden muss; diese Notwendigkeit hat
sich mit der Neuordnung von Behördenorganisation und Vollzugs-
strukturen durch die Kartellrechts-Änderungen 2002 noch ver-
stärkt.
Im Rahmen dieses Seminars wird das österreichische und das euro-
päische Kartellrecht in seinen Grundzügen dargestellt, wobei die
Grundprinzipien, Strukturen und die Verwaltungspraxis sowie
die immer wichtiger werdenden ökonomischen Grundlagen erläu-
tert und – im Rahmen der zeitlichen Möglichkeiten – anhand aktu-
eller Fälle praxisnah (auch mit Fallbeispielen) dargestellt werden.
Einen Schwerpunkt bildet das mit 1. 5. 2004 in Kraft getretene
neue EU-Verfahrensrecht, seine Auswirkungen auf das österrei-
chische Kartell- und Verfahrensrecht (zu erwartende Kartellgesetz-
Novelle) sowie die neue EU-FusionskontrollVO 2004.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf
60 Personen beschränkt ist.

Termin: Donnerstag, 14. 4. 2005 bis Freitag, 15. 4. 2005 =
4 Halbtage
Planung: MMag. Dr. HannoWollmann, LL.M., RA inWien, Brüssel
Referenten: Dr. Georg Legat, RA in Wien
MMag. Dr. Hanno Wollmann, LL.M., RA in Wien, Brüssel
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20050414/8

Liegenschaftsrecht
special

Das Seminar soll Grundlagenwissen über Liegenschaftsverträge al-
ler Art (Kauf, Tausch, Schenkung, Übergabe) vermitteln.
Die Seminarteilnehmer sollen in die Lage versetzt werden, einfache
Liegenschaftsverträge nach der Absolvierung des Seminars selbst-
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ständig errichten und auch bei allen Behörden durchführen zu kön-
nen.

Dazu wird Grundlagenwissen aus dem Vertragsrecht, dem Grund-
buchsrecht, dem Steuer- und Gebührenrecht und dem Grundver-
kehrsrecht vermittelt.

Mit den Teilnehmern werden anhand von Beispielen Musterver-
träge erarbeitet.

Termin: Freitag, 15. 4. 2005 bis Samstag, 16. 4. 2005 = 3 Halb-
tage

Planung: Dr. Peter Bartl, RA in Graz

Referenten: HR Dr. Erna Tappler, Leiterin des Finanzamtes Graz-
Umgebung

Dr. Andrea Korschelt, Vorsitzende der Grundverkehrsbezirkskom-
mission der BH Graz-Umgebung; Gerichtsvorsteherin des BG für
ZRS Graz

Dr. Peter Bartl, RA in Graz

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 20050415/5

Be up to date!
Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht

update

Gegenstand des Seminars ist die Rechtsentwicklung im Wirt-
schaftsrecht, einschließlich des Sozialversicherungsrechts, jedoch
unter Ausschluss des Wirtschaftsverwaltungsrechts, in der letzten
Zeit, vor allem im letzten Jahr vor dem Seminar.

Schwerpunkte bilden die Themenbereiche:

Handelsrechtliches Vertragsrecht (Kreditsicherungsrecht, Bankver-
tragsrecht, Entwurf des HaRÄG mit dem Unternehmensgesetzbuch
etc), Gesellschaftsrecht (Erörterung wichtiger Entscheidungen, der
Europäischen AG, des GesRÄG 2004 und allfälliger weiterer Re-
formgesetze), Arbeitsrecht (gesetzliche Änderungen und wichtige
Entscheidungen, nationales Arbeitsrecht und europäisches Ge-
meinschaftsrecht), Sozialversicherungsrecht (Rechtsprechung und
neue Gesetze, insbesondere Pensionsreform) sowie UWG und Kar-

tellrecht, dies im Recht der Europäischen Gemeinschaft und natio-
nalen Recht (wesentliche Rechtsprechung; ferner die geplante Har-
monisierung des Rechts gegen unlautere Gesprächspraktiken und
Verkaufsförderung; RL zum Schutz des geistigen Eigentums; aktu-
elle Rechtsprechung des EuGH und OGH zum Kartell-, Lauterkeits-
und Markenrecht). Wenn in den Themenbereichen im Jahr vor dem
Seminar wichtige neue Gesetze kundgemacht wurden, werden
diese von den Referenten für die Praxis erläutert.

Dieses Seminar unterstützt alle Kolleginnen und Kollegen, die trotz

unerlässlicher Spezialisierungen als Allrounder in einem übergrei-
fenden Informationsstand auf dem Laufenden bleiben wollen.

Termin: Freitag, 22. 4. 2005 bis Samstag, 23. 4. 2005 = 4 Halb-
tage

Planung: VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
Referenten in alphabetischer Reihenfolge: Hon.-Prof. Dr. Helmut
Gamerith, Vizepräsident des OGH i.R.

Dr. Georg Graf, Univ.-Prof. in Salzburg
Mag. Dr. Martin Karollus, Univ.-Prof. in Linz
Dr. Wolfgang Mazal, Univ.-Prof. in Wien
Dr. Walter Schrammel, Univ.-Prof. in Wien
Seminarort: Linz

Seminar-Nr: 20050422/3

Vertragsgestaltung
workshop

Kautelarjurisprudenz, ein spröder Name für ein spannendes
Rechtsgebiet!
Vertragsgestaltung wird nicht an Universitäten gelehrt. Erstmalig in
der Ausbildung zum Rechtsanwalt besteht ein aktiver Kontakt mit
der Vertragsgestaltung. In der Regel heißt die Devise „Learning
by Doing“. Diese Devise gilt auch für diesen Workshop.
Vertragsgestaltung bedingt ein Übergreifen verschiedenster mate-
riell- und formellrechtlicher Aspekte zur Entwicklung eines Vertrags-
dokumentes. Dieses Dokument soll die Zukunft gestalten, Rechtssi-
cherheit gewähren und Bestand haben.
Ziel des Workshops ist es nicht, die theoretischen Grundlagen der
Vertragserrichtung zu erfassen. Ziel des Workshops ist es vielmehr,
anhand zweier Musterbeispiele im Team selbstständig Verträge
zu erarbeiten. Begleitet wird dieser Workshop von praktischen
Tipps zum Erstellen von Verträgen, die dann das Rüstzeug für die
Vertragserrichtung bilden.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da, bedingt durch den
Workshop-Charakter mit Teamarbeit, die Teilnehmerzahl auf 24

Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 29. 4. 2005 = 2 Halbtage
Planung: Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg
Referenten: Dr. Daniel Bräunlich, RA in Salzburg
Mag. Dr. Edwin Mächler, RA in Graz

Seminarort: Salzburg
Seminar-Nr: 20050429/4

Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
special

Ziel des Seminars soll es sein, die Wahl des Gerichtshofes des Öf-
fentlichen Rechts im Sinne der Prozessökonomie und der Verfah-
rensstrategie richtig zu treffen. Weiters sollen die wichtigsten Ver-
fahrensarten (Art 137, 138, 139, 140, 141 und 144 B-VG) mit ih-
ren Besonderheiten erarbeitet werden. Den Teilnehmern werden
Schriftsatzmuster zur Verfügung gestellt und es soll vermittelt wer-
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den, welche formellen und inhaltlichen Aspekte besonders wichtig
sind. Auch soll auf die Judikatur zum Verfassungsgerichtshofgesetz
und zur subsidiären Anwendung der ZPO eingegangen werden.

Termin: Freitag, 29. 4. 2005 bis Samstag, 30. 4. 2005 = 3 Halb-
tage

Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck

Referenten: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz, Universität
Linz, Institut für Verwaltungsrecht und Verwaltungslehre

Univ.-Prof. Dr. Magdalena Pöschl, Universität Salzburg, Institut für
Verfassungs- und Verwaltungsrecht

Univ.-Prof. Dr. Karl Weber, Universität Innsbruck, Institut für Öffent-
liches Recht, Finanzrecht und Politikwissenschaft

Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 200504296

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den zu entrichtenden
Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat.
Der Veranstaltungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im
Zeitraum bis zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen.
Der Anmeldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes
beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte
nach ihrer Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich
nach ihrer Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.

Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!

RECHTaktuell
Das Neueste zum Wirtschaftsrecht

U. Torggler
Abschied vom Handelsrecht? –
Zum Entwurf eines Unternehmens-
gesetzbuches

Das BMJ hat den Entwurf eines Handelsrechts-Änderungsgesetzes versendet. Kernstück
sind umfangreiche Änderungen des Handelsgesetzbuchs, das zugleich in „Bundesgesetz
über besondere zivilrechtliche Vorschriften für Unternehmen (Unternehmensgesetzbuch –
UGB)“ umbenannt werden soll. Die vorliegende Monographie nimmt sowohl zu den

grundsätzlichen Weichenstellungen des Reformprojekts als auch zu ausgewählten Detailfragen kritisch Stellung
und stellt Alternativen zur Diskussion.

Der Autor
Dr. Ulrich Torggler LL.M. (Cornell) ist Assistenzprofessor am Institut für Handels- und Wirtschaftsrecht der
Universität Wien und Autor zahlreicher handels- und gesellschaftsrechtlicher Publikationen.

2005. VI, 164 Seiten. EUR 38,– ISBN 3-214-00129-9

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

142 AnwBl 2005/3



AVM-Seminare für
KonzipientInnen
(ab dem 1. 1. 2005 Änderung des § 1 RAO)

Bitte beachten Sie die Erweiterung des Eintragungserfordernisses
auf 42 Halbtage, davon 6 Halbtage über Kenntnisse und Fertigkei-
ten für Mediation und andere Methoden der außergerichtlichen
Streitbeilegung.

Diese Änderung gilt für alle KollegInnen, die sich ab dem 1. 7.
2005 in die Liste der Österreichischen Rechtsanwälte eintragen
lassen wollen.

Die AVM ist mit der Durchführung dieser erweiterten Ausbildung
betraut und organisiert seit Jahresbeginn laufend zusätzliche Se-
minartermine (fett gedruckt und bezeichnet durch *)) und die zuerst
festgelegten Seminartermine im Normaldruck.

Nachfolgend die Terminübersicht aller bis dato organisierten Semi-
nare:

Konsensorientiertes Verhandeln und
Mediation, Teil I

18./19. Februar 2005, Wien*)

4./5. März 2005, St. Georgen i. A.

11./12. März 2005, Graz*)

1./2. April 2005, Wien
8./9. April 2005, Wien*)

15./16. April 2005, Innsbruck*)

10./11. Juni 2005, Wien*)

9./10. September 2005, Wien

Konsensorientiertes Verhandeln und
Mediation, Teil II

15./16. April 2005, Wien
6./7. Mai 2005, Innsbruck
20./21. Mai 2005, Wien*)

20./21. Mai 2005, Graz*)

24./25. Juni 2005, Wien*)

1./2. Juli 2005, Wien
23./24. September 2005, Wien
21./22. Oktober 2005, Graz
Weitere Termine für das 1. und 2. Halbjahr 2005 sind in Ausarbei-
tung. Auskünfte und Anmeldung im Büro der AVM.

AVM Anwaltliche Vereinigung für
Mediation und kooperatives Verhandeln

1010 Wien, Tuchlauben 12
Tel: (01) 513 12 01, Fax: (01) 513 12 05

E-Mail: office@avm.co.at
website: www.avm.co.at

RECHTaktuell
Das Neueste zum öffentlichen Recht

Joachim Renzikowski (Hrsg)
Die EMRK im Privat-, Straf- und
Öffentlichen Recht

Im Jahre 1950 schuf die EMRK eine bis dahin einzigartige Kompilation von auch gegen
den eigenen Staat einklagbaren Grundrechten. Inzwischen sind fast alle europäischen
Staaten der EMRK beigetreten. Welche Bedeutung die EMRK für die Entwicklung von
Rechtsbewusstsein und Rechtsprechung in Europa hatte und im heutigen europäischen
Privat-, Straf- und Öffentlichen Recht hat, ist Thema des vorliegenden Sammelbandes:
• Rechts- und Moralbildung in Europa durch die EMRK
• EMRK und Europäisches Zivilprozessrecht
• Fair Trial als Waffengleichheit im Strafprozess?
• Bedeutung der EMRK im Ausländerrecht 
• EMRK und Religionsfreiheit uam 

Der Herausgeber
Dr. Joachim Renzikowski ist Professor für Strafrecht und Rechtsphilosophie/Rechtstheorie an der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
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Disziplinarrecht
7974

§ 33 DSt – Ausschließungsrecht,
§ 26 DSt – Ablehnungsrecht

Eine kollegiale Behörde ist auch dann unrichtig zu-
sammengesetzt – was das verfassungsgesetzlich
gewährleistete Recht auf ein Verfahren vor dem
gesetzlichen Richter verletzt –, wenn der zur Ab-
lehnung vonMitgliedern der Behörde berechtigten
Partei die Ausübung dieses Rechtes dadurch un-
möglich gemacht wird, dass ihr die zur Entschei-
dung berufenen Mitglieder der Kollegialbehörde
nicht bekannt gegeben werden. Da der adminis-
trative Instanzenzug als Einheit aufzufassen ist,
wird das Recht auf den gesetzlichen Richter auch
dann verletzt, wenn in unterer Instanz eine unrich-
tig zusammengesetzte Kollegialbehörde einge-
schritten ist und dies von der bel Beh nichtwahrge-
nommen wurde. An der Verhandlung und Ent-
scheidung des DR hat keinMitglied teilgenommen,
welches der Besch nicht gem § 33 DSt oder § 26
DSt hätte ablehnen können; daher ist unbeacht-
lich, dass dem Besch die Verhinderung des Senats-
mitgliedes X nicht eigens zur Kenntnis gebracht
wurde, weil er sein Ablehnungsrecht hinsichtlich
des ihm namentlich mitgeteilten Ersatzmitgliedes
hätte ausüben können.

VfGH 28. 9. 2004, B 430/04, OBDK 24. 11. 2003, 14 Bkd 8/03

Aus den Entscheidungsgründen:

Gem § 15 Abs 1 DSt 1990 hat der DR in Senaten zu verhandeln
und zu entscheiden, die aus einem Vorsitzenden und vier weiteren
Mitgliedern bestehen. Nach § 33 leg cit sind dem DB mit der La-
dung die Namen der nach der Geschäftsverteilung berufenen Mit-
glieder des Senats mitzuteilen. Der DB hat das Recht, binnen einer
Woche nach Zustellung der Ladung ohne Angabe von Gründen
zwei Mitglieder durch Ablehnung von der Teilnahme an der Ver-
handlung auszuschließen. Geltend zu machen ist dieses Recht
bei der ersten Ladung oder bei geänderter Senatszusammenset-
zung hinsichtlich neuer Senatsmitglieder (§ 33 Abs 2 letzter Satz
DSt 1990).

Bemerkung: Hier folgt die Darstellung der zum Teil wechselnden
Zusammensetzung des an zwei DisVerhandlungen teilnehmenden
Senates.

Die hier maßgebliche Judikatur des VfGH zur Verletzung des
Rechts auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter wegen un-
richtiger Zusammensetzung einer Kollegialbehörde stellt darauf
ab, ob es der Partei unmöglich gemacht wurde, ihr Ablehnungs-
recht auszuüben (vgl VfSlg 15846/2000).

Dieser Fall ist hier nicht eingetreten. Dem Bf wurde die voraussicht-
liche Zusammensetzung des DisSenats – einschließlich der für den
Fall einer Verhinderung von Senatsmitgliedern vorgesehenen Er-
satzmitglieder – mit Telefax vom 7. 11. 2002 mitgeteilt. An der
Verhandlung und an der Entscheidung des DR hat kein Mitglied teil-
genommen, welches der DB nicht gem § 33 DSt 1990 oder gem
§ 26 DSt 1990 hätte ablehnen können. Der Umstand, dass dem
Bf die Verhinderung des Dr. Y nicht eigens zur Kenntnis gebracht
wurde, ist unbeachtlich, weil der Bf sein Ablehnungsrecht hinsicht-
lich des Ersatzmitgliedes ausüben konnte, zumal ihm die Namen
der Ersatzmitglieder mitgeteilt worden sind. Er hat gegen die Mit-
wirkung des (ihm bekannt gegebenen) Ersatzmitgliedes weder ei-
nen Ablehnungsantrag eingebracht noch ein entsprechendes Vor-
bringen in der Berufung erstattet. Die Ausübung seines Ableh-
nungsrechts wurde daher nicht von der Behörde verhindert, son-
dern von ihm selbst unterlassen (vgl – zur unterlassenen
Ablehnung von [Ersatz-]Mitgliedern der OBDK VfSlg 13298/
1992).

Die behauptete Verletzung im verfassungsgesetzlich gewährleiste-
ten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter hat somit
nicht stattgefunden.

Anmerkung:

Aus der obigen Begründung ergibt sich, dass der VfGH trotz des Un-
terschiedes in § 26 DSt (wo über das Vorliegen von Ausschließungs-
gründen grundsätzlich der DR-Präsident entscheidet) und § 33 DSt,
wonach der Besch ohne Angabe von Gründen 2 Senatsmitglieder
von der Teilnahme an der DisVerhandlung selbst ausschließen kann,
undifferenziert davon ausgeht, dass dem Bf in beiden Fällen nicht die
Möglichkeit einer „Ablehnung“ genommen werden darf. Hier be-
steht mE aber ein inhaltlich bedeutsamer Unterschied, weil eine Ab-
lehnung ohne Angabe der die Befangenheit indizierender Gründe
und ohne allenfalls erforderlicher Bescheinigungsmittel erfolglos blei-
ben wird, während bei einer „Ausschließung“ – aber nicht nur jener
iS § 26 Abs 1 und 2 DSt (in welchen Fällen der Ausschließungs-
grund dargetan oder aktenkundig sein muss) –, sondern auch im Fall
des § 33 eine „Ausschließung durch Ablehnung“ ohne Angabe von
Gründen möglich ist; im ersten Fall hat der Besch ein Antragsrecht
und die Entscheidung steht dem DR-Präsidenten zu; im 2. Fall hat
er ein Ausschließungsrecht und eine Entscheidung des DR-Präsiden-
ten über die Ausschließungserklärung findet nicht statt; die Worte
„durch Ablehnung“ in § 33 Abs 2 DSt sind daher inhaltslos und
durch die Verwendung des gleichen Begriffes wie bei der Ablehnung
wegen Befangenheit (§ 26 DSt) sogar irreführend.
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Im vorliegenden Fall macht diese unterschiedliche Auswirkung – bei
der Ablehnung wegen Befangenheit iS § 26 DSt entscheidet der DR-
Präsident, bei der Ausschließung gem § 33 DSt „entscheidet“ der
Besch selbst – aber nichts aus, weil es nicht allein um die verfahrens-
rechtlichen Folgen der jeweiligen Erklärung und um ihre weitere Be-
handlung, sondern um die Ausübung eines Ausschließungsrechtes
geht; diese Rechtsausübung kann im Falle des § 33 DSt vom DR-Prä-
sidenten nicht entschieden und nicht verhindert werden. Im vorliegen-
den Fall hat der VfGH elegant formuliert, dass die Ausübung des Ab-
lehnungsrechtes (genauer: „Ausschließungsrechtes“) nicht von der
Behörde verhindert, sondern vom Besch selbst unterlassen wurde.

Strigl

1. Art 6 und Art 10 EMRK –

freier, energischer Meinungsaustausch

2. Art 6 Abs 3 lit b EMRK –

Gelegenheit zur Vorbereitung der Verteidigung

7975

Art 6 und Art 10 EMRK, Art 6 Abs 3 lit b EMRK

1. Äußerungen des RA im Rahmen der prozessua-
len Vertretung seines Mandanten müssen auch im
Lichte der ihm garantierten Rechte auf ein faires
Verfahren (Art 6 EMRK) gesehen werden, zumal
der Begriff eines fairen Verfahrens einen freien,
energischen Meinungsaustausch zwischen den
Parteien verlangt. Die Meinungsfreiheit des RA ist
jedoch nicht unbegrenzt.

2. Der Vorhalt (in der OBDK-Berufungsverhand-
lung) von OGH-Judikatur über RM des Besch als
PV verletzt nicht sein Recht auf „ausreichende Ge-
legenheit zur Vorbereitung seiner Verteidigung“,
weil ihm diese Beschlüsse über von ihm als PVein-
gebrachte RM ohnehin bekannt waren.

VfGH 28. 9. 2004, B 622/04, OBDK 12. 1. 2004, 6 Bkd 1/03

Aus den Entscheidungsgründen:

In der Rsp des EGMR wird hervorgehoben, dass die Bestrafung
eines RA für Äußerungen im Rahmen der prozessualen Vertretung
seines Mandanten auch im Lichte der dem Mandanten gem Art 6
EMRK garantierten Rechte auf ein faires Verfahren von Bedeutung
sein kann, zumal der Begriff eines fairen Verfahrens einen freien,
energischen Meinungsaustausch zwischen den Parteien verlangt.
Der EGMR hat jedoch gleichzeitig darauf hingewiesen, dass die
Meinungsfreiheit des RA nicht unbegrenzt ist (vgl EGMR 21. 3.

2002, Nikula gg Finnland, Beschwerde Nr 31611/96, Rz 49
und 54). Dabei kommt auch dem Umstand Bedeutung zu, ob sich
die Äußerung im Rechtsstreit gegen den Prozessgegner gerichtet
hat oder ob damit der Richter oder das Gericht als solches ange-
griffen wurden (vgl aaO, bei Rz 50).

Der angefochtene Bescheid stützt sich darauf, dass der Bf seine Be-
hauptungen betreffend sämtliche Richter des BG und des LG nicht
näher konkretisieren konnte, dass er Behauptungen in seinen Ab-
lehnungsanträgen wiederholte, obwohl diese mehrfach als unbe-
rechtigt qualifiziert wurden, sowie dass den beteiligten Richtern
durch die Behauptung, der PV des Prozessgegners verfüge wegen
seiner Freundschaften zu den Richtern über „Insiderinformationen“,
implizit der Vorwurf einer strafbaren Handlung gemacht wurde.

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde daher eine Strafe für die
mutwilligeWiederholung von bereits zuvor als substanzlos erkann-
ten Behauptungen ausgesprochen, die insofern sowohl der Funkti-
onsfähigkeit als auch dem „Ansehen der Rsp“ (Art 10 Abs 2
EMRK) dient. Der bel Beh kann nicht vorgeworfen werden, dass
sie dem Gesetz dabei einen verfassungswidrigen (weil Art 10
EMRK missachtenden) Inhalt unterstellt hat.

Entgegen der Auffassung des Bf, der Verfahrensmängel sowohl un-
ter dem Titel des Art 6 EMRK als auch unter dem Titel des Gleich-
heitssatzes behauptet, sind der bel Beh auch sonst keine in die Ver-
fassungssphäre reichenden Fehler unterlaufen:

Das DisVerfahren der RA hat nach der stRsp des VfGH nicht (wie
der Bf meint) die Entscheidung über „civil rights“, sondern über
eine „strafrechtliche Anklage“ zum Gegenstand. Eine Verletzung
der Verfahrensgarantien des Art 6 EMRK vermag das Beschwerde-
vorbringen nicht darzutun.

Eine Verletzung von Art 6 EMRK erblickt der Bf darin, dass es die
DisBehörden trotz seiner Anträge unterlassen haben, die Akten
über jene Gerichtsverfahren einzuholen, die den Anlass für die An-
schuldigungen gegeben haben. Dadurch sei der Sachverhalt nicht
ausreichend aufgeklärt worden. Dem ist einerseits entgegenzuhal-
ten, dass jedenfalls die inkriminierten Schriftsätze des Bf Gegen-
stand des Beweisverfahrens waren und anderseits, dass die Verur-
teilung deswegen erfolgt ist, weil der Bf die Befangenheit der abge-
lehnten Richter in seinen Ablehnungsanträgen nicht (hinreichend)
substantiiert habe. Die DisBehörden sind – angesichts des Um-
stands, dass der Bf die Behauptung der Befangenheit aller Richter
des BG und des LG in X auch im DisVerfahren nicht näher konkreti-
sieren konnte – davon ausgegangen, dass die von ihm beantragte
Einsichtnahme in die Gerichtsakten (zum Beweis für Verfahrensfeh-
ler bestimmter, einzelner Richter) unerheblich ist. Dabei ist ihnen
kein in die Verfassungssphäre reichender Fehler unterlaufen: Der
Bf hat nie behauptet, dass an den betreffenden Gerichtsverfahren
sämtliche abgelehnten Richter involviert waren. Es ist nicht unvertret-
bar, die allgemein gehaltene Behauptung von freundschaftlichen
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Kontakten zwischen sämtlichen Richtern des BG und des LG in X un-
tereinander einerseits und zwischen sämtlichen dieser Richter und
einer bestimmten RA-Kanzlei anderseits als „unsubstantiiert“ zuwer-
ten. Vertretbar ist auch die Einschätzung der DisBehörden, dass all-
fällige Verfahrensmängel im Ablehnungsverfahren (etwa das Unter-
bleiben eines Verbesserungsauftrags) keine Auswirkung darauf ha-
ben, ob die inkriminierten Anträge des Bf – mangels Konkretisie-
rung – als mutwillig oder „rechtsmissbräuchlich“ anzusehen waren.

Als Verletzung des Grundsatzes der Waffengleichheit bezeichnet
der Bf den Umstand, dass die OBDK ihm im Rahmen der mündli-
chen Berufungsverhandlung eine Reihe von Beschlüssen des
OGH vorgehalten habe, ohne dass er sich ausreichend vorberei-
ten habe können. Ein Verstoß gegen die Waffengleichheit zwi-
schen dem Besch [nun: Bf] und der Anklageseite ist schon deshalb
nicht gegeben, weil die OBDK weder die Anklageseite noch den Bf
bei der Erörterung der Judikatur des OGH benachteiligt hat. Im be-
haupteten Fehlen von ausreichender Zeit zur Vorbereitung kann
der VfGH keine Verletzung der Verteidigungsrechte erkennen, weil
es sich bei sämtlichen der in der Verhandlung der OBDK verlese-
nen OGH-Beschlüsse um Entscheidungen über RM handelt, die
der Bf als PV eingebracht hatte. Da ihm die Beschlüsse somit ohne-
hin bekannt waren, hatte er „ausreichende [...] Gelegenheit zur
Vorbereitung seiner Verteidigung“ iSd Art 6 Abs 3 lit b EMRK.

Inwiefern eine Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleiste-
ten Rechts auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter (Art 83
Abs 2 B-VG) stattgefunden haben soll, ist unerfindlich. Das auf be-
hauptete Verfahrensfehler bzw auf die Behauptung einer inhaltlich
unrichtigen Entscheidung gestützte Vorbringen verkennt die stRsp
des VfGH zu diesem Recht völlig.

Auch die behauptete Verletzung von Art 7 EMRK hat nicht stattge-
funden, weil die OBDK sich nicht darauf beschränkt hat, die Verur-
teilung auf § 1 DSt 1990 zu stützen, sondern in vertretbarer Weise
§ 9 RAO und § 2 RL-BA herangezogen hat. Angesichts dessen hat
sich die bel Beh jedenfalls im Rahmen dessen gehalten, was bei
vernünftiger Deutung dieser Rechtsvorschriften für den Bf erkenn-
bar sein musste, nämlich dass er sich durch sein Verhalten dem
Risiko einer Bestrafung aussetzt (vgl Thienel, Art 7 EMRK, in
Korinek/Holoubek [Hrsg], Kommentar zum Bundesverfassungs-
recht, Rz 17 [1999]).

Der Bf wurde daher weder in dem gem Art 10 EMRK verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Recht auf Freiheit der Meinungsäuße-
rung noch im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf
Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz oder in anderen ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten verletzt.

Anmerkung:

Diese Begründung des VfGH ist ein Lehrstück zur Behandlung von
Pauschalverdächtigungen, hier gegen unsubstantiierte Behauptun-

gen von freundschaftlichen Kontakten sämtlicher Richter des BG
mit jenen des LG am gleichen Ort. Ebenso können nur (einzelne!)
Mitglieder des DR „unter Angabe bestimmter Gründe“ (was oft ver-
gessen wird) wegen Befangenheit abgelehnt werden (§ 26 Abs 3
DSt). Die unsubstantiierte und generelle Ablehnung eines gesamten
DR ist – ohne Ablehnungsmunition gegen alle seine Mitglieder – un-
zulässig.

Im Übrigen können sich jetzt alle Kolleginnen und Kollegen vor Ge-
richt, insb in der mündlichen Verhandlung, darauf berufen, dass
der Begriff des fairen Verfahrens einen „freien, energischen Mei-
nungsaustausch“ – so der VfGH – geradezu verlangt (fortiter in re,
energisch in modo!), was eine Anwendungsart des „unumwunde-
nen“ Vorbringens in § 9 Abs 2 RAO ist. Hingegen sind die armen
Richter zu bedauern, denen § 52 GeO im Verkehr mit Parteien au-
ßer der gebotenen Höflichkeit auch die „Begegnung mit Ruhe“, ja so-
gar ein „hilfsbereites Entgegenkommen“ (innerhalb der zulässigen
Grenzen) vorschreibt. Richter dürfen keine Rügen (über außerprozes-
suales Verhalten) erteilen, keine Werturteile fällen und – was vielen
Juristen schwer fällt – keine spöttischen Bemerkungen machen; alles
nachzulesen in § 52 GeO. Aber weil sie ohnehin die Prozess- und
Verhandlungsleitung haben, brauchen sie selbst keine Teilnahme
am energischen Meinungsaustausch.

Strigl

§ 45 RL-BA – unzulässige Werbung

7976

§ 45 RL-BA

Eine Selbstanpreisung durch marktschreierische
Werbung oder durch vergleichende Werbung ge-
genüber Standesangehörigen, die den (indirekt)
durch die Verfassung vorgegebenen Rahmen
(Anm: zur Ausübung des Rechtes auf Freiheit der
Meinungsäußerung, Art 10 EMR) überschreitet,
so wenn der Inhalt der Werbeaussage von einem
durchschnittlichen Mandanten so verstandenwer-
den kann, dass es sich bei der Kanzlei des Bf um
ein Team von Spezialisten, nicht bloß um eine „Ein-
mann“-RA-Kanzlei mit „wechselnden kurzbe-
schäftigten“ ReAA handle, kann nicht als Verlet-
zung dieses Rechtes angesehen werden.

Bei der Werbung für die Mitgliedschaft an einer
„elitären“ Vereinigung, die mit „Rechtskunst“ zu
tun hat, kann denkmöglich auch ein „entscheiden-
der Vorteil gegenüber dem Gegner verschafft
werden“ (wenn es um Angelegenheiten geht, die
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mit dem europäischen und sonstigen Ausland zu
tun haben), sodass eine irreführende, gegen
§ 45 RL-BA 1977 verstoßende Werbung denk-
möglich angenommen werden kann. Es kommt
auch auf die Art und Weise, wie mit dieser Mit-
gliedschaft geworben wurde, an.

VfGH 28. 9. 2004, B 391/04, OBDK 20. 11. 2003, 15 Bkd 1/03

Aus den Entscheidungsgründen:

Der VfGH hat über die – zulässige – Beschwerde erwogen:

1. Nach § 10 Abs 2 RAO ist der RA verpflichtet, durch Redlichkeit
und Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen die Ehre und Würde des
Standes zu wahren. Die Verordnungsbestimmung des § 45 RL-BA
1977 lautet in der hier präjudiziellen Fassung des Beschlusses
des ÖRAK (Vertreterversammlung) vom 17. 9. 1999 (kundge-
macht im Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom 28. 9. 1999 und im
AnwBl 1999, S 620):

„§ 45.

(1) Der RA wirbt vornehmlich durch die Qualität seiner anwaltli-
chen Leistung.

(2) Werbung ist zulässig, soferne sie wahr, sachlich, in Einklang
mit Ehre und Ansehen des Standes, den Berufspflichten sowie der
Funktion des RA im Rahmen der Rechtspflege ist.

(3) Unzulässig ist insb

a) Selbstanpreisung durch marktschreierische Werbung;

b) vergleichende Werbung gegenüber Standesangehörigen;

c) Mandatsakquisition unter Ausnützung einer Zwangssituation;

d) Überlassung von Vollmachtsformularen an Dritte zwecksWeiter-
gabe an einen unbestimmten Personenkreis;

e) Nennung von Mandanten ohne deren Einwilligung;

f) das Anbieten oder Gewähren von Vorteilen für Mandatszufüh-
rungen;

g) Bezugnahme auf Erfolgs- oder Umsatzzahlen.“

Wie der VfGH bereits im Erk VfSlg 12467/1990 ausgesprochen
hat, ist § 10 Abs 2 RAO, der inhaltlich die Verordnungsbestim-
mung des § 45 RL-BA 1977 determiniert, verfassungskonform
der Inhalt zu unterstellen, dass RAe auch bei Werbemaßnahmen
die Ehre und die Würde des Standes so weit zu wahren haben,
dass das Ansehen der Rsp gewährleistet ist. Eine solche, auf Art 10
Abs 2 EMRK Bedacht nehmende verfassungskonforme Interpreta-
tion des Gesetzes hat auch der Verordnungsgeber zu beachten.
Der VfGH kann nicht finden, dass der Verordnungsgeber durch
eine Regelung, die eine „Selbstanpreisung durch marktschreieri-
sche Werbung“ bzw „vergleichende Werbung gegenüber Stan-
desangehörigen“ als unzulässig erklärt, diesen (indirekt) durch
die Verfassung vorgegebenen Rahmen überschritten hat (vgl VfSlg
12467/1990, 16555/2002).

Der Bf ist daher nicht wegen Anwendung einer rechtswidrigen ge-
nerellen Norm in seinen Rechten verletzt worden.

2. Zu den behaupteten Vollzugsfehlern:

Nach Art 13 Abs 1 StGG hat jedermann das Recht, durch Wort,
Schrift, Druck oder durch bildliche Darstellung seine Meinung in-
nerhalb der gesetzlichen Schranken frei zu äußern. Das Recht
der freien Meinungsäußerung ist zwar nur innerhalb der gesetz-
lichen Schranken gewährleistet, doch darf ein solches Gesetz kei-
nen Inhalt haben, der den Wesensgehalt des Grundrechtes ein-
schränkt (vgl VfSlg 6166/1970, 10700/1985, 11404/1987,
12796/1991). Eine nähere Bestimmung des Wesensgehaltes
dieses Grundrechtes findet sich in Art 10 EMRK (vgl zB VfSlg
11996/1989, 12796/1991, 13122/1992). Diese Verfas-
sungsnorm bekräftigt den Anspruch auf freie Meinungsäußerung
und stellt klar, dass dieses Recht die Freiheit der Meinung und
die Freiheit zum Empfang und zur Mitteilung von Nachrichten
oder Ideen ohne Eingriffe öffentlicher Behörden und ohne Rück-
sicht auf Landesgrenzen einschließt (Abs 1), sieht aber vor, dass
die Ausübung dieser Freiheiten im Hinblick darauf, dass sie
Pflichten und Verantwortung mit sich bringt, bestimmten, vom Ge-
setz vorgesehenen Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkun-
gen oder Strafdrohungen unterworfen werden kann, wie sie in
einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Si-
cherheit, der territorialen Unversehrtheit oder der öffentlichen Si-
cherheit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verbre-
chensverhütung, des Schutzes der Gesundheit und der Moral,
des Schutzes des guten Rufes oder der Rechte anderer, um die
Verbreitung von vertraulichen Nachrichten zu verhindern oder
das Ansehen und die Unparteilichkeit der Rsp zu gewährleisten,
unentbehrlich sind (zur korrekten Übersetzung siehe VfSlg 6288/
1970).

Bei der Unbedenklichkeit der angewendeten Rechtsgrundlagen
könnte der angefochtene Bescheid das verfassungsgesetzlich ge-
währleistete Recht auf Freiheit der Meinungsäußerung nur dann
verletzt haben, wenn dieser Verordnungsvorschrift ein (gesetz- und)
verfassungswidriger Inhalt unterstellt oder wenn sie denkunmöglich
angewendet worden wäre, was aber nur dann der Fall wäre, wenn
die Behörde einen der Gesetzlosigkeit gleichkommenden Fehler
begangen hätte (vgl VfSlg 14561/1996).

Derartiges kann der bel Beh aber nicht vorgeworfen werden,
wenn sie die Auffassung vertritt, dass ein durchschnittlicher Man-
dant bei einer Aussage mit dem Inhalt, es handle sich bei der
Kanzlei des Bf um ein Team von Spezialisten, nicht bloß eine „Ein-
mann-RA-Kanzlei“ mit „wechselnden und kurzbeschäftigten“
ReAA erwarte. Dass die Werbung iSd § 45 Abs 2 RL-BA 1977
aufgrund ihres irreführenden Charakters nicht im Einklang mit
Ehre und Ansehen des Standes steht, kann zumindest denkmög-
lich angenommen werden.
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Denkmöglich ist es auch, wenn die bel Beh in der Aussage, mit der
Mitgliedschaft an der „elitären Vereinigung“ Ars Legis werde ein
„entscheidender Vorteil“ gegenüber dem Gegner verschafft,
„wenn es um Angelegenheiten geht, die mit dem europäischen
und auch sonstigen Ausland zu tun haben“, eine irreführende, ge-
gen § 45 RL-BA 1977 verstoßende Werbung annimmt. Der Bf ver-
kennt in diesem Zusammenhang offenbar, dass hier nicht allein der
Hinweis auf die RA-Vereinigung als disziplinär geahndet wurde,
sondern vielmehr die Art und Weise, wie mit dieser Mitgliedschaft
geworben wurde.

Wenn daher die bel Beh diese inkriminierten Aussagen unter § 45
RL-BA 1977 subsumiert, wird der Verordnungsvorschrift weder ein
gesetz- (§ 10 Abs 2 RAO) noch ein verfassungswidriger (Art 10
Abs 2 EMRK) Inhalt unterstellt, noch denkunmöglich vorgegangen.
Im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Freiheit der
Meinungsäußerung ist der Bf nicht verletzt worden.

3. Zum Vorwurf der Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes sowie
des durch Art 7 EMRK gewährleisteten Rechtes:

Wie der VfGH im Erk VfSlg 11776/1988 grundlegend darlegte,
muss einer Verurteilung nach § 1 DSt 1990 – verfassungskonform
iSdArt 7 EMRK – zugrunde liegen, dass sie wegen einer Verletzung
von Berufspflichten oder wegen eines Verstoßes gegen Ehre undAn-
sehen des Standes erfolgt, die sich aus gesetzlichen Regelungen
oder aus verfestigten Standesauffassungen – wozu allenfalls Richt-
linien oder die bisherige (Standes-)Judikatur Bedeutung besitzen –

ergeben, die in einer dem Klarheitsgebot entsprechenden Bestimmt-
heit feststehen. Dem aus Art 7 EMRK erfließenden Gebot entspricht
die Behörde jedenfalls (auch) dann nicht, wenn sie – statt zu benen-
nen, gegen welche konkrete Berufs- oder Standespflicht ein inkrimi-
niertes Verhalten verstößt – sich mit Rechtsprechungshinweisen be-
gnügt. Der Gerichtshof ging in weiterer Folge davon aus, dass
das Fehlen eines konkretisierten Vorwurfes, worin die Verletzung
von Berufspflichten bzw von Ehre undAnsehen des Standes zu erbli-
cken ist, einen Bescheid mit Willkür belastet.

Diesen Erfordernissen kommt die bel Beh insofern nach, als sie das
festgestellte Verhalten des Bf – in zumindest vertretbarer Weise –

als Verletzung des § 45 RL-BA 1977 wertet. Dass sich der Bf durch
sein Verhalten dem Risiko einer Bestrafung aussetzt (vgl etwa VfGH
10. 6. 2003, B 153/03), hätte er schon aufgrund des hier für die
Subsumtion in Frage kommenden Wortlautes dieser präjudiziellen
Verordnungsbestimmung erkennen können, wonach Werbung, so-
weit sie wahr und sachlich ist, zulässig, hingegen Selbstanpreisung
durch marktschreierische Werbung ebenso unzulässig sein soll,
wie etwa vergleichende Werbung gegenüber Standesangehöri-
gen.

Anmerkung:

Diese E wird in ihrem Hauptteil deswegen vollständig veröffentlicht,
weil sie in ebenso gründlicher wie übersichtlicher Weise die hier

knapp, aber doch überschrittene Grenze zur unzulässigenWerbung
beschreibt. Standesrechtlich bedeutsam ist, dass die OBDK als bel
Beh – in ihrer Begründung – der Verordnungsvorschrift keinen (ge-
setz- und) verfassungswidrigen Inhalt unterstellt oder sie denkunmög-
lich angewendet hat; es kommt auch darauf an, „wie“mit dieser Mit-
gliedschaft an einer „elitären Vereinigung“ geworben wurde.

Strigl

Privatrecht
7977

§ 1489 ABGB; §§ 228, 405 ZPO; §§ 235, 521a
ZPO; §§ 179, 275, 196 ZPO; §§ 41, 43 ZPO

1. Die Einbringung einer mit einer Leistungsklage
verbundenen, in der Folge erfolgreichen und in-
nerhalb der Verjährungsfrist eingebrachten Fest-
stellungsklage bewirkt, dass einzelne Schadener-
satzansprüche, selbst wenn sie bereits zum selben
Zeitpunkt mit Leistungsklage hätten begehrt wer-
den können, auch nach Ablauf der dreijährigen
Verjährungszeit im anhängigen Prozess durch
Ausdehnung geltend gemacht werden können.
Dies gilt auch für das Begehren auf Zuspruch einer
Verunstaltungsentschädigung.

2. Für die Beurteilung der Begründetheit eines
Feststellungsbegehrens ist nach stRsp nicht der
strikte Wortlaut, sondern der wahre Sinn des Be-
gehrens maßgebend. Es kommt daher darauf an,
welchen Ausspruch des Gerichtes der Kläger nach
dem Sinngehalt seines Sachvorbringens begehrt.
Der Zuspruch eines Minus ist auch bei Feststel-
lungsklagen zulässig, wobei eine Überschreitung
des § 405 ZPO dann nicht vorliegt, wenn ein
quantitativ geringerer Umfang des Rechtes, des-
sen Feststellung begehrt wird, urteilsmäßig fest-
gestellt wird.

3. Dass die Entscheidung über die Berechtigung
der von einer Klagsausdehnung erfassten Scha-
denersatzforderungenweitere Beweisaufnahmen
erfordert, tritt gegenüber dem die Bestimmung
des § 235 Abs 3 ZPO beherrschenden Grundsatz
der Prozessökonomie in den Hintergrund, wenn
im anhängigen Verfahren eine Klärung des An-
spruchsgrundes herbeigeführt wurde. Unerheb-
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lich ist, ob die Klagsseite in Hinkunft weitere For-
derungen erheben könnte. Maßgeblich ist, dass
die aktuell zwischen den Streitteilen vorliegenden
Streitpunkte im Wege der Klagsänderung im be-
reits anhängigen Rechtsstreit einer Klärung zuge-
führt werden können. § 179 ZPO bezieht sich
nicht auf neues Vorbringen, das eine Klagsände-
rung darstellt. Die Zulässigkeit eines derartigen
Vorbringens ist nach § 235 ZPO und nicht nach
§ 179 ZPO zu prüfen.

4. Das Rechtsmittelverfahren über einen Be-
schluss, mit dem eine Klagsänderung zugelassen
wurde, ist – auch nach jüngster höchstgerichtlicher
Judikatur – nicht zweiseitig zu gestalten.

5. Im Falle der Vertretungmehrerer Parteien durch
einen Rechtsanwalt ist dem unterliegenden Pro-
zessgegner gegenüber anzunehmen, dass jede
der Parteien diesem Vertreter die Kosten anteilig
zu ersetzen hat. Obsiegt daher einer von zwei
durch einen Rechtsanwalt vertretenen Beklagten,
so hat der Kläger diesem die Hälfte der Vertre-
tungskosten einschließlich des Streitgenossenzu-
schlags und der Barauslagen zu ersetzen. Dies gilt
auch im Falle sukzessiver Entscheidungen.

OLG Linz 8. 7. 2004, 6 R 79/04m (LG Salzburg 9. 1. 2004, 6 Cg

150/94a)

Aus den Entscheidungsgründen:

Die am 4. 3. 1962 geborene, unverheiratete Klägerin wurde im
Jahre 1991 vom Erstbeklagten, einem Bediensteten der zweitbe-
klagten Partei, als Sonderklassepatient in der Landeskrankenan-
stalt behandelt und am 15. 11. 1991 operiert. Der Erstbeklagte
stellte bei der Operation der Klägerin am 15. 11. 1991 stippchen-
förmige Endometrioseherde im Stadium eins fest und führte eine
Elektrokoagulation durch. Die Detrusornerven wurden im Zuge
des operativen Eingriffs (Pelviskopie), insbesondere der durchge-
führten Elektrokoagulation, nicht beschädigt. Weder die Pelvisko-
pie noch die Elektrokoagulation waren mit nachteiligen Folgen
für die Klägerin verbunden.

Die Klägerin begehrte mit ihrer am 10. 11. 1994 überreichten
Klage zur Zahlung von ATS 810.000,00 sA (Schmerzengeld:
ATS 800.000,00; Spesen: ATS 10.000,00) sowie die Feststellung
der Haftung der beklagten Parteien zur ungeteilten Hand für alle
kausalen Schäden aus der Operation vom 15. 11. 1991. Die Klä-
gerin dehnte das Klagebegehren mit in der Tagsatzung zur münd-

lichen Streitverhandlung vom 11. 6. 2003 vorgetragenen Schrift-
satz um ein Verdienstentgangsbegehren, ein Rentenbegehren, ge-
richtet auf den Zuspruch einer monatlichen Rente vonE 175,00 ab
Jänner 2004 sowie um ein Verunstaltungsentschädigungsbegeh-
ren von E 15.000,00 sA aus.

Sie behauptete – soweit im Berufungsverfahren noch entschei-
dungserheblich –, bei der Operation seien die Detrusornerven irre-
versibel geschädigt worden, und sie leide daher an einer dauern-
den Blasenlähmung. Diese sei auch darauf zurückzuführen, dass
postoperativ kein Dauerkatheter gesetzt worden sei, so dass es
zu einer Blasenüberdehnung gekommen sei. Die beklagten Par-
teien beantragten die Abweisung des Klagebegehrens und bestrit-
ten einen Zusammenhang zwischen dem operativen Eingriff und
der bei der Klägerin aufgetretenen Blasenentleerungsstörung. Sie
wandten Verjährung des (am 11. 6. 2003 erhobenen) Verunstal-
tungsentschädigungsbegehrens mit der Begründung ein, es sei in-
nerhalb der dreijährigen Verjährungsfrist (gerechnet ab dem Tag
der Operation) absehbar gewesen, dass Blasenentleerungsstörun-
gen als Dauerfolge verbleiben werden, jedenfalls sei der Klägerin
dies aber seit mehr als drei Jahren, etwa aus vorliegenden Sachver-
ständigengutachten, bekannt.

Mit in das angefochtene Teilurteil integriertem Beschluss, liess das
Erstgericht die Klagsänderung durch Ausdehnung des Klagebe-
gehrens um das Verunstaltungsentschädigungs-, Verdienstent-
gangs- und Rentenbegehren zu. Mit dem angefochtenen Teilurteil
wies das Erstgericht das Klagebegehren in Ansehung des Erstbe-
klagten ab, erkannte die zweitbeklagte Partei schuldig, der Kläge-
rin E 58.865,00 sA (Schmerzengeld: E 58.138,27; Unkosten:
E 726,73) zu bezahlen, sprach gegenüber der zweitbeklagten
Partei aus, dass diese der Klägerin für alle kausalen Schäden
aus der Operation vom 15. 11. 1991 hafte und wies das Verun-
staltungsentschädigungsbegehren ab.

Das Erstgericht erachtete die Klagsänderung als zulässig. Es ver-
neinte die Haftung des Erstbeklagten. Diesem sei weder ein Be-
handlungsfehler unterlaufen noch sei es ihm oblegen, prophylak-
tisch das Setzen eines Dauerkatheters anzuordnen. Hingegen haf-
tet die zweitbeklagte Partei der Klägerin für die Sorgfaltswidrigkeit
des Pflegepersonals, das die Klägerin nach der Operation nicht
ordnungsgemäß überwacht habe. Das Erstgericht bemaß das
Schmerzengeld mit E 58.138,27 (= ATS 800.000,00). Das am
11. 6. 2003 erhobene Verunstaltungsentschädigungsbegehren
sei verjährt. Der Klägerin sei seit 1994 bekannt gewesen, dass
die Schädigung irreversibel sei und sei ihr spätestens 1996 klar ge-
worden, dass sie keinen Lebenspartner finden werde. Die Unter-
brechungswirkung der gemeinsam mit der Leistungsklage erhobe-
nen Feststellungsklage beziehe sich nicht auf bereits bekannte
und fällige Schadenersatzansprüche. Berechtigt seien jedoch das
Begehren auf Zuspruch der der Höhe nach unstrittigen Unkosten
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von E 727,73 (= ATS 10.000,00) sowie das Feststellungsbegeh-
ren im Verhältnis zur zweitbeklagten Partei. Es liegen Dauerfolgen
vor und seien künftige Komplikationen nicht auszuschließen. Man-
gels Entscheidungsreife des Verdienstentgangs- und Rentenbegeh-
rens sei ein Teilurteil zu fällen. Das Erstgericht verurteilte die Kläge-
rin zum Ersatz der gesamten Prozesskosten des Erstbeklagten
(ohne Streitgenossenzuschlag) und behielt die Kostenentscheidung
im Verhältnis zur zweitbeklagten Partei gemäß § 52 Abs 2 ZPO
der Endentscheidung vor.

Zum Rekurs der zweitbeklagten Partei (Zulassung der Klagsände-
rung). Die zweitbeklagte Partei wendet im Wesentlichen ein, im
vorliegenden Fall sei durch Zulassung der Klagsänderung das Ziel
der endgültigen Bereinigung des Streites nicht erreichbar, da nicht
auszuschließen sei, dass die Klägerin in Zukunft weitere Ansprüche
(Schmerzengeld, Heilungskosten im Zusammenhang mit allfälligen
weiteren Operationen) erhebe. Der Zulassung der Klagsänderung
stehe weiters entgegen, dass das Verfahren im Zeitpunkt der Klags-
ausdehnung vorbehaltlich der von der Klagsausdehnung erfassten
Ansprüche spruchreif gewesen sei. Die mit der Zulassung der
Klagsänderung verbundene Notwendigkeit der Einholung weiterer
Gutachten und der Vernehmung weiterer Zeugen verzögere und er-
schwere das Verfahren erheblich.

Die Voraussetzungen der Zulassung der Klagsänderung liegen ent-
gegen der Auffassung der Rekurswerber aus folgenden Erwägun-
gen vor. Gemäß § 235 Abs 3 ZPO kann das Gericht eine Klags-
änderung selbst nach Eintritt der Streitanhängigkeit und ungeach-
tet der Einwendungen des Gegners zulassen, wenn durch die Än-
derung die Zuständigkeit des Prozessgerichtes nicht überschritten
wird und was ohne eine erhebliche Erschwerung oder Verzöge-
rung der Verhandlung nicht zu besorgen ist. Formale Gesichts-
punkte haben hintanzustehen, wogegen das Gericht bei der Zulas-
sung einer Klagsänderung stets das berechtigte Rechtsschutzinte-
resse beider Parteien und die Möglichkeiten weiterer Auseinander-
setzungen im Auge zu behalten hat (Rechberger/Frauenberger in
Rechberger ZPO2 § 235 Rz 7; Fasching, LB2 Rz 1240; Fasching III
121 f; 7 Ob 617/93; 7 Ob 88/00 t; 4 Ob 97/03 y). In der
Rechtsprechung wurde ausgehend von diesen Grundsätzen eine
Klagsänderung vor allem dann nicht zugelassen, wenn nach
Durchführung eines Beweisverfahrens schon abschließend geklärt
war, dass der ursprünglich geltend gemachte Anspruch nicht zu
Recht besteht, da in einem solchen Fall dem Kläger nicht mehr
die Möglichkeit eingeräumt werden soll, durch eine Änderung sei-
nes Begehrens den Rechtsstreit auf einer ganz neuen Grundlage
mit neuen Beweismitteln fortzusetzen (4 Ob 563/88; 7 Ob
617/93; 4 Ob 270/02p) oder wenn sie dazu führt, dass ein Pro-
zess praktisch durch einen anderen ersetzt wird (7 Ob 547/80).
Der Beurteilung der Zulassung der Klagsänderung ist vor diesem
rechtlichen Hintergrund voranzustellen, dass in einem umfangrei-

chen mehrjährigen Verfahren eine Klärung des Anspruchgrundes
herbeigeführt werden konnte und das Verfahren im Falle der Zulas-
sung der Klagsänderung auf die Frage der Ersatzpflicht der zweit-
beklagten Partei für Verunstaltungsentschädigung, Verdienstent-
gang und Rente beschränkt ist. Dass die Entscheidung über die Be-
richtigung der von der Klagsausdehnung erfassten Schadenersatz-
forderungen weitere Beweisaufnahmen erfordert, tritt gegenüber
dem die Bestimmung des § 235 Abs 3 ZPO beherrschenden
Grundsatz der Prozessökonomie in den Hintergrund. Vielmehr
rechtfertigt es die Zulassung der Klagsänderung, dass die Klarstel-
lung des zwischen den Parteien derzeit streitigen Rechtsverhältnis-
ses im vorliegenden Rechtsstreit nach einer Ergänzung des Beweis-
verfahrens erreichbar ist. Für die Frage der Zulassung der Klagsän-
derung ist es entgegen der Auffassung der zweitbeklagten Partei
unerheblich, ob die Klägerin in Hinkunft weitere Forderungen erhe-
ben könnte. Maßgeblich muss vielmehr sein, dass die aktuell zwi-
schen den Streitteilen vorliegenden Streitpunkte im Wege der
Klagsänderung im bereits anhängigen Rechtsstreit einer Klärung
zugeführt werden können. Dem Rekurs der zweitbeklagten Partei
war daher ein Erfolg zu versagen.

Die Rekursbeantwortung war zurückzuweisen, da das Rechtsmittel-
verfahren über einen Beschluss, mit dem eine Klagsänderung zuge-
lassen wurde, auch nach jüngster höchstgerichtlicher Judikatur
nicht zweiseitig zu gestalten ist (6 Ob 36/00p; 9 Ob 143/03 z;
RIS-Justiz RS0038884). Die beklagten Parteien haben die Kosten
ihres erfolglosen Rekurses selbst zu tragen.

Zur Berufung der zweitbeklagten Partei. Die Klägerin erstattete in
ihrem am 5. 6. 2003 überreichten vorbereitenden Schriftsatz,
den sie in der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung vom
11. 6. 2003 vortrug, ein ergänzendes Vorbringen zum Schmer-
zengeldbegehren, insbesondere zu ihrem Leidenszustand im Zeit-
raum Jänner 1998 bis Mai 2003, und dehnte das Klagebegehren
um ein Verunstaltungsentschädigungs-, Verdienstentgangs- und
Rentenbegehren aus. Sie verband das Verdienstentgangs- und Ren-
tenbegehren mit weiteren Beweisanträgen. Die beklagten Parteien
beantragten die Zurückweisung dieses Vorbringens gemäß § 179
ZPO. Die unterbliebene Zurückweisung des in der Tagsatzung zur
mündlichen Streitverhandlung vom 11. 6. 2003 erstatteten Vor-
bringens begründet aus folgenden Erwägungen keinen primären
Verfahrensmangel: Nach herrschender Auffassung bezieht sich
§ 179 ZPO nicht auf neues Vorbringen, das eine Klagsänderung
darstellt. Die Zulässigkeit eines derartigen Vorbringens ist nach
§ 235 ZPO und nicht nach § 179 ZPO zu prüfen (Schragel in Fa-
sching/Konecny2 II/2 § 179 Rz 3; 2 Ob 224/60; RIS-Justiz
RS0036873). Soweit das in der Tagsatzung zur mündlichen Streit-
verhandlung vom 11. 6. 2003 erstattete Vorbringen daher der
Ausdehnung der Klage um ein Verunstaltungs-, Verdienstentgangs-
und Rentenbegehren zuzuordnen ist, kann die zweitbeklagte Partei
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auf die für seine Zulassung alleine maßgeblichen Ausführungen
zur Zulässigkeit der Klagsänderung verwiesen werden. Da der
von der zweitbeklagten Partei geltend gemachte primäre Verfah-
rensmangel nicht vorliegt, muss auf die in der Berufungsbeantwor-
tung relevierte Frage, ob das Unterbleiben einer gebotenen Zurück-
weisung eines Vorbringens iSd § 179 ZPO idF ZVN 2002 einen
gemäß § 196 ZPO rügepflichtigen Verfahrensmangel darstellt
(verneinend M. Bydlinski, ZPO 97; bejahend Salficky in RdW
2002, 578), nicht eingegangen werden.

Die zweitbeklagte Partei vertritt die Auffassung, dass das auf Fest-
stellung der Haftung für alle kausalen Schäden aus der Operation
vom 15. 11. 1991 gerichtete Feststellungsbegehren abzuweisen
gewesen wäre, da hervorgekommen sei, dass die von der Klägerin
erlittenen Schäden nicht auf die Operation vom 15. 11. 1991,
sondern darauf zurückzuführen seien, dass das Pflegepersonal
am 16. und 17. 11. 1991 die Blasenentleerung nicht ordnungsge-
mäß überwacht habe. Jedenfalls wäre der Feststellungsausspruch
aber auf die Haftung für künftige Schäden einzuschränken gewe-
sen. Diese Argumentation ist teilweise berechtigt. Die Klägerin be-
hauptete in erster Instanz nicht nur, der Erstbeklagte habe im Zuge
der Operation vom 15. 11. 1991 die Detrusornerven schuldhaft
abgetrennt, sondern auch, dass dieser es unterlassen habe, nach
der Operation die Setzung eines Dauerkatheters anzuordnen. Es
sei dadurch zu einer Überdehnung der Harnblase gekommen,
was zur Lähmung der Detrusormuskulatur beigetragen habe. Der
zweitbeklagten Partei mag zwar einzuräumen sein, dass der bei
der Formulierung des Feststellungsbegehrens verwendete Begriff
„Operation“ als chirurgischer Eingriff in den menschlichen Orga-
nismus zu definieren ist (Duden, Bd 5, 2444). Jedoch ist für die Be-
gründetheit eines Feststellungsbegehrens nach stRsp nicht der
strikte Wortlaut, sondern der wahre Sinn des Begehrens maßge-
bend. Es kommt daher darauf an, welchen Ausspruch des Gerich-
tes der Kläger nach dem Sinngehalt seines Sachvorbringens be-
gehrt (8 Ob 25/93; 1 Ob 528/94). Das Vorbringen der Klägerin
kann in seinem Gesamtzusammenhang aber nur dahin verstanden
werden, dass sie den Ausspruch der Haftung der zweitbeklagten
Partei auch für Schäden anstrebt, die im Folge der Nachoperation
durchgeführten Behandlung eingetreten sind. Es muss daher – wie
im allgemeinen Sprachgebrauch durchaus nicht unüblich – dem
von der Klägerin verwendeten Begriff „Operation“ im Zusammen-
hang mit ihrem Vorbringen ein umfassender, auch die Operations-
nachsorge einschließender Sinngehalt beigemessen werden. Lehre
(Fasching III 650) und Rechtsprechung (ZVR 1991/96; 6 Ob
226/00d; RIS-Justiz RS0037485) beurteilen den Zuspruch eines
Minus auch bei Feststellungsklagen als zulässig, wobei eine Über-
schreitung des § 405 ZPO dann nicht vorliegt, wenn ein quantita-
tiv geringerer Umfang des Rechtes, dessen Feststellung begehrt
wird, urteilsmäßig festgestellt wird. Da der Schadenseintritt nicht

auf den eigentlichen an der Klägerin durchgeführten operativen
Eingriff zurückzuführen ist, sondern vielmehr auf eine dem Pflege-
personal der zweitbeklagten Partei während der Operationsnach-
sorge unterlaufene Sorgfaltswidrigkeit, war in teilweiser Stattge-
bung der Berufung der zweitbeklagten Partei der Feststellungsaus-
spruch dahin abzuändern, dass er sich auf die Feststellung der Haf-
tung für künftige kausale Schäden aus der in Folge der Operation
vom 15. 11. 1991 durchgeführten Nachsorge beschränkt. Unter
Berücksichtigung des dem Feststellungsbegehren nach Auffassung
des Berufungsgerichtes beizulegenden Begriffsverständnisses fin-
det das somit festgestellte Recht zur Gänze Deckung im von der Klä-
gerin erhobenen Feststellungsbegehren. Das Mehrbegehren war
hingegen abzuweisen.

Die Rechtsprechung anerkennt aber lediglich das Interesse des Klä-
gers an der Feststellung der Ersatzpflicht für künftige Schäden aus
einem Schadenereignis (Rechberger/Frauenberger in Rechberger
ZPO2, § 228 Rz 5; Fasching LB2 Rz 1093 jeweils mwN). Da ein
auf die Haftung für künftige Schäden gerichteter Feststellungsaus-
spruch gegenüber einem auf die Feststellung der Haftung für alle
Schäden gerichteten Ausspruch ein Minus darstellt, war der Fest-
stellungsausspruch im Sinne der ständigen höchstgerichtlichen Ju-
dikatur (ZVR 1991/96 mwN) entsprechend einzuschränken.

Zur Berufung der Klägerin. Die Klägerin wendet sich mit berechtig-
ten Argumenten gegen die Rechtsauffassung des Erstgerichtes, das
Verunstaltungsentschädigungsbegehren sei verjährt. Dem Erstge-
richt ist zwar beizupflichten, dass die Unterbrechungswirkung ei-
nes Feststellungsbegehrens grundsätzlich nur künftige Ansprüche
erfasst (ZVR 1991/33; 1 Ob 100/02 s). Jedoch hat der Oberste
Gerichtshof bereits wiederholt ausgesprochen, dass die Einbrin-
gung einer mit einer Leistungsklage verbundenen, in der Folge er-
folgreichen und innerhalb der Verjährungsfrist eingebrachten Fest-
stellungsklage bewirkt, dass einzelne Schadenersatzansprüche,
selbst wenn sie bereits zum selben Zeitpunkt mit Leistungsklage hät-
ten begehrt werden können, auch nach Ablauf der dreijährigen
Verjährungszeit im anhängigen Prozess durch Ausdehnung gel-
tend gemacht werden können. Dies gilt auch für das Begehren
auf Zuspruch einer Verunstaltungsentschädigung (Danzl/Gutiér-
rez-Lobos/Müller, Das Schmerzengeld8 222 mwN; ZVR 1966/
57, 2 Ob 24/85; 7 Ob 531/91; 2 Ob 2423/96d; 10 Ob
86/01 x; RIS-Justiz RS0031425). Der in der Berufungsbeantwor-
tung hervorgehobene Umstand, dass der Klägerin ausgehend
von ihrem in der Klage erstatteten Vorbringen bereits im Zeitpunkt
der Klagseinbringung bewusst war, dass die Detrusormuskulatur ir-
reversibel geschädigt wurde, sie zu einer Selbstkatheterisierung
veranlasst und nicht mehr in der Lage ist, den Beischlaf zu vollzie-
hen, ist rechtlich nicht erheblich. Die Unterbrechungswirkung der
Feststellungsklage wurde in der höchstgerichtlichen Judikatur auch
dann angenommen, wenn die Verunstaltung im Zeitpunkt der Erhe-
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bung der Feststellungsklage bereits bekannt war (2 Ob 24/85;
7 Ob 531/91; 10 Ob 86/01 x). In der Judikatur wird eine Klags-
ausdehnung auf nach Einbringung der Feststellungsklage fällig
werdende Forderungen als nicht notwendig erachtet (Mader in
Schwimann ABGB2 § 1497 Rz 21; 3 Ob 33/00 z; 9 Ob 69/
00p; 9 Ob 219/02 z). Somit kommt es entgegen der Auffassung
der Berufungsgegnerin auch nicht darauf an, wann und inwieweit
sich die Kenntnisse der Klägerin vom Eintritt der Verunstaltung wäh-
rend des Verfahrens verdichtete. Die gegenteilige, gestützt auf M.
Bydlinski (in Rummel ABGB3 § 1497 Rz 7 a) vertretene Auffassung
der Berufungsgegnerin, wonach die ursprüngliche Unterbre-
chungswirkung einer Feststellungsklage für jene bei Klageerhe-
bung zukünftigen Schäden nicht bestehe, die im Laufe des Prozes-
ses eintreten, entspricht, worauf auch M. Bydlinski hinweist, nicht
der höchstgerichtlichen Judikatur und wird vom Berufungsgericht
nicht geteilt. Die Verjährungseinrede ist daher entgegen der Auffas-
sung des Erstgerichtes nicht berechtigt, da die Klägerin innerhalb
von drei Jahren nach dem Operationstag und somit jedenfalls in-
nerhalb der Verjährungsfrist eine erfolgreiche Feststellungsklage er-
hoben hat.

Die Kostenentscheidung im Verfahren über die Berufung der zweit-
beklagten Partei gründet auf §§ 43 Abs 2 1. Fall, 50 ZPO. Die von
der zweitbeklagten Partei erzielte teilweise Abweisung des Feststel-
lungsbegehrens kann als geringfügig gewichtet werden und war
mit keinen besonderen Kosten verbunden.

Zum Kostenrekurs der Klägerin. Die Klägerin wendet sich gegen
die Auferlegung des vollen Kostenersatzes gegenüber dem Erstbe-
klagten. Ihre Argumentation ist teilweise berechtigt. Nach überwie-
gender neuerer Rechtsprechung steht einer Partei, die gegenüber
einem von zwei (oder mehreren) Gegnern obsiegt, gegen den Un-
terliegenden der volle Kostenersatz – mit Ausnahme des Streitge-
nossenzuschlags – zu (4 Ob 77/95; 5 Ob 201/96 [teilweise ver-
öffentlicht in RdW 1998, 407]; 6 Ob 246/02 y; 6 Ob 188/02 v;
RIS-Justiz RS0090822; M. Bydlinski, Kostenersatz 407). Auch die
vom Erstgericht zitierte hg Entscheidung 1 R 113/01w geht von
diesem Grundsatz aus.

Jedoch ist nach jüngerer höchstgerichtlicher Rechtsprechung im
Falle der Vertretung mehrerer Beklagter durch einen Rechtsanwalt
dem unterliegenden Kläger gegenüber anzunehmen, dass jeder
Beklagte diesem Vertreter die Kosten anteilig zu ersetzen hat. Ob-
siegt daher einer von zwei Beklagten, so hat der Kläger diesem die
Hälfte der Kosten zu ersetzen (1 Ob 667/90; 3 Ob 515/94;
1 Ob 91/99 k; 6 Ob 188/02 v; RIS-Justiz RS0036216). Da es
– jedenfalls mit den Mitteln des Kostenverfahrens – häufig nicht
möglich ist, festzustellen, welche Vereinbarungen mit dem Rechts-
anwalt (Solidarhaftung, Kopfteilshaftung, beliebige Anteilshaf-
tung) bestehen, kann nur eine derartige schematische Lösung ge-
funden werden (M. Bydlinski in Fasching/Konecny2 II/1 § 41

Rz 35). In der höchstgerichtlichen Judikatur wird diesem Grund-
satz auch im – hier vorliegenden Fall – einer sukzessiven Entschei-
dung gegenüber mehreren durch einen Rechtsanwalt vertretenen
Beklagten gefolgt. Der in der Entscheidung 1 Ob 91/99 t zu-
grunde liegenden Auffassung folgend, gebührt dem Erstbeklagten
daher nur die Hälfte der Vertretungskosten einschließlich eines
zehnprozentigen Streitgenossenzuschlags (1 Ob 91/99 t). Auch
in Ansehung der verzeichneten Barauslagen kann angenommen
werden, dass diese je zur Hälfte für beide beklagten Parteien auf-
gewendet wurden.

Anmerkung:

1. Das Berufungsurteil des OLG Linz wurde bestätigt durch den Be-
schluss des OGH vom 4. 10. 2004, 2 Ob 215/04p, mit dem die
ao Revision der zweitbeklagten Partei, mit der ein Verstoß gegen
§ 405 ZPO im Hinblick auf den Urteilsspruch über die Feststellung
der Haftung der zweitbeklagten Partei und die unrichtige rechtliche
Beurteilung der Unterbrechungswirkung des Feststellungsbegehrens
auf die kurze Verjährungsfrist nach § 1489 ABGB als erhebliche
Rechtsfragen iSd § 502 ZPO geltend gemacht wurden, zurückge-
wiesen wurde. Der OGH hat auf die als zutreffend erachtete Begrün-
dung des Berufungsurteils verwiesen (§ 510 Abs 3 ZPO).

2. Da die Bestimmung des § 179 ZPO nicht anzuwenden war, hatte
das OLG Linz nicht zu entscheiden, ob ein Verstoß gegen diese Be-
stimmung der Rügeobliegenheit des § 196 ZPO unterliegt. Diese
Frage stellt sich auch bei anderen Präklusionsbestimmungen
(§§ 275, 279, 335 ZPO). Festzuhalten ist, dass zwischen der Frage
zu unterscheiden ist, welche Verfahrenverstöße der Rügeobliegen-
heit unterliegen, und wann ein wesentlicher Verfahrensmangel als
Rechtsmittelgrund vorliegt (Schragel in Fasching/Konecny, Zivilpro-
zessgesetze2 II § 196 Rz 5). § 196 ZPO ist auf Verfahrensverstöße
anzuwenden, die eine Verletzung von Formvorschriften oder den Ab-
lauf des Verfahrens betreffen (vgl Schragel in Fasching/Konecny, Zi-
vilprozessgesetze2 II § 196 Rz 1). Gemäß § 196 Abs 2 ZPO unter-
liegen vAw wahrzunehmende Verfahrensmängel und damit als
Nichtigkeitsgründe normierte Verfahrensmängel nicht der Rügeoblie-
genheit. Die der Rüge unterliegendenMängel heilen durch Unterblei-
ben der sofortigen Rüge, wenn eine Partei den für sie nachteiligen
Mangel erkannte oder erkennen musste (vgl dazu Oberhammer, Ent-
wurf eines neuen Schiedsverfahrensrechts, 33 zur Rügenobliegen-
heit nach § 579 des Entwurfs, wo nur auf positive Unkenntnis abge-
stellt wird). Die Heilung gilt nur jeweils für die Parteien, die den Man-
gel dann nicht mehr als Rechtsmittelgrund geltend machen können,
sodass der Mangel nur noch vAw aufgegriffen werden kann (relative
Heilung, vgl §§ 21 Abs 2 JN, 22 GOG). Die Rügeobliegenheit be-
zweckt – wie andere Rügeobliegenheiten (vgl § 21 Abs 2 JN,
§ 260 Abs 4 ZPO) – die Vermeidung von Verfahrensverzögerung
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und das Nutzloswerden von Verfahrensaufwand. Anders als etwa
bei der schematisch-abstrakten Bestimmung des § 260 Abs 4 ZPO
wird bei Beurteilung der Heilung nach § 196 ZPO jeweils auf die
konkrete Verfahrenssituation abgestellt.

Zu unterscheiden sind der Art nach Formalfehler des Verfahrens, die
der Rügeobliegenheit nach § 196 ZPO unterliegen, Formalfehler
des Urteils und nicht der Rügeobliegenheit unterliegende Stoffsamm-
lungsmängel (Delle-Karth, Die Mangelhaftigkeit des Verfahrens im
Berufungssystems des österreichischen Zivilprozessrechts, ÖJZ
1993, 10; zumMeinungsstand vgl Pochmarski/Lichtenberg, Die Be-
rufung in der Zivilprozessordnung, 59 f). Formalfehler des Verfah-
rens liegen vor, wenn gegen eine Zivilprozessnorm über das Vorge-
hen des Gerichts beim Ablauf des Verfahrens verstoßen wird. Ein
Stoffsammlungsmangel (im engeren Sinn) liegt in einem Verfahrens-
fehler, der die Unvollständigkeit der Sachgrundlage bewirkt (Delle-
Karth, ÖJZ 1993, 10) und damit den Stoff für die Entscheidung
und soweit den Inhalt des Verfahrens. Einzustufen ist nun ein Verstoß
gegen die Präklusionsbestimmungen.

Die Präklusion kann Vorbringen oder die Beweisaufnahme betref-
fen. Ein Verstoß gegen Präklusionsbestimmungen kann in der
rechtswidrigen Nichtzulassung von Vorbringen und Beweisanträ-
gen und Nichtaufnahme von Beweisen liegen oder in der Zulas-
sung von Vorbringen und Beweisaufnahmen, obwohl die Präklu-
sion erfolgen hätte müssen; das Gericht hat auf Antrag, aber auch
vAw im Sinne einer straffen Prozessführung unzulässige Verzöge-
rungen zu unterbinden (vgl Schragel in Fasching/Konecny, Zivil-
prozeßgesetze2 II § 179 Rz 9). Soweit die Beweisaufnahme betrof-
fen ist, liegen nicht der Rügeobliegenheit unterliegende Stoffsamm-
lungsmängel vor, weil das „Ob“ und nicht das „Wie“ der Beweis-
aufnahme und damit der Umfang der Entscheidungsgrundlage
betroffen ist. Bei der (Nicht-)Zulassung von Vorbringen ist nicht un-
mittelbar die Entscheidungsgrundlage betroffen, sondern bereits
die Frage, was überhaupt für die Entscheidungsfindung relevant ist.
Es geht um die Frage, was und in welchem Umfang überhaupt
Streitgegenstand ist und in welchem Umfang damit die Stoffsamm-
lung zu erfolgen hat (vgl OGH 4 Ob 79/99 t, EvBl 199/189 =
MietSlg 51.703). Damit ist zwar der Inhalt des Verfahrens betrof-
fen, aber nur, was die Beurteilung der Verspätung und der erheb-
lichen Verzögerung sowie des groben Verschuldens betrifft und
noch nicht die Entscheidungsgrundlage selbst. Es handelt sich um
eine prozessuale Frage, die den Ablauf des Verfahrens betrifft,
und zwar, wann die Parteien neues Vorbringen erstatten können.
Um einen Verstoß gegen die Präklusionsbestimmungen im Zusam-
menhang mit Parteivorbringen im Rechtsmittel geltend machen zu
können, muss daher als Vorstufe die sofortige Rüge der Partei nach
unzulässiger Zurückweisung oder der Gegenpartei nach unzulässi-
ger Zulassung bzw Unterbleiben der gebotenen Zurückweisung –

insbesondere nach einem entsprechenden Zurückweisungsantrag

der Gegenpartei – erfolgen (vgl Holzhammer, ZPR2 135, ders,
Prakt. ZPR I5, 97 Deixler-Hübner, Die Eventualmaxime im Oppositi-
onsverfahren, ÖJZ 1995, 170: auch ein Verstoß gegen die Even-
tualmaxime zählt zu den der Rügeobliegenheit nach § 196 ZPO
unterliegenden Mängeln; die Eventualmaxime sieht ebenso wie
die Präklusionsbestimmungen ein Limit für Parteivorbringen vor,
wenngleich schematisch ohne Abstellen auf eine bestimmte Pro-
zesssituation vgl Deixler-Hübner, ÖJZ 1995, 170; generell für
die Anwendung des § 196 ZPO bei Verstoß gegen die Präklusions-
bestimmungen Salficky, Prozessförderungspflicht und Präklusion,
RdW 2002/529; aA Pochmarski/Lichtenberg, Berufung 92 FN
395).

Damit kann auch sofort klargestellt werden, ob und in welchem Um-
fang durch neues Vorbringen das rechtserzeugende Vorbringen er-
weitert und zu welchen Beweisthemen damit die Beweisaufnahme er-
forderlich ist. Eine Partei soll sich gleich äußern, wenn sie neues geg-
nerisches Vorbringen als verspätet beanstandet, sodass auch das
Gericht veranlasst ist, sogleich über die Präklusion zu entscheiden.
Zurückgewiesenes Vorbringen ist dann im Urteil anzuführen (§ 417
Abs 3 ZPO).

Die Nichtaufnahme von Beweisen oder die Nichtzulassung von Be-
weisanträgen (§ 275 ZPO; zum Verhältnis zwischen § 179 ZPO
und § 275 Abs 2 ZPO vgl Schragel in Fasching/Konecny, Zivilpro-
zessgesetze2 II § 179 Rz 5) zu bisherigem bzw zugelassenem Vor-
bringen ist ein der Rügeobliegenheit nicht unterliegender Stoffsamm-
lungsmangel.

Weiters ist nun zu prüfen, inwiefern ein Verstoß gegen Präklusionsbe-
stimmungen einen wesentlichen Verfahrensmangel darstellt. Nach
hRsp u Lehre bestimmt sich der Inhalt des wesentlichen Verfahrens-
mangels nach dem Aufhebungstatbestand des § 496 Abs 1 Z 2
ZPO. Der Verfahrensmangel ist dann als Rechtsmittelgrund relevant,
wenn er abstrakt geeignet war, eine erschöpfende Erörterung und
gründliche Beurteilung der Streitsache zu verhindern. Allerdings
wird dies nur auf den Stoffsammlungsmangel ieS zutreffen, während
es bei Formalfehlern des Verfahrens nur darauf ankommt, ob sie Ein-
fluss auf den Inhalt des Urteils haben können (Delle-Karth, ÖJZ 1993,
10). Es ergibt sich gerade aus § 196 ZPO, der voraussetzt, dass For-
malfehler taugliche Rechtsmittelgründe sind, dass Formalfehler des
Verfahrens nicht sanktionslos bleiben sollen.

Die Nichtzulassung von Vorbringen oder Beweisen ist jedenfalls ge-
eignet, Einfluss auf die erschöpfende Erörterung und gründliche Be-
urteilung der Streitsache zu haben, und kann damit ein Verfahrens-
mangel sein. Das Unterbleiben der Präklusion von Vorbringen und
Beweisen ist differenzierter zu betrachten. Die Zulassung von Bewei-
sen kann niemals die gründliche Beurteilung der Streitsache hindern,
weil sie ein Mehr an Entscheidungsgrundlage bringt. Die Verbreite-
rung der Entscheidungsgrundlage kann niemals die Annahme einer
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nichterschöpfenden Erörterung und gründlichen Beurteilung der
Streitsache erlauben (OGH 4 Ob 79/99 t, EvBl 1999/189). Das
Treffen überschießender Tatsachenfeststellungen durch Verwertung
von über das Parteivorbringen hinausgehenden Beweisergebnissen
stellt nach der Rsp allerdings einen Verfahrensmangel (Formalfehler
des Urteils) dar (Pochmarski/Lichtenberg, Berufung 75 mwN). Be-
weisergebnisse sind nur zu berücksichtigen, wenn sie im Parteivor-
bringen Deckung finden (OGH 5 Ob 334/98y, MietSlg 51.660
ua). Das Parteivorbringen begrenzt damit den Entscheidungsspiel-
raum. So entscheidet der OGH auch zum Neuerungsverbot nach
§ 482 Abs 1 ZPO, das ebenfalls festlegt, ob Vorbringen zum Streit-
gegenstand gemacht werden kann, dass durch das zulässige Partei-
vorbringen der Entscheidungsspielraum des Gerichts abgegrenzt ist.
Wenn sich das Gericht über diesen Entscheidungsspielraum hinweg-
setzt, dann ist die Beurteilung der Streitsache nicht gründlich, son-
dern unrichtig, sodass ein Verfahrensmangel vorliegt, der die unrich-
tige rechtliche Beurteilung der Streitsache zur Folge hat (OGH 4 Ob
79/99 t, EvBl 1999/189). Dies wird insofern verallgemeinerungsfä-
hig sein, als auch bei den Präklusionsbestimmungen Regelungsge-
genstand ist, was überhaupt zum Streitgegenstand gemacht werden
darf, sodass der Entscheidungsspielraum des Gerichts abgesteckt
ist. Ebenso wie das Neuerungsverbot und die Eventualmaxime dient
die Präklusion der Verfahrenskonzentration (Ballon Zivilprozess-
recht10 Rz 22 f). Wird der Streitgegenstand unzulässig erweitert,
so liegt ein Verfahrensmangel vor, der die unrichtige Beurteilung
der Streitsache zur Folge hat. Das Unterbleiben der gebotenen Zu-
rückweisung von Vorbringen stellt ebenso wie ein Verstoß gegen
die Eventualmaxime (OGH 26. 2. 2003, 3 Ob 202/02 f; 3 Ob
3/91, EFSlg 67.094; LGZ Wien 43 R 510/02x, EFSlg 102.248),
bei der es sich ebenfalls um eine Präklusionsnorm handelt (Deixler-
Hübner, ÖJZ 1995, 170), oder gegen das Neuerungsverbot nach
§ 482 Abs 1 ZPO somit einen wesentlichen Verfahrensmangel dar.
Es kommt nur darauf an, dass der Verstoß abstrakt geeignet war,
eine für die rügende Partei ungünstige Entscheidung herbeizuführen
(vgl Deixler-Hübner, ÖJZ 1995, 170).

3. Unzutreffend erscheint es, das Rekursverfahren bei einem Be-
schluss über die Zulässigkeit der Klagsänderung nur einseitig auszu-
gestalten. Die Zweiseitigkeit im Rekursverfahren dient dem rechtli-
chen Gehör des Rekursgegners; bei Beurteilung der Einseitigkeit
oder Zweiseitigkeit von Rechtsmitteln ist auch im verfassungskonfor-
mer Auslegung der Gleichheitssatz zu berücksichtigen (Fasching in
Fasching, Zivilprozessgesetze2 I Einl Rz 96). Im Sinne der Waffen-
gleichheit und des rechtlichen Gehörs ist eine generelle Zweiseitig-
keit des Rekursverfahrens zu fordern (Deixler-Hübner/Klicker, Zivil-
verfahren3 Rz 315). Nach § 521a ZPO ist das Rekursverfahren
aber nur in vier taxaktiv aufgezählten Fällen zweiseitig, wozu der Re-
kurs gegen einen Beschluss über die Frage der Klagszurückweisung
nach Streitanhängigkeit zählt (§ 521a Z 3 ZPO). Die Klagsände-

rung ist die Änderung des jeweils vorliegenden Streitgegenstandes.
Die Wirkung der Klagsänderung liegt darin, dass anstelle der ur-
sprünglichen Klage die neue Klage tritt (Rechberger in Fasching/Ko-
necny, Zivilprozessgesetze2 III § 235 Rz 8). Generell ist in Erweite-
rung der Auslegung des § 521a Z 3 ZPO das Rekursverfahren zwei-
seitig, wenn über die Zurückweisung eines Rechtsschutzanspruches
zu entscheiden ist, wenn die Tragweite der Zurückweisung einer
Klage gleichkommt (G. Kodek, Zur Zweiseitigkeit des Rekursverfah-
rens, ÖJZ 2004, 534, 589 [545]). Das Rekursverfahren über die Zu-
lassung einer Klagsänderung muss daher richtigerweise zweiseitig
sein. Die gegenteilige Rsp (OGH 7. 12. 2001, 7 Ob 295/01k;
5. 10. 2000, 6 Ob 36/00p; 6 Ob 67/98 s, MietSlg 50.796;
12. 2. 1998, 2 Ob 48/98 t ua), die zur Begründung ausführt, dass
Beschlüsse über die Klagsänderung nicht zu den im § 521a aufge-
zählten Fällen gehören, ist daher unzutreffend. § 521a Abs 1 Z 3
ZPO ist auf Beschlüsse über Klagsänderungen, jedenfalls analog, an-
zuwenden.

Inkonsequent erscheint die Rsp insofern, als das Rekursverfahren bei
Beschlüssen über die Zurückweisung eines Zwischenantrags auf Fest-
stellung mit der Begründung, dass dieser einer Klage gleichzuhalten
sei, in analoger Anwendung des § 521 Abs 1 Z 3 ZPO zweiseitig
ausgestaltet wird (OGH 29. 4. 1997, 1 Ob 2315/96 i; 8 Ob
A205/96, EvBl 1997/30; 6. 6. 1989, 5 Ob 45/89 ua). Zur Be-
gründung wird ausgeführt, dass ein Sachdispositionsantrag vorliegt,
der den Streitgegenstand erweitert und über den sachlich durch
(Feststellungs-)Urteil entschieden wird. Diese Begründung trifft im
Grunde ebenso auf die Klagsänderung zu, sodass auch dort das Re-
kursverfahren zweiseitig sein muss.

4. Zum Zuspruch des Minus des Feststellungsbegehrens. Die Sachan-
träge stecken gemäß § 405 ZPO den Entscheidungsbereich des Ge-
richts ab. Nicht nur der Wortlaut des Begehrens, sondern auch der
Inhalt des Sachantrages, also das Tatsachenvorbringen, aus dem
der Antrag abgeleitet wird, ist bei der Beurteilung der Bindung des
Gerichts zu berücksichtigen (Fucik in Fasching/Konecny, Zivilpro-
zessgesetze2 III § 405 Rz 4 mwN). Das OLG Linz hat damit zutref-
fender Weise berücksichtigt, dass nach dem Klagsvorbringen die
Haftung nicht nur aus der Operation, sondern auch aus der mangel-
haften Nachsorge in der Krankenanstalt nach der Operation gestützt
wird. Bei reinen Feststellungsklagen liegt ein Verstoß gegen § 405
ZPO weder vor, wenn ein quantitativ geringerer Umfang des Rechts
festgestellt wird, noch, wenn ein qualitativ geringeres Recht festge-
stellt wird, soweit dieses begrifflich in dem Recht oder Rechtsverhält-
nis, dessen Feststellung begehrt wurde, zur Gänze Deckung findet
(Fucik in Fasching/Konecny, Zivilprozessgesetze2 III § 405 Rz 55).
Durch die Feststellung der Haftung nur aus der Nachsorge und nicht
aus der Operation hat das OLG Linz ein zulässiges Minus zugespro-
chen, in dem es die begehrte Haftung in einem quantitativ geringe-
ren Umfang zugesprochen hat.
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5. Gemäß § 1489 ABGB verjährt jeder Entschädigungsanspruch in
drei Jahren ab Kenntnis von Schaden und Schädiger. Erforderlich ist
die Kenntnis von allen anspruchsbegründeten Tatsachen, was auch
den Kausalzusammenhang umfasst. Die Gewissheit über die Tatum-
stände müssen einen solchen Grad erreichen, dass eine Klage mit
Aussicht auf Erfolg eingebracht werden kann (OGH 2 Ob 85/02x,
ecolex 2003/332). Dabei ist auf die Erkenntnismöglichkeiten des
Geschädigten, nicht auf die eines Sachverständigen abzustellen
(OGH 2 Ob 78/03 i, ecolex 2003/333). Den Geschädigten trifft
allerdings eine gewisse Erkundigungspflicht. Kann der Verletzte
auf Grund der ihm bekannten Umstände die anspruchsbegründeten
Umstände zumutbarerweise ohne nennenswert die Mühe feststellen,
so beginnt die Verjährung mit dieser Möglichkeit zu laufen (Mader in
Schwimann, ABGB2, § 1489 Rz 20 mwN). Nach der Rsp hindert
die Unbezifferbarkeit der Schadenshöhe den Lauf der Verjährung
nicht (Mader in Schwimann, ABGB2, § 1489 Rz 9). Ebenso beginnt
die kurze Verjährungsfrist ab dem Zeitpunkt, in dem mit schädigen-
denWirkung mit Wahrscheinlichkeit zu rechnen ist (Mader in Schwi-
mann, ABGB2, § 1489 Rz 13) und bei vorhersehbaren künftigen
Teilschäden mit Eintritt des Erstschadens (M. Bydlinski in Rummel,
ABGB3 § 1489 Rz 3; Mader in Schwimann, ABGB2, § 1489
Rz 13). Nach nunmehriger Rsp beginnt die kurze Verjährungsfrist
nicht vor Eintritt des ersten (Teil-)Schadens (Primärschadens) zu lau-
fen (gemäßigte Einheitstheorie, siehe M. Bydlinski in Rummel,
ABGB3, § 1489 Rz 3 mwN). Selbst wenn der Schaden eingetreten,
aber noch nicht bezifferbar ist, oder ein (weiterer) Schadenseintritt
auch nur droht, muss entgegen den sonstigen Grundsätzen (vgl
§ 1478 2. Satz ABGB) zur Unterbrechung der Verjährung eine Fest-
stellungsklage eingebracht werden. Die bloße Möglichkeit des Scha-
denseintritts löst den Lauf der Verjährung noch nicht aus, begründet
nach der Rsp aber bereits ein Feststellungsinteresse und ermöglicht
damit bereits eine Feststellungsklage. Es handelt sich bei dieser Fest-
stellungsklage um eine analoge Anwendung des § 228 ZPO, da die
festzustellenden einzelnen Haftungselemente kein Recht oder Rechts-
verhältnis iSd Bestimmung sind (Ertl, Die Verjährung künftiger Scha-
denersatzansprüche, ZVR 1993, 33). Das Feststellungsurteil schaltet
die Verjährungseinrede für dreißig Jahre aus. Bei nachträglich entste-
henden Schadenersatzansprüchen nach Feststellungsurteil beginnt
die Judikatsverjährung erst mit Fälligkeit des einzelnen Anspruchs
(Mader in Schwimann, ABGB2 § 1478 Rz 19). Die in weiterer Folge
erfolgreiche Feststellungsklage unterbricht nach der Rsp gem
§ 1497 ABGB die Verjährung und schaltet bei rechtskräftiger Statt-
gebung die Verjährungseinrede für dreißig Jahre aus, es sei denn,
es wurde die Haftung für künftig wiederkehrende Leistungen festge-
stellt (§ 1480 ABGB; M. Bydlinski in Rummel, ABGB3, § 1489
Rz 7). Eine Klagsausdehnung auf im laufenden Verfahren entste-
hende Forderungen ist damit nicht erforderlich. Nach eM soll dies
nur für erst nach Abschluss des Verfahrens entstehende Ersatzansprü-
che gelten und nicht für im Laufe des Verfahrens entstehende Ansprü-
che (M. Bydlinski in Rummel, ABGB3 § 1497 Rz 7a; Mader in

Schwimann, ABGB2 § 1497 Rz 21). Dies soll auch nicht für solche
Ansprüche gelten, die bei Einbringung der Feststellungsklage bereits
entstanden waren und mit Leistungsklage geltend gemacht werden
konnten.

Der OGH hat jedoch wiederholt ausgesprochen, dass die Unterbre-
chungswirkung des Feststellungsbegehrens sich auch auf einzelne
Ansprüche erstreckt, die im Zeitpunkt der Feststellungsklage bereits
mit Leistungsklage geltend gemacht werden konnten (OGH 8. 10.
1985, 2 Ob 25/85; 1 Ob 477, 478/61, ZVR 1966/196; ebenso
OLG Linz 2 R 87/00b, ZVR 2001/27). Generell gilt, dass ein in der
Folge erfolgreiches Feststellungsbegehren die Verjährung unter-
bricht, sodass auch nach Ablauf der kurzen Verjährungsfrist die Aus-
dehnung eines Schmerzengeldbegehrens zulässig ist (OGH 8. 5.
2001, 10 Ob 86/01 x; 2 Ob 198/76, ZVR 1977/217; 2 Ob
140/73, ZVR 1974/171; 2 Ob 48/71, ZVR 1972/31; 2 Ob
364/64, ZVR 1966/57), ohne dass eine nichtvorhersehbare Ent-
wicklung eingetreten sein muss (OGH 2 Ob 190/77, ZVR 1979/
133) und ohne dass neue Schadenswirkungen vorliegen müssen;
die Klagsausdehnung ist auch dann zulässig, wenn sie auf ein für
den Kläger günstiges Sachverständigengutachten gestützt wird
(OGH 9. 2. 1995, 2 Ob 513/95). Dies gilt auch für andere An-
sprüche aus dem schädigenden Ereignis wie einer Verunstaltungsent-
schädigung (OGH 8. 5. 2001, 10 Ob 86/01 x; 1 Ob 477, 478/
61, ZVR 1962/196) oder Unkosten (OGH 2 Ob 190/77, ZVR
1979/133). Die Geltendmachung kann auch nach rechtskräftigem
Teilanerkenntnisurteil über das Feststellungsbegehren durch Klags-
ausdehnung erfolgen (OGH 8. 10. 1985, 2 Ob 24/85) oder nach
Zwischenurteil über den Grund des Anspruchs (OGH 1 Ob 477,
478/61, ZVR 1962/196) oder nach einem rechtskräftigen Feststel-
lungsurteil mit einer neuen Klage (OLG Linz, 2 R 87/00b, ZVR
2001/27).

Eine Klagsausdehnung ist ebenso wie bei im Laufe des Verfahrens
entstehenden Ersatzansprüchen nicht erforderlich. Dem ist mE vollin-
haltlich zuzustimmen. Der Zweck der kurzen Verjährungsfrist nach
§ 1489 1. Satz ABGB besteht in der raschen Klärung der Haftung
eines (potentiellen) Schädigers und der Sicherstellung der Sachver-
haltsermittlung (OGH 1 Ob 13/04z, ecolex 2004, 856; F. Bydlin-
ski FS Steffen 65 (72); Koziol, Haftpflichtrecht I3 Rz 15/12 FN 48;
vgl auch Ertl, Teilschaden und Feststellungsklage, ZVR 1999, 110,
der im übrigen für die Zulassung der Feststellungsklage eintritt, aber
kritisch zur Rsp über die Verjährung Stellung nimmt). Die von der
Rsp besonders streng gehandhabte Regelung verlangt entgegen all-
gemeinen Grundsätzen die Geltendmachung von Ersatzansprü-
chen, selbst wenn noch nicht alle anspruchsbegründeten Tatsachen
bekannt sind, insbesondere die Ansprüche noch nicht bezifferbar
sind, mit Feststellungsklage, auch wenn der Schadenseintritt nicht si-
cher, sondern nur wahrscheinlich ist (OGH 2 Ob 93/95, JBl 1996,
321 [Riedler]). Die genannten Zwecke der Klärung der Haftung und
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Sachverhaltsermittlung werden als vorrangig eingestuft. Damit soll
aber umgekehrt der Geschädigte auch nicht überfordert werden,
wenn er diesen Zwecken gerecht wird. Selbst wenn einzelne An-
sprüche sich bei Einbringung der Feststellungsklage bereits bezif-
fern lassen, so soll der Geschädigte unter dieser Voraussetzung
die weitere Klärung und den weiteren Verlauf der Dinge abwarten
können, um schließlich gegebenenfalls mit größerer Sicherheit ein
Leistungsbegehren stellen zu können und negative Kostenfolgen
zu vermeiden, insbesondere auch durch ein uU (weit) überhöhtes
Klagebegehren (vgl Stohanzl, ZPO15 E 74 bis 85 zu § 43 Abs 2
ZPO). Den Zwecken der raschen und effizienten Haftungsklärung
und Sachverhaltsermittlung wird bereits mit der Feststellungsklage
entsprochen. Die Feststellung der Haftung erfolgt für die Gesamtfor-
derung aus demselben Ereignis, sodass mit der Feststellungsklage
die Verjährung aller einzelnen Forderungen unterbrochen wird (vgl
OGH 1 Ob 477, 478/61, ZVR 1962/196). Insoweit erscheint
auch damit keine Ausnahme des Prinzips der Subsidarität der Fest-
stellungsklage (dazu Deixler-Hübner/Klicka, Zivilverfahren3 Rz 86;
Ballon, Zivilprozessrecht10 Rz 190) gegeben. Das von der Rsp ver-
tretene Erfordernis der Feststellungsklage zur Unterbrechung der
Verjährung verlangt jedenfalls die Feststellung der Haftung für ein-
getretene, aber noch nicht bezifferbare Schäden und auch – nun-
mehr ab Eintritt des Primärschadens – die Feststellung der Haftung
für Folgeschäden. Die Rsp ermöglicht darüber hinaus die Feststel-
lungsklage, wenn Schäden nicht auszuschließen sind. Wenn der
Geschädigte grundsätzlich ein rechtliches Interesse an der Feststel-
lung der Haftung für zukünftige Schäden hat, so ist das rechtliche
Interesse nicht zu verneinen, weil einzelne Ansprüche bereits mit
Leistungsklage geltend gemacht werden können. Bezüglich der An-
sprüche, deren Geltendmachung mit Leistungsklage noch nicht mög-
lich ist, ändert sich am rechtlichen Interesse an der – noch dazu zur
Verjährungsunterbrechung uU gebotenen – Feststellungsklage
nichts. Die Feststellungsklage ist bezüglich dieser Ansprüche unge-
achtet des Erfordernisses, die einzelnen, bereits feststehenden und
bezifferbaren Ansprüche mit Leistungsklage geltend zu machen, be-
gründet. Die materiellrechtliche Verjährungsunterbrechung ist aber
auch für diese einzelnen Ansprüche gerechtfertigt, da die Klärung
der Sachlage durch die Feststellungsklage auf Feststellung der Haf-
tung aus demselben schädigenden Ereignis auch bei ihnen herbei-
geführt wird. Nur, wenn bereits alle Ansprüche bezifferbar sind und
mit Leistungsklage geltend gemacht werden können und Folgeschä-
den auszuschließen sind, bleibt kein Raum für ein Feststellungsbe-
gehren.

Durch diese Lösung wird den Interessen des Geschädigten gebüh-
rend Rechnung getragen und werden auch berechtigte Interessen
des Schädigers ausreichend berücksichtigt.

Heinz-Dietmar Schimanko (am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht

EG-Durchführungsverbot im Zentrum der jüngsten
VwGH Vorlage C-368/04, Transalpine Ölleitung

7978

Art 87, 88 EG; § 2 EAVG

1. Steht das Durchführungsverbot gemäß Art 88
Abs 3 EG auch dann der Anwendung einer inner-
staatlichen gesetzlichen Bestimmung entgegen,
die Betriebe, deren Schwerpunkt nicht nachweis-
lich in der Herstellung körperlicher Güter besteht,
von der Vergütung von Energieabgaben aus-
schließt und daher als Beihilfe iSd Art 87 EG zu
qualifizieren ist, aber der Kommission vor dem in-
nerstaatlichen In-Kraft-Treten der Regelung nicht
notifiziert wurde, wenn die Kommission gemäß
Art 87 Abs 3 EG die Vereinbarkeit der Maßnahme
mit dem GemeinsamenMarkt für einen in der Ver-
gangenheit liegenden Zeitraum festgestellt hat
und sich der Erstattungsantrag auf für diesen Zeit-
raum zu entrichtende Abgaben bezieht?

2. Bei Bejahung der ersten Frage: Erfordert das
Durchführungsverbot in einem derartigen Fall die
Vergütung auch in jenen Fällen, in denen die An-
träge der Dienstleistungsbetriebe nach der Erlas-
sung der Entscheidung der Kommission für Bemes-
sungszeiträume vor diesem Zeitpunkt gestellt
wurden?

VwGH 12. 8. 2004, 2003/17/0001

Sachverhalt:

Die Verfahren der beiden erstbf Parteien, der AA GmbH und der
BB GmbH, waren Anlassfall des Vorabentscheidungsersuchens
des VfGH zur Rs C-143/99, Adria Wien Pipeline. In Gefolge
des Urteils des EuGH vom 8. 11. 2001 hob der VfGH mit Erk
v 13. 12. 2001 die bei ihm angef B der jeweiligen FLD, mit denen
die Anträge der bf Parteien auf Energieabgabenvergütung abge-
wiesen worden waren, auf. Die Europäische Kommission be-
schloss in der Folge die Einleitung des Verfahrens nach Art 88
Abs 2 EG zur Prüfung dieser von Österreich gewährten Beihilfen.
Mit Entscheidung vom 22. 5. 2002, ABl vom 10. 7. 2002,
C 164/4, stellte sie (nach der Begründung für den Zeitraum vom
1. 6. 1996 bis 31. 12. 2001) fest, „dass die Beihilfe mit Art 87
Abs 3 lit c EG und Art 4 Abs c EGKS vereinbar“ sei. Auf dem Bo-
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den dieser Entscheidung wiesen die FLD die nunmehr wieder bei
ihnen anhängigen Berufungen der Bf ab. Mit der nachgewiesenen
„Notifizierung der Energieabgabenvergütung des § 2 Abs 1
EAVG“ auch hinsichtlich der „Berufungszeiträume“ habe sich die
Rechtslage nach Ergehen des Erk des VfGH geändert. Der Anwen-
dung des § 2 Abs 1 EAVG stehe das unmittelbar anwendbare Ver-
bot des Art 88 Abs 3 EG nicht mehr entgegen. Gegen diese Beru-
fungsB richten sich die Beschwerden der erstbf Parteien vor dem
VwGH, wobei die vorangegangene Beschwerde der zweitbf Par-
tei vor dem VfGH als unbegründet abgewiesen und an den VwGH
abgetreten worden ist. Die drittbf Partei, die CC GmbH & Co KG,
welche einen Seilbahnbetrieb führt, beantragte (erst) am 5. 9.
2002 (Datum des Antrages sowie seines Einlangens) beim FA Vil-
lach die Vergütung von Energieabgaben nach dem EAVG für die
Wirtschaftsjahre 11/1998 bis 10/2001. Gegen den abweisen-
den B erhob sie zunächst Berufung und dann Beschwerde an
den VfGH. Dieser lehnte die Behandlung der Beschwerde ab und
trat sie über Antrag der Bf dem VwGH zur Entscheidung ab.

Spruch:

Beschluss auf Vorlage an den EuGH zur Vorabentscheidung nach
Art 234 EG.

Aus den Gründen:

4.1. Kern der gemeinschaftsrechtlichen Problematik ist die Frage,
in welchem Verhältnis die Feststellung der Kommission über die Ver-
einbarkeit einer Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt, insb für den
Fall der Feststellung für einen vergangenen Zeitraum, und das
Durchführungsverbot gem Art 88 Abs 3 EG zueinander stehen.

4.2. Die Aussagen des EuGH zur Wirkung einer Positiventschei-
dung (Vereinbarkeitserklärung) der Kommission, va in der Rs van
Calster (vgl insb Rz 53 ff und Rz 73), könnten so verstanden wer-
den . . . Da die Entscheidung der Kommission nicht bewirken kön-
ne, dass Durchführungsmaßnahmen rückwirkend rechtmäßig wür-
den, sei auch nach der Entscheidung der Kommission davon auszu-
gehen, dass das G im Zeitraum vor deren Erlassung nicht rechtmä-
ßig gewesen sei und daher ein individueller Verwaltungsakt auch
nach der Erlassung der Vereinbarkeitserklärung durch die Kommis-
sion nicht auf dieses G gestützt werden könnte. Demnach stünde
das Durchführungsverbot des Art 88 Abs 3 EG in den vorliegen-
den Fällen der Anwendung der nationalen Regelung, die eine Bei-
hilfenmaßnahme konstituiert, weiterhin entgegen. Es käme nicht
darauf an, wann der individuelle Akt, der den Beihilfenanspruch
konkretisiert bzw in den vorliegenden Fällen die Abweisung eines
Antrages eines nicht begünstigten Unternehmens vornimmt, gesetzt
wird, sondern darauf, dass in jenem Zeitraum, auf welchen sich
der Anspruch bezieht, das anzuwendende G mit dem Gemein-
schaftsrecht nicht vereinbar war. Die in den Ausgangsverfahren

vorliegende Situation unterscheidet sich gleichwohl von der Rs
van Calster. Zum einen ergibt sich der Beihilfencharakter hier
aus dem Umstand, dass eine Rückvergütung selektiv gewährt wird,
sodass die Gewährung der Rückvergütung auch an die von der na-
tionalen Norm nicht begünstigten Unternehmen zum Zwecke der
Herstellung eines gemeinschaftsrechtskonformen Zustandes nur
eine der Möglichkeiten zur Vermeidung des Vorliegens einer unzu-
lässigen Beihilfe bzw zur Beachtung des Durchführungsverbotes
darstellt. Zum anderen erging das Urteil des EuGH in der Rs van
Calster noch zu einem Fall, in dem die VO (EG) Nr 659/1999
des Rates über besondere Vorschriften für die Anwendung von
Art 88 EG vom 22. 3. 1999, ABl L 83/1, noch nicht anwendbar
war. Schließlich war in der Rs van Calster die vom belgischen Ge-
setzgeber letztlich angeordnete Rückwirkung der Norm im Verfah-
ren vor der Kommission nicht offen gelegt, während in den hier ge-
genständlichen Fällen die Kommission die Prüfung bewusst für ei-
nen in der Vergangenheit liegenden Zeitraum vorgenommen und
die Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt ausgesprochen
hat. [. . .]

4.4. Nur wenn darauf abzustellen wäre, dass es für die Beurtei-
lung an Hand des Art 88 Abs 3 EG, ob eine verbotene „Durchfüh-
rung“ erfolge, auf das Einbringen des Antrages oder die Entschei-
dung der Verwaltungsbeh über den Antrag ankomme, könnten
Fälle wie jener der drittbf Partei, in denen die Anträge nach der Er-
lassung der Vereinbarkeitserklärung gestellt werden, anders zu be-
handeln sein wie jene, in denen die Anträge vor diesem Datum ein-
gebracht wurden. In diesem Fall wäre aber auch zu erörtern, ob
die Trennlinie zwischen Fällen, in denen der Antrag nach der Erlas-
sung der Entscheidung der Kommission gestellt wurde, und Fällen,
in denen der Antrag vorher gestellt wurde, zu ziehen wäre, oder
ob es auf den Zeitpunkt der Entscheidung der nationalen Beh an-
kommen sollte. Gegen beide Varianten ließen sich Gegenargu-
mente anführen: [. . .] in den „Normalfällen“, in denen ein Begüns-
tigter einen Antrag stellt, dem im Falle des Durchführungsverbotes
nicht Rechnung zu tragen wäre, führte die Differenzierung nach
dem Zeitpunkt der Antragstellung dazu, dass die potenziellen Be-
günstigten eben mit der Antragstellung bis zur Entscheidung der
Kommission zuwarten müssten bzw ihre früher gestellten Anträge
zurückziehen und neu einbringen würden, wenn es zu einer Positiv-
entscheidung der Kommission kommen sollte.

4.5. Va bleibt klärungsbedürftig, ob und inwieweit eine staatliche
Maßnahme durchgeführt werden könnte, bei der ein Mitgliedstaat
gemeinschaftsrechtskonform eine geplante Beihilfenregelung, die
sich auf bestimmte, in der Vergangenheit liegende Abgabenzeit-
räume bezieht, entsprechend Art 88 EGder Kommission notifiziert.
Die Entscheidung der Kommission hätte in einem solchen Fall keiner-
lei praktische Bedeutung für die Durchführung der Maßnahme,
wennman nicht etwa davon ausgeht, es bestehe ein entscheidender
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Unterschied zwischen den [rechtstechnisch gestaltbaren] Fällen, in
denen der Mitgliedstaat mit der Erlassung der gesetzlichen Rege-
lung zuwartet, bis die Entscheidung der Kommission erlassen ist,
und jenen Fällen, in denen das G bereits erlassen wurde, bevor
die Kommission eine Vereinbarkeitsentscheidung getroffen hat
(diese Sicht scheint auch mit den Aussagen des EuGH im Urteil
van Calster vereinbar). [Nur] wenn das Gesetz nach der Entschei-
dung der Kommission mit Rückwirkung erlassen wird, wäre die Re-
gelung gemeinschaftsrechtskonform, wenn die Absicht der rückwir-
kenden Erlassung der Kommission offen gelegt war und von dieser
bei der Beurteilung der Regelung mit einbezogen wurde; [. . .] Wei-
ters kann die Erwägung in diesem Zusammenhang angestellt wer-
den, wie die Rechtslage gemeinschaftsrechtlich zu beurteilen wäre,
wenn der österreichische Gesetzgeber nach der Erlassung der Ver-
einbarkeitsentscheidung ein neues Gesetz beschlossen hätte oder
beschließen würde, in dem er auf der Basis der Vereinbarkeitserklä-
rung der Kommission für die Jahre 1996 bis 2001 die von der Kom-
mission als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärte Rege-
lung verankern würde. Es läge in diesem Fall nicht die gleiche Situa-
tion vor wie in der Rs van Calster, weil die Kommission die Verein-
barkeit mit dem Gemeinsamen Markt für den Zeitraum, für den
das G nachträglich erlassen wird, bereits festgestellt hätte. Auf
Grund eines solchen G könnte somit möglicherweise der vom natio-
nalen Gesetzgeber angestrebte Zustand hergestellt werden. [. . .]

4.6. Gegen die unter Pkt 4.2. dargestellte Auffassung könnte auch
ins Treffen geführt werden, dass kein Grund bestünde, nach einer
Positiventscheidung der Kommission auch für einen in der Vergan-
genheit liegenden Zeitraum von einer weiterenWirkung des Durch-
führungsverbotes auszugehen. Genauso wie im Falle der Auszah-
lung eines Förderungsbetrages an ein (oder mehrere) Unternehmen
mit einer Positiventscheidung der Kommission die Rechtsfolge ver-
bunden wäre, dass der bereits ausbezahlte Betrag nicht zurückzu-
fordern wäre, könnte bei einer Sachlage wie der vorliegenden da-
von ausgegangen werden, dass mangels einer Rückzahlungsan-
ordnung der Kommission der durch die selektive Abgabenrückge-
währung eintretende Beihilfeneffekt gemeinschaftsrechtlich nicht
mehr umzukehren sei (vgl EuGI 9. 9. 1999, T-110/98, RJB Mi-
ning, Rz 78).

4.7. Aus der Sicht der Anlassfälle stellt sich sohin die Frage nach
der Reichweite des Durchführungsverbotes dahin gehend, ob die-
ses auch nach der positiven Entscheidung der Kommission vom
22. 5. 2002 gebietet, den den Produktionsbetrieben eingeräum-
ten Beihilfenanspruch für die Dienstleistungsbetriebe dadurch zu
neutralisieren, dass letzteren der Anspruch aus gemeinschaftsrecht-
lichen Gründen ebenfalls einzuräumen ist. Im besonderen Fall des
drittbf Dienstleistungsunternehmens stellt sich diese Frage vor dem
Hintergrund, dass es seinen Antrag nach Erlassung der Vereinbar-
keitserklärung der Kommission gestellt hat.

Rechtsprechung

Anmerkung:

1. Das Urteil C-261/02, van Calster vom 23. 10. 2003 ist im
Schrifttum vorschnell als Klärung der Auswirkung einer nachträgli-

chen Kommissionsgenehmigung für eine ursprünglich rechtswidrige
Beihilfe auf das Durchführungsverbot gedeutet worden. So hat der
Fachsenat für Steuerrecht der Kammer der Wirtschaftstreuhänder
aus dem Urteil geschlossen, dass „mangels Zuständigkeit der Kom-
mission für eine rückwirkende Genehmigung einer Beihilfe das
Durchführungsverbot“ ungeachtet der nachträglichen Positiventschei-
dung der Kommission „weiter besteht“ und „der Energieabgaben-
Vergütungsanspruch für den strittigen Zeitraum . . . nunmehr eindeu-
tig auch allen Dienstleistungsbetrieben zu[stehe]. Eine Vorabentschei-
dungsanfrage an den EuGH durch den VwGH scheint damit entbehr-
lich“ (SWK, 1/2004, T 002).

2. Diese Position des Fachsenats ist für die Abgabepflichtigen frei-
lich nur in der atypischen EAVG-Konstellation der Ausdehnung der
Beihilfe „von Vorteil“,weil dadurch die Dienstleistungsbetriebe unge-
achtet der nachträglichen Kommissionsgenehmigung für ihre Aus-
schließung aus dem EAVG weiterhin ihre vom VfGH verfügte Einbe-
ziehung geltend machen können (dazu AnwBl 2003, 235 ff). Zieht
die Verwaltung dagegen die herkömmliche Schlussfolgerung aus ei-
nem Verstoß gegen Art 88 Abs 3 Satz 3 EG und verfügt eine Kom-
plettverweigerung der Beihilfe, so kann eine nachträgliche Kommissi-
onsgenehmigung unter diesem Ansatz dann auch nicht die Situation
der rechtswidrigen Beihilfeempfänger vis-à-vis nationalen Rückab-
wicklungsforderungen verbessern (was freilich etwaige „leer ausge-
gangene“ Konkurrenten freuen mag).

3. Sehr weitgehende Schlüsse aus der Rs van Calster wurden auch in
der Wissenschaft gezogen. So hat Jaeger von einer „Beendigung,
nicht Beseitigung des Durchführungsverbotes“ durch die Kommissi-

onsentscheidung gesprochen. Dieses bestehe „unabhängig von der
Kommissionsentscheidung für den gesamten vorangehenden Zeit-
raum. Die Vereinbarkeitsentscheidung beendet das Durchführungs-
verbot ex nunc für die in der Zukunft liegenden Beihilfenteile, beseitigt
es aber nicht vollständig (ex tunc) für auch die in der Vergangenheit
liegenden Teile. Da die Sperrwirkung des Art 88 von der nachfolgen-
den Entscheidung der Kommission nicht berührt wird, bleibt das
Durchführungsverbot für den Zeitraum von Anmeldung bzw erstmali-
ger Gewährung bis zum Zeitpunkt der Entscheidung ad infinitum auf-
recht. Die Beihilfe ist also nicht in dem erfassten Zeitraum unzulässig,
sondern für diesen“ (EuZW 2004, 79). Auf Basis dieser Auffassung
hat M. Lang (in WiR, Beihilfenrecht 71 f, 85 ff) die Möglichkeiten für
Konkurrenten diskutiert, auch noch nach einer kommissionellen Ver-
einbarkeitsentscheidung die Rückabwicklung bereits rechtskräftig zu-
erkannter rechtswidriger Beihilfen zu erreichen.

4. Jaeger (ZfV 2003, 650) stützt sich bei seinem Ansatz ua auf die
Judikaturaussagen des EuGH, wonach „eine abschließende Ent-
scheidung der Kommission über die Vereinbarkeit […] nicht zur Hei-
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lung der rechtswidrigen Maßnahmen zur Durchführung einer Beihil-
fe“ führe (EuGH 11. 7. 1996, C-39/94, SFEI, Slg 1996, I-3547 ff,
Rz 67 sowie davor schon 21. 11. 1991, C-354/90, FNCE, Slg
1991, I-5505 ff, Rz 16). Dieser vom EuGH judizierte Heilungsaus-

schluss ist im Schrifttum in der Tat wiederholt als „ex nunc“ Wirkung

der Kommissionsentscheidungen gedeutet worden. Allerdings las-
sen sich verschiedene Arten einer ex nunc Wirkung unterscheiden,
sodass aus dem vom EuGH festgestellten Heilungsausschluss nicht
zwingend auf eine jederzeitige (!) und dauerhafte (!) Rückforderbar-
keit der gesamten (!) genehmigungslos gewährten Beihilfen vor na-
tionalen Gerichten geschlossen werden muss (s Rz 8 –11).

5. An der Undeutlichkeit der gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben
hat sich mE auch durch die Rs van Calster nichts geändert, weil die-
ser ein besonderer Sachverhalt zugrunde lag. Zur Beurteilung stand
ein belgisches G aus 1998, mit dem für den Zeitraum vom 1. 1.
1988 bis zum 8. 8. 1996 rückwirkend Beiträge zur Finanzierung ei-
ner rechtswidrigen Beihilferegelung auferlegt wurden und das ein
iW identes, aber nicht nach Brüssel notifiziertes Gesetz von 1987 er-
setzte. Das neue G sollte die aus der damaligen Verletzung des
Durchführungsverbotes resultierenden Zweifel über die Berechtigung
der Abgabeneinhebung zur Beihilfenfinanzierung beseitigen. In der
Rs van Calster ging es somit nicht um die nachträgliche Legitimierung
der – aus Sicht der Betroffenen wenig sensiblen – begünstigenden
Beihilfengewähr, sondern der die Normadressaten belastenden Ab-
gabeneinhebung zur Finanzierung einer rechtswidrigen Beihilfe. Sol-
che Abgabeneinhebungen sind freilich nur bei engem Zusammen-
hang mit der Beihilfe überhaupt vom Durchführungsverbot erfasst
(vgl jüngst EuGH 13. 1. 2005, C-174/02, SWNB, Rz 29), Verall-
gemeinerungen aus der Rs van Calster daher heikel. Allerdings wird
auf Österreich ein der Rs van Calster durchaus vergleichbarer Fall
zukommen, wenn sich die beihilferechtlichen Bedenken des VwGH
gegen die Finanzierung des AMA-Gütesiegels im fortgesetzten Ver-
fahren bestätigen sollten (vgl 20. 3. 2003, 2000/17/0084 =
AnwBl 2003, 562 ff mit Anm Sutter).

6. Neben diesem zentralen Unterschied erscheint aber auch der
vom VwGH in Pkt 4.2. hervorgehobene Umstand erheblich, dass
der Kommission die Rückwirkung des belgischen G offenbar nicht
explizit offen gelegt worden ist, weshalb sie demG zwar die Geneh-
migung erteilte, im Verfahren vor dem EuGH aber dann bestritt, auch
die Rückwirkung autorisiert zu haben. Für klar deklarierte Genehmi-
gungsersuchen mit Vergangenheitsbezug und bewusste nachträgli-
che Genehmigungen der Kommission gilt nämlich die Befürchtung
des EuGH in der Rs van Calster Rz 60, dass eine rückwirkende Ge-
nehmigungswirkung die Notifikationspflicht unterminiere, nicht: Da
die Entscheidung über die Beihilfengenehmigung im Ermessen der
Kommission steht, kann die bloßeMöglichkeit (!) des Erreichens kom-
missioneller Nachsicht für eine Reparaturgesetzgebung noch keinen
Anreiz für die Mitgliedstaaten schaffen, ihre Notifikationspflicht sys-
tematisch zu verletzen.

7. Darüber hinaus kürzt eine rückwirkende Genehmigung nur einen

Weg ab, der Kommission und Mitgliedstaaten alternativ zur Verfü-
gung stünde. Diese könnten nämlich das gleiche Ergebnis durch
Rückforderung der nicht-notifizierten Beihilfen und gleichzeitige Ver-
gabe einer ordnungsgemäß angemeldeten und genehmigten, diese
Rückforderung egalisierende Ausgleichsbeihilfe erreichen (schon in
diesem Sinne Stellungnahme der Kommission in der Rs C-354/90
FNCE, Sitzungsbericht Mancinis, Slg 1991, 5512; aA Jaeger, ZfV
2003, 651 und 654). Vor diesem Hintergrund müssen auch die „Ge-
genargumente“ des VwGH in Pkt 4.4. nicht verfangen. Im Zusam-
menspiel mit der Kommission lässt sich eine staatliche Neuvergabe
von Beihilfen an denselben Begünstigtenkreis ja letztlich ohnedies
nicht verhindern.

8. Mit den typischen Konkurrentenansprüchen nach einer rechts-
widrigen Beihilfengewähr, die ja nicht die Ausdehnung der Beihilfen-
gewähr auf sie selbst, sondern die Rückforderung vom unberechtig-
ten Beihilfenempfänger verlangen, hat sich der VwGH nicht beschäf-
tigt. Für sie sind die Folgerungen aus dem Durchführungsverbot aller-
dings gleichfalls und spiegelbildlich ungewiss. ME sind zum
Wechselverhältnis zwischen der Wirkung des Durchführungsverbo-
tes und nachträglichen Vereinbarkeitsentscheidungen der Kommis-
sion auf Basis der bisherigen Jud des EuGH drei grundsätzliche Deu-
tungsansätze zumindest denkbar, die wiederum jeweils in verschie-
denen Verästelungen vorstellbar sind (dazu im Detail und mwN:
Sutter, Das EG-Beihilfenverbot und sein Durchführungsverbot in Steu-
ersachen, Linde 2005).

9. Der erste Deutungsansatz sieht das Durchführungsverbot für die
Vergangenheit durch die Kommissionsentscheidung unbeeinträchtigt
und erlaubt – vorbehaltlich einer etwaigen nationalen Verjährung –

auch noch die Rückaufrollung bereits abgeschlossener Verfahren (s
Jaeger und Lang in Rz 3). Allerdings kommen dabei für die entschei-
dende Zuordnung einer Beihilfengewähr noch zum vom Durchfüh-
rungsverbot erfassten „genehmigungslosen Zeitraum“ oder bereits
zum rückabwicklungsfreien „genehmigten Zeitraum“ idR mehrere
Anknüpfungspunkte in Betracht. So kann man etwa für die rechtswid-
rige „Durchführung“ einer steuerlichen Beihilfe darauf abstellen, ob
die Steuerschuldentstehung, der Eintritt von formeller oder materieller
Rechtskraft oder der Fälligkeitszeitpunkt noch vor der Kommissions-
genehmigung lagen (vgl auch VwGH Pkt 4.4.). Je nachdem nimmt
das Rückabwicklungsvolumen unterschiedliche Ausmaße ein: Stellt
man auf den Abschluss des Steuerfestsetzungsverfahrens durch die
Abgbeh ab, so wäre auch die vom BMF vertretene Position, dass
die nachträgliche Kommissionsgenehmigung eine Deaktivierung
des Durchführungsverbotes für alle laufenden (!) Steuerverfahren be-
dingt (RdW 2002/485b), noch durchaus gemeinschaftskonform.

10. Alternativ ist freilich ein zweiter Deutungsansatz denkbar, wo-
nach die Schutzfunktion der nationalen Gerichte für Konkurrenten
von Beihilfeempfängern überhaupt zeitlich befristet ist (EuGH
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21. 11. 1991, C-354/90, FNCE, Slg 1991, I-5505 ff, Rz 14) und
die Ansprüche der Konkurrenten – sofern nicht rechtzeitig einge-
bracht oder gar bereits abgewickelt – mit der Kommissionsentschei-
dung präkludieren. Der vom EuGH judizierte Heilungsausschluss be-
deutet dann eben nur, dass bereits erfolgte oder zumindest initiierte
nationale Entscheidungen oder Verfahren von der Kommissionsge-
nehmigung im Nachhinein nicht mehr in Frage gestellt werden kön-
nen (vgl EuGH 11. 7. 1996, C-39/94, SFEI, Slg 1996, I-3547 ff,
Rz 67, Satz 3), zwingt aber nicht zur Zulassung weiterer (!) Konkur-
rentenklagen bezüglich der rechtswidrigen Beihilfen. Erweist sich
die Beihilfe in der Prüfung durch die Kommission als mit dem Ge-
meinsamen Markt unvereinbar, muss ihre Rückforderung nach
Art 14 VO 659/99 freilich ohnehin von der Kommission selbst be-
trieben werden.

11. Bei beiden vorgestellten Deutungsansätzen wäre schließlich
noch zu erörtern, ob der Rückabwicklungsanspruch der Konkurren-
ten vor den nationalen Gerichten umfangmäßig die gesamte Beihilfe
oder nur den (Zinsen)Vorteil der verfrühten Auszahlung erfasst. Als
dritter Deutungsansatz ist es letztlich noch denkbar, Konkurrenten

vor nationalen Gerichten überhaupt nur eine vorläufige Rückabwick-

lung als Überbrückung bis zur Kommissionsentscheidung zuzubilli-
gen. Man sieht: Die vom VwGH lancierte Vorlage an den EuGH ist
– entgegen der Meinung des Fachsenats – keineswegs „entbehr-
lich“, sondern höchst notwendig gewesen, kann doch nur der EuGH
seine mehrdeutige Judikatur zum „Heilungsausschluss“ der Kommis-
sionsgenehmigung authentisch interpretieren!

12. Abschließend soll noch darauf hingewiesen werden, dass die
vorliegende Vorlage des VwGH für den EuGH auch die erste Gele-

genheit ist, sich mit der atypischen Schlussfolgerung des VfGH aus
dem Durchführungsverbot (Ausdehnung der Beihilferegelung zu
einer allgemeinen Wirtschaftsmaßnahme statt der üblichen Totalver-
weigerung der Beihilfe) auseinander zu setzen. Der VwGH hat diese
Vorgehensweise zwar erst gar nicht mehr hinterfragt, im Schrifttum
sind aber gemeinschaftsrechtliche Bedenken aufgezeigt worden
(Sutter, EuZW 217, Rz 11), denen der EuGH nachgehen könnte
und bei eigenen Zweifeln an der österreichischen Auflösung auch
müsste.

Franz Philipp Sutter
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lagen
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Werbung erlaubt!
Werbe- und Marketingideen für Rechtsanwälte, 

Notare und Steuerberater

2005, 264 Seiten, br., 3-7046-4421-8, € 36,80

(Werbung für die freien
Berufe war lange Zeit ein
Tabuthema.) Die harten
Werbebestimmungen der
Kammern wurden jetzt ge-
lockert und somit können
Wirtschaftstreuhänder,
Steuerberater, Rechtsan-
wälte und Notare werben.
Die besten Tipps und
Tricks dazu gibt das vor-
liegende Praxishandbuch!

Kanduth-Kristen

Personenunternehmen 

versus Kapitalgesellschaft
Rechtsformwahl nach der Steuerreform 2004/2005

2005, 360 Seiten, br., 3-7046-4411-0, € 46,80

Das Buch arbeitet – auf-
bauend auf dem beste-
henden Besteuerungs-
konzept für Personenun-
ternehmen und Kapital-
gesellschaften und den
Kriterien für die Rechts-
formwahl – die für die
einzelnen Rechtsformen
relevanten Änderungen
durch die Steuerreform
2004/2005 systematisch
auf, gibt Gestaltungshin-

weise zur Nutzung der steuerlichen Änderungen
und stellt die Steuerbelastung von Personenunter-
nehmen und Kapitalgesellschaften nach der Steu-
erreform vergleichend gegenüber.
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Für Sie gelesen

& Festschrift Peter Doralt zum 65. Ge-
burtstag. Hrsg von Susanne Kalss/
Christian Nowotny/Martin Schauer.
Verlag Manz, Wien 2004. XXII, 801
Seiten, Ln, E 148,–.

Viele praktisch denkende Rechtsanwälte
fragen sich, wofür es Festschriften gibt.
Festschriften sind einerseits die Ehrung für
anerkannte, angesehene Juristen, anderer-
seits dienen sie auch dem Leser neue juristi-
sche Gedanken in ausführlicherWeise prä-
sentiert zu bekommen, und zwar in einer
Länge, die in der schnelllebigen kurzen Zeit
nicht mehr üblich ist. Die Festschrift für Peter
Doralt ist ein entsprechendes Werk. Peter
Doralt ist, wie jeder in Österreich tätige Ju-
rist weiß, einer der großen Gesellschafts-
rechtler, eine Aufzählung seiner Werke be-
deutet Eulen nach Athen zu bringen.
Wolf Dieter Arnold (1 ff) bringt in seiner
Festgabe an den Jubilar mit dem Titel „Zeit-
angaben im GmbHG“ eine interessante
Studie zu den Zeitangaben im GmbHG.
Dieser Artikel mit einer Länge von 32 Sei-
ten würde bedauerlicherweise heute nur
in einer Festschrift wie dieser veröffentlicht
werden.
Interessant ist auch der Artikel von Keinert
(Seite 303 ff) „Irreführung geographischer
Zusätze im Wettbewerbs- und Kennzei-
chenrecht – namentlich am Beispiel „L“AW
Linzer Anwälte“, in dem er auch die für
Rechtsanwälte bedeutsame Entscheidung
des OGH bespricht.
Zwei Aufsätze sind besonders herauszu-
streichen. Einerseits die Auseinanderset-
zung von Günter Roth (Seite 479 ff) „Gläu-
bigerschutz bei der GmbH was ist unver-
zichtbar“, in dem er auch im Hinblick auf
den Hintergrund der Centros-Entscheidung
des EuGH seinen Gedanken freien Lauf
lässt. Auch die Frage der Patronatserklä-
rung (Peter Rummel, 493 ff) sind für den an-
wendenden Juristen von großem Interesse.
Diese Festschrift ist ein fixer Bestandteil je-
der gesellschafts- und handelsrechtlichen

Bibliothek, in der man auch ausführliche
Gedanken sucht.

Wolf-Georg Schärf

& Gewährleistungshaftung beim Unter-
nehmens- und Beteiligungskauf. Von
Tobias Larisch. Band 44, Rechtsfragen
derWirtschaft. Verlag Dr. Otto Schmidt,
Köln 2004. 305 Seiten, br, E 64,80.

Der Kauf eines Unternehmens bzw der Er-
werb einer Beteiligung an einem solchen
ist von großer wirtschaftlicher Bedeutung.
Wenn sich die Erwartungen des Käufers
nicht erfüllen, werden ua Haftungsfragen
aus dem Bereich des Gewährleistungs-
rechts aufgeworfen. Das vorliegende Buch,
das von Tobias Larisch im Sommersemester
2003 als Dissertation an der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster vorgelegt
und angenommen wurde, behandelt die
konkrete Frage der Haftung des Verkäufers
für enttäuschte Erwartungen des Käufers
über das erworbene Unternehmen bzw er-
worbene Beteiligungen im Rahmen des
bundesdeutschen Rechts.

Diese seit langem diskutierte Problematik
hat durch das am 1. 1. 2002 in Kraft getre-
tene Gesetz zur Modernisierung des
Schuldrechts wesentliche Änderungen
und damit eine besondere Aktualität erfah-
ren. Larisch versucht in seiner Arbeit zum
einen die Gewährleistungsproblematik
beim Unternehmens- und Beteiligungskauf
umfassend zu analysieren und zum ande-
ren die gesetzlichen Grenzen für eine ver-
tragliche Ausgestaltung der Gewährleis-
tungshaftung des Verkäufers zu bestim-
men.

Der erste Teil des Buches ist der gesetzli-
chen Haftungsordnung gewidmet und gibt
eine Darstellung der Haftung des Unterneh-
mensverkäufers sowohl beim Asset Deal
als auch beim Share Deal. So wird etwa
für beide Verkaufsformen die grundsätzli-
che Anwendbarkeit der §§ 434 ff BGB
auf den Unternehmenskauf geprüft. Wei-

ters folgt eine speziell auf den Kaufgegen-
stand Unternehmen bezogene Untersu-
chung der Sach- und Rechtsmängel des ver-
kauften Unternehmens sowie der Rechtsfol-
gen nach § 437 BGB und ein Abschnitt
über diverse Verjährungsfragen zu den Ge-
währleistungsansprüchen.

Der zweite Teil ist der vertraglichen Haf-
tungsordnung gewidmet. Neben einer
Analyse der Grundstrukturen des in der
Praxis vorzufindenden selbständigen ver-
traglichen Gewährleistungssystems be-
schäftigt sich Larisch eingehend mit der
Frage, ob sich die bisherige Praxis, das
dispositive Gesetzesrecht auszuschließen
und privatautonome vertragliche Rege-
lungssysteme mit individuellen Haftungsbe-
schränkungen zu errichten, mit den neuen
gesetzlichen Bestimmungen des § 444
BGB vereinbaren lässt.

Wie erwähnt basiert die Arbeit auf bun-
desdeutschem Recht. Dennoch ist das Buch
auch für den österreichischen Anwender in-
teressant und verwendbar. Die Grundla-
gen der ausführlichen Untersuchung des
Autors sind ebenso für den österrei-
chischen Rechtsbereich relevant.

DasWerk bietet dem Leser eine sehr umfas-
sende und fundierte Auseinandersetzung
mit dem Thema. Dem Autor ist es gelungen,
auf eine sehr übersichtliche, klar struktu-
rierte Art und Weise ein praxisnahes Lö-
sungsmodell für die Haftungsfrage auszu-
arbeiten und dem Leser zu vermitteln. Her-
vorzuheben sind die prägnanten Gegen-
überstellungen der alten und der neuen
Rechtslage zu konkreten Fragen, die be-
sonders gut gelungene Zusammenfassung
der wichtigsten Ergebnisse zur Orientie-
rung des Lesers sowie das umfangreiche Li-
teraturverzeichnis.

Erich Stefan Gerold

& Kodex K, Richtlinie für die Ausschrei-
bung und Vergabe von Kommunikati-

ons-Dienstleistungen in Marketing,
Werbung und Öffentlichkeitsarbeit auf

Grundlage des Bundesvergabegesetzes
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2002. Vom Fachverband Werbung
Marktkommunikation Wirtschaftskam-
mer Österreich. Wien 2004.
96 Seiten, Pb, kostenlos.

Der Kodex K soll eine einfache und ver-
ständliche Orientierungshilfe für Beschaf-
fungen für Marketing, Werbung und Öf-
fentlichkeitsarbeit sein, welcher in Zusam-
menarbeit von der Wirtschaftskammer
Österreich und der Bundesbeschaffungs
GmbH erstellt wurde. Das vorliegende
Werk ist nicht nur für in der Werbe- und
PR-Branche tätige Unternehmen, sondern
auch Rechtsberater empfehlenswert. Es ent-
hält insbesondere auch eine für „Einstei-
ger“ in das Vergaberecht geeignete Kurz-
darstellung des Ablaufes eines Vergabe-
verfahrens.

Michael Breitenfeld

& Der Mietvertrag. Leitfaden für Vertrags-

verfasser. Vertragspunkte. Gestaltung.
Von Peter Kuprian / Christian Prader.
Verlag Manz, Wien 2004. XIV,
160 Seiten, E 36,–.

Da lacht einem ja das Herz! Wer sucht
nicht immer wieder verzweifelt nach den
Ausnahmetatbeständen vom Teil- oder Voll-
anwendungsbereich des MRG, den Krite-
rien für welche Art von Mietzinsbildung
oder Befristungsmöglichkeiten? Wenn das
kompakte vorliegende Büchlein sich auch
bescheiden als Leitfaden für Vertragsver-
fasser ankündigt, ist es dennoch auch als
Nachschlagewerk für mietrechtliche Fra-
gen bestens geeignet. Erstaunlich ist, dass
Basis für das Buch ein vom Präsidenten
des OLG Innsbruck in Zusammenarbeit
mit der Notariatskammer Tirol und der
Richtervereinigung Sektion Tirol veranstal-
tetes Seminar und die dafür erstellten Semi-
narunterlagen waren. Obwohl in Wien
wohl weit mehr mietrechtliche Problematik
auftreten dürfte.

Zu den einzelnen Vertragspunkten finden
sich ausführliche Beispiele für Formulierun-
gen, aufgrund der Neuheit des Buches fin-

den sich auch die mit 1. 4. 2004 ange-
passten Richtwertmietzinse sowie die Kate-
goriemieten.
Ein ausführliches Inhaltsverzeichnis ebenso
wie ein Stichwortverzeichnis helfen beim
Suchen, wobei im Stichwortverzeichnis
gleiches auch unter unterschiedlichen Be-
griffen auffindbar ist wie unter „Vollaus-
nahmeobjekte“ die Ein- und Zweiobjekt-
häuser ebenso wie unter „Ein- und Zweiob-
jekthäuser“. Ein äußerst nützliches und
empfehlenswertes Buch!

Ruth Hütthaler-Brandauer

& Strafvollzugsgesetz. Manz Kommentar.
Von Karl Drexler (Hrsg). Verlag Manz,
Wien 2003. 416 Seiten, geb,E 108,–.

Ein Kommentar, der sich nach seinem
Selbstverständnis dem Versuch unterzieht,
dem Praktiker eine Erläuterung des StVG
zu liefern, kann auch für den Strafverteidi-
ger nur von Nutzen sein. Der vorliegende
StVG-Kommentar erfüllt diese Erwartung
uneingeschränkt. Die Übersichtlichkeit des
Werkes, die hervorragende Lesbarkeit so-
wie gefällige Formulierung sprechen den
Praktiker an. Da die Betreuung des Man-
danten nach Rechtskraft des Strafurteils –

eben im Strafvollzug – nicht nur juristische,
sondern darüber hinaus praktische
Aspekte beinhaltet, ist dieser an den Be-
dürfnissen der Praxis orientierte Kommen-
tar auch für den Strafverteidiger der erste
Einstieg in alle Fragen des Strafvollzuges.
Die Darstellung ist am Aufbau des StVG
orientiert, im Anhang finden sich die wich-
tigsten Nebenbestimmungen (etwa die
Sprengelverordnung für den Strafvollzug).
Allgemeine Teile sind dem Kommentar vor-
geschaltet oder finden sich in den Erläute-
rungen zu den Begriffsbestimmungen des
§ 1 StVG. Bedeutend sind jedenfalls die
Ausführungen zu den §§ 5, 6 sowie 99
StVG über den Strafaufschub bzw die
Strafunterbrechung. Diese Ausführungen
geben interessante Anhaltspunkte für ent-
sprechende Anträge, deren Wichtigkeit in
der Praxis jene der Schuld- bzw Straffrage

auch übersteigen kann. Die Bedeutung der
Frage des individuellen Vollzugsortes be-
darf angesichts der regionalen Unter-
schiede in der Praxis des Strafvollzuges so-
wie insb der bedingten Entlassung keiner
weiteren Erwähnung.

Der Autor –Abteilungsleiter in der Strafvoll-
zugssektion des BMJ – legt ein Werk vor,
das den Strafvollzug als soziales Phäno-
men vor dem Hintergrund der erstmals mit
dem StVG verwirklichten streng rechts-
staatlichen Orientierung darstellt. Hinzu-
kommt, „dass eine Verwaltung, der prak-
tisch das gesamte Leben der ihr Anbefohle-
nen anvertraut ist, immer wieder auf Lü-
cken stoßen muss, zu deren Schließung
nicht rechtliche, sondern Praktikabilitätser-
wägungen angestellt werden“ müssen.
Wussten Sie etwa, dass § 63 StVG ein sub-
jektiv-öffentliches Recht konstituiert, in an-
gemessenem Umfang zu zeichnen, zu ma-
len oder sich bildnerisch zu betätigen?
Letztlich beleuchtet der vorliegende Kom-
mentar den zeitgemäßen, humanen Straf-
vollzug als ein besonders wichtiges Instru-
ment moderner Kriminalitätsprävention.

Ernst Schillhammer

& Arbeitsverfassungsgesetz in Frage und
Antwort. Von Thomas Kallab/Erich Ull-
mann (Hrsg). 2. neu bearb. Aufl, Verlag
des ÖGB/HEROLD, Wien 2004. 212
Seiten, Pb, E 16,50.

Vorliegendes Rezensionsexemplar befasst
sich mit dem Arbeitsverfassungsgesetz
und versucht diese komplizierte Thematik
in Form eines Frage- und Antwortschemas
einfach und verständlich darzustellen.

Teil 1 wird der kollektiven Rechtsgestaltung
gewidmet. Gefragt und geantwortet wird
ua, „was durch einen Kollektivvertrag gere-
gelt werden kann, welcher Kollektivvertrag
für welches Arbeitsverhältnis gilt und was
ein Mindestlohntarif ist“.

Im zweiten Teil „Betriebsverfassung“ wer-
den das Organisationsrecht, Befugnisse
der Arbeitnehmerschaft, die Rechtsstellung
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der Mitglieder des Betriebsrates und die
Jugendvertretung behandelt.
Die Strafbestimmungen des Arbeitsverfas-
sungsgesetzes sind Thema des dritten Teils.
Auch die europäische Betriebsverfassung
wird kurz umrissen.
Den Autoren ist es gelungen, wie schon in
„Arbeitsrecht in Frage und Antwort“ einem
breiten Publikum in einfachen Worten ei-
nen Überblick über diese äußerst kompli-
zierte Materie zu verschaffen.

Georg Grießer

& StPO – Strafprozessordnung. Von Chris-
toph Mayerhofer (Hrsg). Verlag Öster-
reich, Wien 2004. 2 Bände, 1.452 Sei-
ten, geb, E 240,–.

Was dem Ziviljuristen sein Dittrich/Tades,
ist dem Strafjuristen sein Mayerhofer (so-
wohl als Entscheidungssammlung zum
Strafgesetzbuch, den materiellen und ver-
fahrensrechtlichen Nebengesetzen, den
Verordnungen und Erlässen dazu sowie
eben auch der Strafprozessordnung). Beur-
teilte man nämlich ein Schriftwerk nach der
Anzahl seiner Zitierungen in der Rechtspre-
chung des OGH, so hat man es gegen-
ständlich mit einem absoluten Standard-
werk zu tun.
In nunmehr fünfter Auflage, an deren He-
rausgabe auch Adrian Hollaender mitge-
wirkt hat, birgt dieses Kompendium in zwei
Bänden zu jeder Norm der Strafprozess-
ordnung einen stets einleitenden Anmer-
kungsteil (mit Hinweisen auf Schrifttum
und Materialien) und danach eine umfas-
sende Darstellung der höchstrichterlichen
und – dort wo Rechtsprobleme aufgrund
des jeweiligen Instanzenzuges kaum je-
mals an den OGH herangetragen werden
– der oberlandesgerichtlichen Rechtspre-
chung. Die fünfte Auflage war notwendig
geworden, weil seit der vierten mit Stand
1996 so wesentliche Neuerungen wie
das Strafprozessreformgesetz 1999 mit
der Einführung des IXa. Hauptstücks (Di-
version) in die Strafprozessordnung Ein-
gang fanden. Gerade dieser neue Teil sei

besonders hervorgehoben, gibt er doch
eine praktische Empfehlung zur vorzugs-
weisen Anwendung der einzelnen Diver-
sionsformen wieder.

Der praktischen Verwendung besonders
zugänglich erscheint aber – wie schon bis-
her – die für den spezialisierten Strafvertei-
diger wesentliche Entscheidungssammlung
zum § 281 StPO. Bei der Arbeit an Nich-
tigkeitsbeschwerden ist der Mayerhofer
ein unerlässlicher Behelf, um sich in der na-
turgemäß fast unerschöpflichen Judikatur
zu den berühmten Ziffern 1 bis 11 zurecht-
zufinden. Diese Aufgabe erfüllt das Werk
aber wie auch in den letzten vier Auflagen
in mehr als zufriedenstellender Art und
Weise.

Bei konsequenter Arbeit damit wird es sich
dann in Zukunft auch für den in Straf-
sachen weniger versierten Rechtsanwalt
bewerkstelligen lassen, ein Rechtsmittel
so zu verfassen, dass es im Sinne der stren-
gen Judikatur des OGH als „prozessord-
nungskonform ausgeführt“ zu betrachten
ist. Der Vermutung des Autors in seinem
Vorwort zu dieser Auflage zum Trotz, wo-
nach es mit der Qualität der strafrechtli-
chen Rechtsmittel in Österreich nicht zum
Besten bestellt sein könnte, sollte das vorlie-
gende Kompendium durch reichliche An-
wendung eben diesen vermuteten Zustand
ändern und folglich in keiner Kanzlei feh-
len.

Roland Kier

Literaturbericht

Indexzahlen 2004: Nov. Dez.

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) ____ 109,1 109,6

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) __________________ 109,2 109,0

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) _______ 114,8 115,3

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) _______ 150,1 150,8

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) _______ 233,4 234,4

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) _______ 409,6 411,4

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) ______________ 521,8 524,2

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) _____________ 523,5 525,9

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) ________ 4585,0 4606,0

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) _______________ 3951,6 3969,7

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) __________________ 112,5 112,3

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) __________________ 117,3 117,1

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) __________________ 156,2 155,9

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) __________________ 260,0 259,5

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt ____ 2536,6 2532,0

Zahlenangaben ohne Gewähr
Jahresübersicht Indexzahlen 2004, siehe S 117.
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der Büro-
zeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(0662) 84 08 15, durchgehend erreichbar.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien (nächst Justizzentrum
Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

&

Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

&

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1130 Wien, Fleschgasse 34,
übernimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&

RA Dr. Manfred Winkler, Henslerstr. 3/Ecke Gigergasse, 1030
Wien (100 Meter vom neuen Justizzentrum Wien-Mitte entfernt),

übernimmt gerne Substitutionen bei allen dort befindlichenGerichten
(Handelsgericht, BG f Handelssachen und BG Innere Stadt Wien).

Telefon (01) 710 79 19, Telefax (01) 710 79 19 19.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA Dr.
Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3, Telefon
(01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-

nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung, Telefon
(0316) 82 22 02, Fax (DW) 22, Mobil erreichbar: (0676)
310 48 52.

&

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.

RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzü-
gen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt, sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622)
834 94-4.

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5, Sl
1000 Ljublana, steht österreichischen Kollegen für Mandatsüber-
nahmen und cross-border Rechtssachen aller Art zur Verfügung.

Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net.

&

U.S.A.: Dr. Laurence Fauth, amerikanischer Rechtsanwalt, steht Kol-
legen in allen amerikanischen Rechtsangelegenheiten gerne bera-
tend und für Vertretungen (Gerichte) in den U.S.A. zur Verfügung.
Kontakt: Salztorgasse 1/9, A-1010 Wien; Telefon (01)
532 00 00; Telefax: (01) 532 00 00-32.

Anzeigen

Wir sind...
● eine bekannte, mittelgroße Wirtschaftskanzlei in Wien, die schwerpunkt-

mäßig nationale Unternehmen, aber auch internationale Klientel rechtlich
betreut.

Wir suchen...
● eine(n) eingetragene(n) Rechtsanwalt/Rechtsanwältin oder 

Rechtsanwaltsanwärter(in) mit Rechtsanwaltsprüfung zur Mitarbeit in 
unserem Team

Wir setzen voraus...
● überdurchschnittliche, universelle Rechtskenntnisse, insbesondere in 

allen Belangen des Wirtschaftsrechtes
● Einsatzfreude und hohe Flexibilität, auch im Kontakt mit Klienten
● Bereitschaft zu unternehmerischem Denken 

Wir bevorzugen...
● zumindest hervorragende Englisch-Kenntnisse
● Bewerber mit Auslandserfahrung oder juristischer Zusatzausbildung

Wir bieten...
● Mitarbeit bei anspruchsvollen und abwechslungsreichen Mandaten
● eigenverantwortliche Entwicklungsmöglichkeit als Rechtsanwalt
● Förderung juristischer Fortbildung
● Kanzlei mit technisch hochwertiger Ausstattung (auf dem letzten Stand)
● Realistische Möglichkeit einer zukünftigen Partnerschaft

Die strengste Vertraulichkeit der Bewerbungen wird garantiert!

Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen unter
Chiffre A-100731 an den Verlag!
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Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Hahngasse 25, 1090 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staatenü-
bergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 319 25 25, Telefax (01) 319 65 91, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: uc.walter@aon.at

&

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!

Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90. Ho-
mepage: www.cllb.de

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Jean Ritchie QC, 4 Paper Buildings, Temple, London
EC4Y 7EX.

Telefon (004420) 7353 3366, Telefax (004420) 7353 5778.

&

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei: Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.

Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18
81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

&

Anwalt in 4560 Kirchdorf sucht Kollegen/innen zur Kooperation
gegen Substitutionspauschale und späteren engeren Zusammenar-
beit. Moderne Infrastruktur vorhanden.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100717.

Anzeigen

RECHTaktuell
Das Neueste zum öffentlichen Recht

Zeyringer/Weitzenböck/Koutny
Personenstandsrecht
11. Ergänzungslieferung

Die Ausgabe enthält alle Rechtsvorschriften in Personenstandsangelegenheiten.
Im Anschluss an den Normtext geben zahlreiche Anmerkungen, die die Judikatur der
Höchstgerichte berücksichtigen, instruktive Zusatzinformationen für die praktische
Handhabe.
Die 11. Lieferung enthält eine Fülle an Neuerungen:

• Familien- und Erbrechts-ÄnderungsG 2004: Neuregelung in den Bereichen Abstammung, Adoption
• Neues AußerstreitG 2003
• Außerstreit-BegleitG 2003 mit Änderungen in PersonenstandsG, EheG, JWG, TEG ua
• Akademische Grade: Berücksichtigung von Universitätsgesetz 2002 und Eintragungsrichtlinien 2004
• Neue Aufgabe für Personenstandsbehörden: Datenübertragung an Gebietskrankenkassen

(Neue PersonenstandsdatenV samt Erlass des BMI)

Loseblattwerk in 1 Mappe inkl. 11. Ergänzungslieferung 2004. EUR 140,– ISBN 3-214-03618-1
Im Abonnement zur Fortsetzung vorgemerkt.
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RA-Kanzlei in Innenstadtlage abzugeben, Infrastruktur vorhanden,
ca 300 m2, repräsentative Lage und Räume, Platz für 3 bis 4 Kol-
legen. Telefon (01) 505 73 71.

&

Rechtsanwaltskanzlei in Korneuburg (künftiger Spezial-Regional-
gerichtsstandort) wegen Pensionierung günstig abzugeben.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100732.

&

Rechtsanwalt, 1. Bezirk (Rathausviertel), bietet Kanzleiräumlichkei-
ten und Nutzung der Infrastruktur gegen Regiekostenbeteiligung.

Antworten bitte an: reinhard.Neureiter@chello.at

&

1030Wien, Nähe Justizzentrum, verkehrsgünstig, Jugendstilhaus,
Mitbenützung von Kanzleiräumlichkeiten (Arbeitszimmer, Sekreta-
riat, Konferenzraum, Nebenräume) samt Infrastruktur.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100718.

&

Biete 2 repräsentative Büroräume in 1010Wien, Krugerstraße 17,
zu attraktiven Bedingungen. Die gesamte administrative Infrastruk-
tur meiner Kanzlei kann bei Bedarf mitbenützt werden.

Dr. Karl Schirl, Telefon +43 (650) 513 22 31.

&

Rechtsanwaltskanzlei in 1010 Wien, zentrale Lage, bietet Zimmer
in Untermiete. Mitbenützung der Infrastruktur möglich.

Telefon (01) 512 66 55-0.

&

Rechtsanwalt untervermietet Zimmer mit Benützung von sehr gut
ausgestatteter Bibliothek sowie Konferenzzimmer in Wien 1, zen-
traler Lage; späteres Zusammengehen möglich.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100728.

&

Wien 1: RA (38) mit etablierter Kanzlei inWien 2 in Top-Lage sucht
Untermieter und/oder Regiepartner mit eigener Klientel. Komplette
Infrastruktur in top renovierten Räumlichkeiten bis zu je 80 m2,
Teilmöblierung, eventuell inklusive kompletter technischer Anlage
bis hin zum Anwaltsprogramm, ab 1. 4. 2005.

Telefon (01) 536 37 DW 500.

Wien, Hoher Markt: komplett neu adaptierte, repräsentative, helle
Büroräumlichkeiten geeignet für zwei Anwälte, Sekretariat, Konzi-
pient, ca 95 m2 (4 Räume, Vorraum, Küche), 4. Stock, Lift, Parkett-
böden, Einrichtung samt EDV-Infrastruktur, provisionsfrei; Miete
marktgerecht/günstig; langfristig.
Telefon (01) 535 37 21, Mag. König.

&

Salzburg-Nonntal: Modernes Kanzleigebäude mit Top-Ausstat-

tung in Gerichtsnähe, ca 470 m2, Parkplätze vorhanden, Miete
E 4.500,– netto/Monat.
BETA VVG, Telefon (0662) 82 37 70, Telefax: (0662) 82 37 72.
www.beta5020.at

&

Leoben, freie Büroflächen in der Größe von 198 bzw 396 m2 beim
neuen Justizzentrum zu verkaufen, Zubehör: 110 bzw 147 m2 Ar-
chivräume, Telefon (01) 31380-218 ABV.

&

Gediegenes Einfamilienhaus (Zustand wie Erstbezug) in NÖ (ru-
hige Wohnlage), Nähe Wien-Stammersdorf. Beheizter, gefliester
Keller, Dusche, Sauna, Biotop, gepflegter Garten mit Bewässer-
ungsanlage, Fußboden-Erdwärmeheizung, 30 m2 echter Winter-
garten, Wohnsalon, Terrasse, Echtholzeinbauküche, diverse Tisch-
lereinbauten, 2WC, Bad, 5 Zimmer, Studio im Dach, Garage und
Fahrradraum. Privatverkauf! Telefon (0676) 316 86 45.

&

Vermiete zentral gelegenes topsaniertes Altbaubüro (138 m2),
Nähe Theater in der Josefstadt, mit typischem Altbaucharakter. En-
tree, 4 helle Büroräume, Teeküche, Kabinett, Bad, WC. Gas-Eta-
genheizung, Telefon und Kabel vorhanden. Miete E 1311,–,
BK E 220,– zuzüglich MWSt. Mietbeginn kurzfristig.
Mag. Nagy, Telefon (01) 894 21 73.

&

Verkaufe bzw gebe ab: RGBl/RGBL 1900–2002 (komplett gebun-
den) sowie SSt Band 1–61.
Angebote bitte an r.bruce@gmx.net

&

Zu verkaufen: MietSlg (komplett), EFSlg (komplett), HS (komplett),
Das Österreichische Recht (aktueller Stand). Preise nach Vereinba-
rung.
Andréewitch &Simon RAe, Telefon (01) 533 31 58.
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